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Zukunftsplan bei Opel 

Bei Opel soll zunächst ohne betriebsbedingte Kün¬ 
digungen saniert werden. Ob das funktionieren 
wird, ist fraglich. 
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In Leningrad 

103 Kommunistische und Arbeiterparteien aus 78 
Ländern trafen sich in St. Petersburg, den 100. 
Jahrestag der Oktoberrevolution fest im Blick. 
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Thema der Woche 


Kampf um Arbeitsplätze 

Die Belegschaft des Gelsenkirchener Arma¬ 
turenherstellers Seppelfricke wehrt sich ge¬ 
gen die Demontage ihrer Maschinen und de¬ 
ren Verlagerung nach Großbritannien. Robert 
Sadowsky von der IG Metall Gelsenkirchen 
berichtet im Interview auf Seite 3 über den 
geplanten Warnstreik. 

Sadowsky war auch Teilnehmer an der Ar¬ 
beitszeitkonferenz der DKP in Essen und 
sprach dort neben zwei Kollegen von den Ge¬ 
werkschaften EVG und ver.di über die Kämp¬ 
fe für eine Arbeitszeitverkürzung mit vollem 
Lohn- und Personalausgleich für alle. 
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Die USA in der Defensive 


Donald Trump fügt sich in Asien in das Unvermeidliche 


E s dürfte angenehmere Termine 
für Donald Trump gegeben ha¬ 
ben. Zwar inszenierte der chinesi¬ 
sche Staatspräsident Xi Jinping sogar 
den Großen Paradebahnhof mit 21 Sa¬ 
lutschüssen, aber Trump hatte weder 
viel anzubieten, noch viel zu kassie¬ 
ren. Die aufstrebenden Regionen der 
Welt liegen längst nicht mehr in den 
USA. Die Phantasie von der Wieder¬ 
belebung der US-amerikanischen In¬ 
dustriebrachen wird wohl ein Traum¬ 
gebilde für seine Anhänger bleiben. 

Geostrategisch betrachtet, be¬ 
müht sich das US-Imperium in Asien 
seit geraumer Zeit um die Umzinge¬ 
lung seiner, in seiner Sicht, größten 
Herausforderer. Allein 400 Militär¬ 
stützpunkte hat das Pentagon um die 
VR China gruppiert. Radarstationen, 
Raketenabwehrsysteme, strategische 
Bomber. Allein drei Flugzeugträger¬ 
gruppen hat die US Navy in der Nähe 
Nordkoreas zusammengezogen. „Ra¬ 
ketenmann“ (Trump) Kim Jong-un 
spielt die Rolle des Watschenmannes, 
womit über Bande gegen die Volksre¬ 
publik gespielt wird. Die Region dürfe 
nicht „durch die perversen Phantasi¬ 
en eines Diktators über gewaltsame 
Eroberung und atomare Erpressung 
in Geiselhaft genommen werden“, so 
Trump. Die kalkulierte Erhöhung der 
Spannung auf der koreanischen Halb¬ 
insel soll die übrigen asiatischen Staa¬ 
ten hinter der Schutzmacht USA ver¬ 
sammeln und deren (hoffentlich anti¬ 
chinesische) Aufrüstung vorantreiben. 
Beispielsweise in Japan, Südkorea und 
Vietnam nicht ohne Erfolg. 

Allerdings bröckelt unter dieser 
militärstrategischen Offensive das 
politökonomische Fundament. Die 
1989 gegründete APEC (Asian-Pa- 
cific Economic Corporation) reprä¬ 
sentiert heute mit 21 Staaten 40 Pro¬ 
zent der Weltbevölkerung und deut¬ 
lich mehr als die Hälfte der globalen 
Wirtschaftsleistung. Weder Europa 
noch die USA, sondern Asien ist zum 
Wachstumsmotor der Weltwirtschaft 
geworden. Und vor allem die USA 
waren und sind immer noch der Ver¬ 
braucher der letzten Instanz, der die 
asiatischen, in erster Linie chinesi- 



Donald Trump in China: Kommt er oder geht er? 


sehen Produktionsüberschüsse kauft 
und dafür mit Dollar, also Schuldpa¬ 
pieren bezahlt. 

Der Ausstieg der USA aus TPP 
(Trans-Pacific Partnership) sowie die 
Propagierung eines protektionistisch 
basierten „America first“ durch Do¬ 
nald Trump markiert den Übergang 
in die ökonomische Defensive. Zwar 
haben die gegenwärtigen globalöko¬ 
nomischen Strukturen die großen 
Kapitalsammelstellen in den USA 
unglaublich reich gemacht. Aber der 
Rest des Landes, Infrastruktur, Bil¬ 
dung, Soziales liegt darnieder. Der 
staatstragende US-amerikanische 
„Mittelstand“, verarmt, prekarisiert, 
perspektivlos. Alles in allem kos¬ 
tet der US-Repressionsapparat weit 
mehr als eine Billion Dollar pro Jahr. 
Obwohl die Zinsen historisch nied¬ 
rig sind, mussten im US-Budget 2017 
allein 474,5 Mrd. Dollar für die Be¬ 
dienung der Staatsverschuldung ein¬ 
geplant werden. Freihandel ist die 
Parole der ökonomisch Starken. Frei¬ 


handel ist für ökonomisch Schwache 
tödlich, weshalb er in der Regel mit 
Flottenkommandos oder Bomberge¬ 
schwadern erzwungen werden muss¬ 
te. Dass das US-Imperium diesen im¬ 
perialen Anspruch auf ökonomische 
Dominanz mit Trump nun auch for¬ 
mal aufgeben muss, markiert eine 
Wende. 

Die Asian Development Bank hat 
den Investitionsbedarf für die asiati¬ 
sche Infrastruktur mit satten 26 Bio. 
US-Dollar beziffert. Xis Billionenpro¬ 
jekt einer Neuen Seidenstraße steht 
in krassem Gegensatz zum Säbelras¬ 
seln Washingtons. Ökonomisch ist 
der Wettkampf um Asien längst ent¬ 
schieden. Donald Trump blieb denn 
auch nicht mehr, als zu all dem gute 
Miene aufzusetzen, imposante Wirt¬ 
schaftsverträge abzuzeichnen, die laut 
Bloomberg aber kaum mehr als Ab¬ 
sichtserklärungen sind, Kooperation 
auch in Fragen der regionalen Sicher¬ 
heit zu versprechen und nette Worte 
für Xi Jinping zu finden: „Er ist ein 


mächtiger Vertreter seines Volkes.“ 
Das früher heftig beklagte 350 Mrd. 
Dollar schwere Handelsbilanzdefizit 
der USA gegenüber der Volksrepub¬ 
lik wurde - nicht ganz zu Unrecht - 
früheren US-Regierungen angelastet. 

Wie stark das US-Prestige mitt¬ 
lerweile gelitten hat, symbolisiert 
die, freundlich ausgedrückt, amerika¬ 
skeptische Politik des philippinischen 
Präsidenten und diesjährigen Vorsit¬ 
zenden des ASEAN-Gipfels, Rodrigo 
Duterte. Die Philippinen waren eine 
der ersten Kolonien, welche die USA, 
1902, im Pazifik unter Inkaufnahme 
von mehr als einer Million toter Zi¬ 
vilisten erobert hatten. Auch nach der 
offiziellen Unabhängigkeitserklärung, 
am 4. Juli 1946, blieben die Philippi¬ 
nen ein eng geführtes US-Protektorat. 
Dutertes intensiver Flirt mit China 
und Russland wäre früher undenkbar 
gewesen. Noch weniger dessen ge¬ 
schäftsmäßige Akzeptierung durch 
einen US-Präsidenten. 

Klaus Wagerer 


Ein Meister aus Deutschland 

Rheinmetall will Rüstungsproduktion in Saudi-Arabien aufbauen 


Während es in der türkischen „Präsidi- 
al-Monarchie“ mit dem Kampfpanzer 
Altay nicht gelingt, könnte es dem Rüs¬ 
tungskonzern Rheinmetall aus Düssel¬ 
dorf im absolutistischen Saudi-Arabi¬ 
en doch glücken: der Bau einer eige¬ 
nen Waffenschmiede zwischen Rotem 
Meer und Persischem Golf. Alles un¬ 
ter dem Regime von Thronfolger Prinz 
Mohammed bin Salman, dem „Erneue¬ 
rer“, der zugleich Verteidigungsminister 
ist. Zielsetzung des Prinzen: Ein Platz 
unter den 25 Großen mit 40 000 Be¬ 
schäftigten. 

Aber nicht nur der zukünftige Au¬ 
tokrat Mohammed bin Salman, desig¬ 
nierter Nachfolger von Salman ibn Abd 
al-Aziz, ist an neuen Waffen interes¬ 
siert. Begehrlichkeiten gab es schon vor 
den beiden Wahhabiten-Königen: Das 
Friedensforschungsinstitut Sipri setzte 


das Land mit seinen 31,7 Millionen Ein¬ 
wohnern (Schätzung 2016), davon rund 
elf Millionen Gastarbeiter, mit einem 
Rüstungsetat von 64 Milliarden Dollar 
derzeit auf Platz vier bei den Rüstungs¬ 
ausgaben. Knapp hinter Russland. Der 
Militärhaushalt der USA ist allerdings 
mit 611 Milliarden Dollar um ein Viel¬ 
faches höher. 

Aus eigener Produktion kommen 
lediglich zwei Prozent. Der Anteil der 
Militärausgaben lag 2015 bei 13,33 Pro¬ 
zent, 2016 bei 9,84 Prozent am Brutto¬ 
inlandsprodukt (BIP), also etwa dem 
Fünf- bis Sechsfachen der Forderungen 
von Trump an die NATO-Länder. Laut 
„Russia Today Deutsch“ hat Deutsch¬ 
land 2016 an Saudi-Arabien Rüstungs¬ 
güter für 530 Millionen Dollar verkauft. 

Saudi-Arabien hat neben auslän¬ 
dischen Arbeitssklaven zwar einen 


hochqualifizierten eigenen wissen¬ 
schaftlichen Nachwuchs, Öl und Geld, 
aber keine nennenswerte eigene Rüs¬ 
tungsindustrie. Ausländische Konzerne 
verdienen an der Rüstungsproduktion, 
auch deutsche, mit kräftiger Unterstüt¬ 
zung der jeweiligen Regierungskoaliti¬ 
on. Letzter deutscher Exportschlager 
waren Lastwagen für den Transport von 
„Militärmaterial“. Es handelte sich um 
110 Lkw von Rheinmetall MAN Mili¬ 
tary Vehicles GmbH. 

Saudi-Arabien ist Aggressor im 
Krieg gegen Jemen und kann Rüs¬ 
tungsgüter gut gebrauchen. Es scheint 
nicht kompliziert zu sein, die deutschen 
Waffenexport-Regeln immer wieder zu 
unterlaufen. Die politischen Vorgaben 
und das deutsche Recht sind wohl nicht 
wasserdicht. Oder die Politiker sind 
nicht ganz dicht. Oder beides. 


Saudi-Arabien will unter der Herr¬ 
schaft von bin Salman autonomer wer¬ 
den. Auf der Agenda steht daher der 
Konzern Saudi Arabian Military Ser¬ 
vices (SAMI). Er hat einen Helfer: An¬ 
dreas Schwer von Rheinmetall aus der 
Sparte „Kampfsysteme“ (Airbus). Er 
wird Chef. Gebaut werden sollen Flug¬ 
zeuge, Drohnen, Landfahrzeuge und 
Raketen, teilt der „Focus“ mit. Unter¬ 
stützt werden die Saudis von Boeing, 
Lockheed Martin, Raytheon, General 
Dynamics. Je weniger Rüstungsgüter be¬ 
sonders aus den USA importiert werden 
müssen, desto mehr könnte für Rhein¬ 
metall in Saudi-Arabien abspringen. 

Rheinmetall wollte 1 000 Panzer in 
die Türkei exportieren, in Algerien ging 
es um eine ganze Panzerfabrik. Nun ein 
neuer Anlauf mit Saudi-Arabien. Das 
Geschäft lohnt sich. Aktuell stieg der 


Luxemburg- 

Liebknechf- 

Lenin- 

Wochende 

2018 

Samstag,13. Januar 
Rosa-Luxemburg-Konferenz 
mit dem Schwerpunkt Afrika 
Amandla! Awethu! 

Die Machtfrage stellen! 

Mit Beiträgen von 

★ Achille Mbembe, Kamerun 

★ Clotilde Ohouochi, Cöte d’lvoire 

★ Ding Xiaoqin, Volksrepublik China 

★ Enrique Ubieta, Kuba 

★ Jörg Kronauer, Deutschland 

★ Nnimmo Bassey, Nigeria 

★ Mumia Abu-Jamal, USA 
Mercure-Hotel MOA 
Stephanstraße 41,10 559 Berlin 
Einlass: 9.30 Uhr 

DKP im Rahmen der RLK 

Cafe K — Treffpunkt mit Essen und 

Getränken 

★ Veranstaltung am Nachmittag zu 
50 Jahre DKP, Schwerpunkt Neukon¬ 
stituierung: Was war da los in dieser 
Republik? 

★ Workshops der SDAJ 

★ LLL-Treffen mit Adel Amer, Vorsit¬ 
zender der KP Israel, als Gastredner, 
Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP. 
Kulturprogramm mit Erich Schaffner. 

Sonntag,14. Januar 

Liebknecht-Luxemburg-Demo 

Die größte Demo der Linken 

io.oo Uhr ab U-Bhf. Frankfurter Tor 
zur Gedenkstätte der Sozialisten 
nach Friedrichsfelde 



Bereich „Defence“ (Rüstungsproduk¬ 
tion) im Umsatz um 5,9 Prozent auf 
2,026 Mrd. Euro. Die „Ergebnisverbes¬ 
serung“ (steigende Profitabilität) klet¬ 
terte um 20 Mio. Euro auf 60 Mio. Euro. 
In der Pressemitteilung von Rheinme¬ 
tall heißt es, dass der Defence-Bereich 
sein operatives Ergebnis gegenüber 
dem Vorjahr fast verdoppelt habe. Ein 
Guartal steht für 2017 noch aus. Es wird 
also noch besser werden oder, wie Ar¬ 
min Papperger, Vorstandsvorsitzender 
der Rheinmetall AG, es formulierte: 
„Rheinmetall ist auf gutem Kurs und 
hat sich mit seiner Aufstellung in vielen 
wichtigen Märkten weltweit stark po¬ 
sitioniert. Wir profitieren bei Defence 
vom wachsenden Bedarf vieler Länder 
bei der Ausrüstung derjenigen, die für 
unsere Sicherheit sorgen.“ 

Uwe Koopmann 
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Wirtschaft und Soziales 
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EVGwill 

Branchentarifvertrag 

Die Verhandlungen zum Branchen¬ 
tarifvertrag für die Beschäftigten 
im Schienenpersonennahverkehr 
sollen nach sechs Verhandlungs¬ 
runden so schnell wie möglich zum 
Abschluss gebracht werden. Strittig 
sind aus Sicht der Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG) vor 
allem noch die Regelungen zum 
Personalübergang sowie der Gel¬ 
tungsbereich und die Weiterent¬ 
wicklung des Branchentarifvertrags. 
Nach Maßgabe der EVG müsse der 
wegweisende Branchentarifvertrag 
im Schienenpersonennahverkehr 
noch in diesem Jahr zum Abschluss 
gebracht werden. Für den 6. Dezem¬ 
ber wurde die finale Verhandlungs¬ 
runde vereinbart. 

Schlechte Ratgeber 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) hat das Jahresgutachten des 
Sachverständigenrates der sogenann¬ 
ten Wirtschaftweisen scharf kritisiert. 
„Die Mehrheit des Sachverständi¬ 
genrates setzt mit ihren Vorschlä¬ 
gen den sozialen Zusammenhalt und 
den wirtschaftlichen Fortschritt in 
Deutschland aufs Spiel“, sagte DGB- 
Vorstandsmitglied Stefan Körzell 
am Mittwoch vergangener Woche in 
Berlin. „Was die Ökonomen unter 
.zukunftsorientierter Wirtschaftspo¬ 
litik' verstehen, muss einem Angst 
und Bange machen.“ 

„Insgesamt zielen die Vorschläge 
vor allem darauf, die Handlungsfä¬ 
higkeit des Staates zu schwächen. Um 
die Zukunftsfähigkeit der Wirtschaft 
zu sichern und Städte und Gemein¬ 
den lebenswert zu gestalten, ist aber 
das Gegenteil notwendig“, so Körzell. 
„Nur Reiche können sich einen ar¬ 
men Staat leisten. Wir brauchen drin¬ 
gend eine Ausweitung öffentlicher 
Investitionen in gute Schulen und 
eine funktionierende, moderne Infra¬ 
struktur. Diese lassen sich nicht allein 
durch Umschichtungen im Haushalt 
finanzieren.“ 

Keine Lösungsansätze 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) beurteilt 
die Zwischenbilanz der Jamaika- 
Sondierungen skeptisch. „Für Ar¬ 
beitnehmer haben die bisherigen 
Gespräche noch keinen Grund zur 
Euphorie geliefert. Was sozialpoliti¬ 
sche Themen betrifft, ist das bishe¬ 
rige Ergebnis mehr als ausbaufähig. 
Für die gewaltigen sozialen und ge¬ 
sellschaftspolitischen Probleme feh¬ 
len konkrete Lösungsansätze“, sagte 
der IG BAU-BundesVorsitzende Ro¬ 
bert Feiger. 

„Beschäftigte wissen, ein Job- 
Boom ist allein noch keine Garantie 
für faire Arbeit. Sie wollen ein Be¬ 
kenntnis der Jamaika-Sondierer zu 
gesetzlichen und zu tariflichen Min¬ 
destlöhnen.“ 


Das Prinzip Hoffnung 

Opel-Zukunftsplan: Vorläufig keine betriebsbedingten Kündigungen und Werksschließungen 



Insignia-Fertigung im Opel-Werk Rüsselsheim, Februar 2017 


pel-Vorstandsvorsitzender 
Michael Lohscheller weiß, 
wie man es macht. Als er das 
Spar- bzw. Sanierungsprogramm für 
Opel auf der Betriebsversammlung 
in Rüsselsheim in der vergangenen 
Woche vorstellt und von Einsparun¬ 
gen bei den Personalkosten spricht, 
sagt er: „Wir fangen bei uns an - die 
Treppe wird von oben gekehrt“ Die 
Botschaft ist klar: Wir müssen in 
schwierigen Zeiten Zusammenhalten 
und alle unseren Beitrag leisten zur 
Sanierung des angeschlagenen Auto¬ 
herstellers. 

Seit der Übernahme von Opel 
durch den französischen PSA-Kon- 
zern lief die Gerüchteküche unter den 
Beschäftigten heiß, welche Pläne der 
neue Inhaber für die Opelaner hat. 
Und so war fast so etwas wie Erleich¬ 
terung zu spüren, als die Grundzüge 
der neuen Zukunftsplan „PACE!“ 
vorgestellt wurden. Denn alle Pläne 
sollen ohne betriebsbedingte Kündi¬ 
gungen und Werksschließungen aus- 
komrnen. Zunächst einmal. Ob das 
funktionieren wird, ist mehr als frag¬ 
lich, denn die Einsparvorgaben sind 
hart. PSA-Chef Tavares sagt deutlich: 
Nur wenn die Restrukturierung den 
gewünschten Erfolg bringe, also Pro- 
fitabilität der Marke Opel bis 2020, 
können Entlassungen vermieden wer¬ 
den. 

Offiziell sind bislang wenige De¬ 
tails des Sparprogramms bekannt. 
Die Produktionskosten sollen um 20 
Prozent gesenkt werden, pro Fahrzeug 
sollen 700 Euro weniger ausgegeben 
werden. Entscheidender Schritt dafür 
ist die Umstellung auf Produktions¬ 
systeme und Technologien von PSA. 
Statt der bisherigen neun Fahrzeug- 
Plattformen werden die Opel-Autos 
auf zwei PSA-Architekturen umge¬ 
stellt. Die zehn verschiedenen Mo¬ 
toren- und Antriebsstrangkombina¬ 
tionen werden auf vier optimiert, die 
auf zwei PSA-Motoren basieren. Die 
Komplexität in der Fertigung wird 
reduziert, beispielsweise indem Aus¬ 
stattungsoptionen eingeschränkt wer¬ 
den. Das bedeutet zwangsläufig weni¬ 
ger Arbeit für die Opelaner. Im ersten 
Schritt soll dies durch die Rückfüh¬ 
rung der insbesondere im Entwick¬ 
lungszentrum in Rüsselsheim weit¬ 
verbreiteten 40-Stunden-Verträge auf 
die tarifliche 35-Stunden-Woche auf¬ 
gefangen werden. Außerdem werden 
Altersteilzeitprogramme auf weitere 


Jahrgänge ausgeweitet, Überstunden 
sind gestrichen und einige hundert 
Leiharbeiter werden nach Hause ge¬ 
schickt - so viel zum Thema „keine 
Kündigungen“. Damit die Arbeit in 
der Produktion trotzdem läuft, wer¬ 
den die auslernenden Auszubildenden 
ans Band übernommen. 

Erste Vorboten des rigiden Spar¬ 
kurses zeigten sich in Rüsselsheim 
schon in den letzten Wochen. Abtei¬ 
lungsleiter riefen im vorauseilenden 
Gehorsam ihre Leute zusammen und 
verkündeten, dass nur noch die Hälfte 
von ihnen zukünftig gebraucht werde. 
Unter „Kurioses“ zu verbuchen: Was¬ 
serspender wurden abgebaut und 
Kekse verschwanden aus den Be¬ 
sprechungsräumen. Jeder Stein wird 
umgedreht werden in den nächsten 
Wochen, um Cents und Euros zusam¬ 


menzukratzen. Erwartet werden ab¬ 
teilungsweise Sparvorgaben von 30 
bis 50 Prozent. 

Bei der britischen Opel-Schwes- 
termarke Vauxhall werden schon jetzt 
härtere Töne angeschlagen. Für das 
Werk im englischen Ellesmere Port 
sind Entlassungen von 400 Beschäf¬ 
tigten angekündigt, um die Profitabi- 
lität des Werkes zu erhöhen. 

Es kommen harte Zeiten auf die 
Opelaner zu. Trotzdem war die Stim¬ 
mung bei der Betriebsversammlung 
positiv, wohl weil Schlimmeres erwar¬ 
tet worden war. Betriebsratsvorsitzen¬ 
der Wolfgang Schäfer-Klug betonte, 
dass diese Pläne des Opel-Manage¬ 
ments noch nicht in Stein gemeißelt 
sind. Die Details der Umsetzung sind 
verhandelbar und der Betriebsrat 
wolle „hart verhandeln“. 


Auf eine stärkere Einbeziehung 
der Belegschaft oder gar Widerstand 
gegen die Sparpläne deutet allerdings 
nichts hin. Stattdessen regiert das 
Prinzip Hoffnung. Der Zukunftsplan 
„PACE!“ basiert auf der Annahme, 
dass neue Märkte für die Marke Opel 
erschlossen werden können und die 
Absatzzahlen steigen. Außerdem wird 
auf Elektrifizierung gesetzt, Rüssels¬ 
heim soll zum Kompetenzzentrum für 
den gesamten Konzern werden. Nur 
wenn all das funktioniert, wird Opel 
ohne Werksschließungen und betriebs¬ 
bedingte Kündigungen auf Profitkurs 
gebracht werden. Eine illusorische 
Annahme, bei den enormen Überka¬ 
pazitäten in der Autoindustrie und ge¬ 
sättigten Märkten. Aber eine andere 
Möglichkeit als Hoffen sehen die Kol¬ 
legen nicht. Jörg Kullosa 



Grundgesetz übersehen 

Tarifvertrag zur Leiharbeit möglicherweise verfassungswidrig 


Forschung und 
Lehre aufwerten 

Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) hat sich für 
eine durchgreifende Reform der 
Personalstruktur und Karrierewege 
an den Universitäten ausgesprochen. 
„Deutschlands Universitäten versu¬ 
chen, die Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts mit einer Personal¬ 
struktur aus dem 19. Jahrhundert zu 
bewältigen: Wenigen Professorinnen 
und Professoren stehen Scharen an 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, Lehrkräften und 
Lehrbeauftragten gegenüber, die in 
der Regel in Abhängigkeit gehalten 
und mit Kurzzeitverträgen abgespeist 
werden“, sagte Andreas Keller, Stell¬ 
vertretender GEW-Vorsitzender und 
Hochschulexperte, am vergangenen 
Montag am Vorabend der Mitglie¬ 
derversammlung der Hochschulrek¬ 
torenkonferenz in Potsdam. „Wir 
brauchen dringend eine Reform der 
Personalstruktur und Karrierewege, 
die Wissenschaftlerinnen und Wis¬ 
senschaftler neben der Professur auf¬ 
wertet: mehr Eigenverantwortung in 
Lehre und Forschung, Dauerstellen 
für Daueraufgaben sowie berechen¬ 
bare Karrierewege.“ 


In der öffentlichen Berufungsverhand¬ 
lung des Leiharbeiters Armin Schund 
(Name von der Redaktion geändert) 
gegen Fritz Winter Eisengießerei 
GmbH & Co. KG Mitte Oktober 2017 
vor dem Landesarbeitsgericht Frank¬ 
furt wurde - von der Öffentlichkeit 
bislang völlig unbemerkt - vermutlich 
eine neue Seite im deutschen Tarif¬ 
recht aufgeschlagen. Warum? Kollege 
A.S. arbeitet seit über sieben Jahren 
im Auftrag und zur vollen Zufrieden¬ 
heit seines Sklavenhalters als Leihar¬ 
beiter der Firma Lagler & Becker bei 
der Fritz Winter Eisengießerei GmbH 
& Co. KG in Stadtallendorf. Immer am 
gleichen Arbeitsplatz. Er hatte es dann 
aber satt, nie wirklich seine Zukunft für 
sich und seine Familie planen zu kön¬ 
nen, und das auch noch bei schlechter 
Bezahlung. Und so forderte er einen 
unbefristeten tariflich geregelten Ar¬ 
beitsplatz und klagte mit Unterstüt¬ 
zung der IG Metall Mittelhessen vor 
dem Arbeitsgericht in Gießen. 

Er berief sich dabei auf § 4 des Ta¬ 
rifvertrages zum Einsatz von Leih-/ 
Zeitarbeit vom 22. Mai 2012 für Be¬ 
schäftigte in der Metall- und Elektro¬ 
industrie Hessen und forderte gericht¬ 
lich ein, dass der Tarifvertrag auch für 
ihn gelte. Das aber sah das Arbeitsge¬ 


richt Gießen anders und begründete 
seine Abweisung der Klage damit, dass 
ein Übernahmeanspruch nach § 4 des 
Tarifvertrages ausgeschlossen sei, da 
dem die Gesamtbetriebsvereinbarung 
„Zeitarbeit“ vom 10./16.2.2012 entge¬ 
genstehe. Mit diesem Richterspruch 
gab sich A.S. nicht zufrieden und klagte 
kürzlich vor dem Landesarbeitsgericht 
(LAG) in Frankfurt. Nach Auffassung 
des dortigen Arbeitsrichters, Prof. Dr. 
Peter Becker, wurde im vorausgegan¬ 
genen Urteil Wesentliches übersehen, 
wie z.B. das Grundgesetz. Beim Arti¬ 
kel 9 Grundgesetz handele es sich um 
eine verfassungsrechtliche Norm, die 
auch hier zur Anwendung kommen 


müsse. Dieses Verfassungsrecht, einst 
zum Schutze der Tarifvertragsparteien 
festgeschrieben, sei zusätzlich abgesi¬ 
chert in § 77 Abs. 3 BetrVG. Daraus 
ergebe sich, dass eine Betriebsverein¬ 
barung nie einen ganzen Tarifvertrag 
aushebeln könne, wie im Tarifvertrag 
Leih-/Zeitarbeit von Arbeitgebern und 
IG Metall vereinbart. Lediglich Ergän¬ 
zungen, die günstiger für den Arbeit¬ 
nehmer seien, wären darin regelbar. 

Hat Richter Becker Recht - und 
dafür spricht alles -, dann hat die IG 
Metall Hessen einen Tarifvertrag abge¬ 
schlossen, der in § 7 das Scheunentor 
angelweit öffnete, durch das ein Tarif¬ 
vertrag durch eine Betriebs Vereinba¬ 


rung substanziell ausgehebelt werden 
kann. Genau das aber lasse das gel¬ 
tende Recht nicht zu. Ein Urteil wur¬ 
de noch nicht gesprochen. Das Gericht 
wollte den Kontrahenten „nur mal die 
Sicht der Kammer am LAG darlegen“. 
Die Verhandlung endete mit dem ein¬ 
dringlichen Appell von Arbeitsrichter 
Becker an die Tarifvertragsparteien, 
dieses Problem zu erkennen und auch 
zu lösen. 

Fortsetzung folgt am 26. März 2018, 
ab 9.30 Uhr, beim LAG Frankfurt. 
Und die Moral von der Geschieht? Dr. 
Müller, der Prozessvertreter des Ar¬ 
beitgebers, brachte es auf den Punkt: 
„Der Unternehmer hat ein Problem 
grundsätzlicher Art.“ Aber nicht nur 
der, wahrlich nicht! Auch die IG Me¬ 
tall - vom Gericht unausgesprochen 
der Selbstkastration überführt -, muss 
da kräftig nachsitzen und ihre Haus¬ 
aufgaben machen. Die Regelung im 
Nachfolgetarifvertrag, vom 1. Juni 2017, 
ebenfalls § 7, dürfte, setzt sich Richter 
Becker mit seiner Auffassung durch, 
ebenfalls verfassungswidrig sein. 

Und Kollege A.S.? Der kann wohl 
am gelassensten in die Zukunft schau¬ 
en. Ihm wird ein fester Arbeitsplatz an- 
geboten werden müssen. 

Manfred Dietenberger 


Der sich in Familienbesitz befindliche Gießereibetrieb Fritz Winter Eisengie¬ 
ßerei GmbH & Co. KG ist ein bedeutender deutscher Gussteilezulieferer der 
Automobil-, Nutzfahrzeug- und Hydraulikindustrie. Neben dem Hauptsitz des 
Unternehmens im hessischen Stadtallendorf wird auch am Standort in Laubach 
produziert. Zum Unternehmen gehört ebenso das Zentrum für Gussbearbei¬ 
tung in Nieder-Ofleiden (Stadt Homberg/Ohm). 

Weitere Standorte befinden sich in Nordamerika und China. Hergestellt wer¬ 
den hauptsächlich Zylinderblöcke und -köpfe, Bremsscheiben und -trommeln. 
In den drei Werken (mit einer Schmelzkapazität von ca.i 000 000Tonnen Guss 
pro Jahr) malochen täglich rund 3 700 Kolleginnen - hinzu kommen mehrere 
hundert Leiharbeiter. Alle zusammen sorgen für einen Jahresumsatz von ca. 
700 Mio. Euro. Damit ist das Unternehmen die größte konzernunabhängige 
Gießerei Europas. 
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Streik für Sozialtarifvertrag 

Belegschaft bei Seppelfricke reagiert auf Maschinenverlagerung 



Bereits am 3. Juli und am 29. September 2017 streikten die Kolleginnen und Kollegen bei Seppelfricke 


Die Kolleginnen und Kollegen der Seppelfricke Armaturen GmbH in Gel¬ 
senkirchen sind am Mittwoch (nach Redaktionsschluss dieser UZ) erneut 
in einen Warnstreik getreten. Ein erster Warnstreik hatte bereits am 3. Juli 
stattgefunden. Über die Hintergründe sprach die UZ mit Robert Sadowsky, 
f. Bevollmächtigter der IG Metall in Gelsenkirchen. 


Georges Hallermayer zur Entsenderichtlinie 

Mogelpackung 


UZ: Warum haben die Kollegen die Bro¬ 
cken hingeschmissen? 

Robert Sadowsky: Das Unternehmen 
hat angekündigt, Maschinen aus dem 
Unternehmen nach Großbritannien zu 
verlagern. Wir sehen daher die Arbeits¬ 
plätze an unserem Standort gefährdet. 

UZ: Ist eine Produktion mit den verblei¬ 
benden Maschinen noch möglich? 

Robert Sadowsky: Nein. Eine wirt¬ 
schaftliche Produktion ist mit den ver¬ 
alteten, hier verbleibenden Maschinen 
nicht möglich. Auch die Ankündigung 
des Unternehmens, bisher ausgelagerte 
Arbeiten wieder an diesen Standort zu¬ 
rückzuholen, würde keine Sicherheit der 
Arbeitsplätze bringen. Es würde auch 
bedeuten, dass die Kollegen, die bisher 
mit hochkomplexen und anspruchsvol¬ 
len Arbeiten betraut waren, nun ein¬ 
fachste Tätigkeiten ausführen müssten. 
Die sind bisher in Justizvollzugsanstal¬ 
ten oder Behindertenwerkstätten erle¬ 
digt worden. Das ist auf längere Sicht den 
Kollegen nicht zumutbar. 

Das Unternehmen ist auch nicht be¬ 
reit, Arbeitsplatzgarantien abzugeben 
oder eine Entgeltsicherung zu vereinba¬ 
ren. Daher haben wir gesagt: Wir fordern 
einen Sozialtarifvertrag, und da haben 
wir auch mittlerweile einen Verhand¬ 
lungsstand. Aber dieser Verhandlungs¬ 
stand wird nun von der Geschäftsleitung 
nicht mehr akzeptiert. 

UZ: Welche Ziele wollt ihr im Sozialtarif¬ 
vertrag vereinbaren? 

Robert Sadowsky: Wenn es doch zu 
Entlassungen kommen sollte, wollen 
wir recht hohe Abfindungen verein¬ 
baren. Wir können ja in einem Sozi¬ 
altarifvertrag nicht den Ausschluss 
betriebsbedingter Kündigungen ein- 


Der Vorstand der Universitätsklinik 
Düsseldorf verweigert weiterhin Tarif¬ 
verhandlungen über einen Tarifvertrag 
Entlastung. Statt mit ver.di über Entlas¬ 
tung für die Beschäftigten zu reden hat 
er beim Arbeitsgericht Düsseldorf bean¬ 
tragt, den Warnstreik am 14. und 15. No¬ 
vember 2017 zu untersagen. Das führt 
zu dem Ergebnis, dass fünf Stationen am 
Uniklinikum nicht an diesem Streik teil¬ 
nehmen dürfen. 

Wolfgang Cremer, Leiter des Fachbe¬ 
reiches Gesundheit und Soziales bei ver. 
di NRW, zeigt sich irritiert: „Während an¬ 
dere Klinikleitungen - z.B. an der Unikli- 
nik Essen - das Gespräch mit uns suchen, 
um gemeinsam Lösungen für den Perso¬ 
nalmangel zu finden, eskaliert der Vor¬ 
stand der Uniklinik Düsseldorf. Der all¬ 
tägliche Personalmangel lässt sich nicht 
gerichtlich aussitzen. An der Uniklinik 
herrscht Pflegenotstand. Die Beschäf¬ 
tigten werden bei der Arbeit krank. Sie 
geben ihr letztes Frei, ihre Gesundheit 


fordern - dafür darf man ja in Deutsch¬ 
land bedauerlicherweise nicht streiken. 
Wir haben gefordert, dass Menschen, 
die umgesetzt werden, eine Entgelt¬ 
sicherung erhalten und wir haben ge¬ 
fordert, dass Menschen, denen eine 



Robert Sadowsky: Für den Ausschluss 
betriebsbedingter Kündigungen darf 
man ja in Deutschland bedauerlicher¬ 
weise nicht streiken. 

solche Umsetzung nicht zumutbar ist, 
eine Transfer- bzw. Qualifizierungsge¬ 
sellschaft mit einer guten Ausstattung, 
mit einer ausreichenden Laufzeit an- 
geboten wird. 


und ihre letzte Kraft, um Menschen gut 
zu versorgen. Dafür gibt es von den Ar¬ 
beitgebern der UKD keinen Dank und 
keine Wertschätzung. Der Vorstand re¬ 
agiert stattdessen mit Ignoranz. Er hat 
offenbar keine Ahnung, wie die Situation 
im Haus wirklich aussieht. Gute Führung 
sieht anders aus!“ 

Die Mitteilung, dass auf den entspre¬ 
chenden Stationen die Streikbeteiligung 
so hoch sein werde, dass Stationsschlie¬ 
ßungen notwendig sein würden, habe 
den Arbeitgeber des Uniklinikums be¬ 
reits am vergangenen Freitag erreicht. 
Eine gemeinsame Lösung sei nicht ver¬ 
sucht worden. Stattdessen habe der Vor¬ 
stand ver.di per Ultimatum aufgefor¬ 
dert, den Warnstreikaufruf für den 14. 
und 15. November zurück zu nehmen. 
Stationsschließungen gab es bereits bei 
den vorherigen Warnstreiktagen. Die 
Versorgung der Patientinnen und Pati¬ 
enten war nach Angaben des Klinikvor¬ 
standes zu keiner Zeit gefährdet. Ver.di 


UZ: Die IG Metall hat im Ruhrgebiet vie¬ 
le Erfahrungen gemacht, was die Verla¬ 
gerung von Produktionslinien und damit 
Arbeitplätzen ins Ausland angeht. Den¬ 
ken wir an Nokia, jüngst bei Ball in Reck¬ 
linghausen, in Gelsenkirchen gerade bei 
Vaillant. Die Unternehmen waren ja vie¬ 
lerorts erfolgreich, weil sie die Kollegen an 
unterschiedlichen Standorten gegeneinan¬ 
der ausspielen konnten. Wie stellt ihr euch 
da international auf? 

Robert Sadowsky: Wir haben Kontakt 
aufgenommen mit unseren britischen 
Kollegen in Doncaster und sind dabei, 
diesen Kontakt zu intensivieren. Ich hof¬ 
fe, dass uns das auch gelingt. Man muss ja 
wissen, dass die britischen Gewerkschaf¬ 
ten nicht so gut ausgestattet sind wie wir 
hier. Wir hoffen, dass wir die Kollegen da 
unterstützen können, hoffen auch, dass 
wir eine Delegation britischer Kollegen 
hier empfangen können. Wir sind zuver¬ 
sichtlich, dass das in den nächsten Tagen 
oder Wochen umgesetzt werden kann. 

Die britischen Kollegen haben sich 
bereits solidarisch erklärt. So ein interna¬ 
tionaler Konzern reagiert darauf ausge¬ 
sprochen allergisch. Die Geschäftleitung 
war sehr überrascht, als wir auf einer Be¬ 
legschaftsversammlung im Betrieb diese 
Solidaritätserklärung verlesen haben. Sie 
meinte wohl, dass die britischen Kolle¬ 
gen froh und glücklich wären, wenn sie 
uns die Arbeit „wegnehmen" würden. So 
ist das nicht. Es gibt da eine große Soli¬ 
daritätsbereitschaft der britischen Kol¬ 
legen. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


hatte einseitig Notdienst Vereinbarungen 
zugestanden. 

„Der Vorstand fordert, dass wir 
als Gewerkschaft zum Tatbestand der 
gefährlichen Pflege und der akuten 
Gefährdung der Gesundheit von Be¬ 
schäftigten an der Uniklinik Düssel¬ 
dorf schweigen und das Grundrecht auf 
Streik für die Beschäftigten beschnei¬ 
den. Nicht wir gefährden Patientinnen 
und Patienten, sondern die Personal¬ 
politik der Uniklinik Düsseldorf. Der 
Skandal ist der Personalmangel. Wir 
fordern den Vorstand auf, endlich Ge¬ 
spräche mit uns zu führen. Streik ist für 
uns das letzte Mittel. Er ist die Antwort 
der Beschäftigten darauf, dass alle Ak¬ 
tionen und Forderungen seit Jahren 
von der Arbeitgeberseite missachtet 
werden. Die Gutsherrenart der Herren 
Höffken und Zimmer hilft niemandem 
weiter“, erklärt Jan von Hagen, Ge¬ 
werkschaftssekretär von ver.di. 

ver.di 


Als „ersten Sieg“ (Le Monde) des fran¬ 
zösischen Präsidenten Emmanuel Ma- 
cron „für ein soziales Europa“ in Sze¬ 
ne gesetzt, erweist sich die reformierte 
Entsende-Richtlinie der EU als Mogel¬ 
packung. Nicht nur, dass diese Direkti¬ 
ve „Leiharbeit“ das Machwerk dreier 
EU-Institutionen ist, es lässt die Haupt¬ 
gruppe der Betroffenen außen vor. Für 
den Schwertransport - die LKW-Fahrer 
kommen zu etwa 80 Prozent aus Osteu¬ 
ropa - soll auf Wunsch Spaniens, Bulga¬ 
riens und Polens eine eigene Direktive 
gestrickt werden. Die dortigen Unter¬ 
nehmen ziehen ihren Profit vor allem 
aus dem Lohndumping. Die Lohnkos¬ 
ten schlagen bei den Transportkosten zu 
einem Drittel zu Buch, und in Bulgarien 
zum Beispiel kommt ein Fernfahrer auf 
etwa 200 Euro im Monat. Und wie lange 
die Trucker auf eine Direktive aus Brüs¬ 
sel werden warten müssen, lässt sich er¬ 
ahnen, wenn man bedenkt, dass die Re¬ 
gierungen noch vier Jahre Zeit haben, 
die aktuell reformierte Direktive aus 
dem Jahr 1996 in Kraft zu setzen, also 
im Jahr 2022. 

Für die ins Ausland entsendeten Leih¬ 
arbeiter, vor allem auf dem Bau, wurde 
die Dauer des Einsatzes auf ein Jahr be¬ 
grenzt, auf Wunsch des Unternehmens 


Der Kurswert der bekanntesten Wäh¬ 
rung, die es nur im Internet gibt, der 
sogenannten Bitcoins ist innerhalb von 
wenigen Stunden von 7 300 US-Dollar 
auf 6 700 pro Bitcoin abgestürzt. Das 
veranlasste die deutsche Finanzaufsicht 
Bahn dazu, eine offizielle Warnung vor 
Bitcoins auszusprechen. 

Man kann sich Bitcoins als eine Art 
weltweite „Regionalwährung“ im Inter¬ 
net vorstellen, denn bei ihnen handelt 
es sich um ein digitales Zahlungsmittel, 
das auch als Kryptowährung bezeichnet 
wird. Bitcoins werden nicht gedruckt 
oder entstehen „plötzlich“, sondern wer¬ 
den berechnet. Dieser Berechnungsvor¬ 
gang wird als „Mining“ (dt.: schürfen) be¬ 
zeichnet. Dabei werden nach einem von 
Satoshi Nakamoto 2008 entwickelten 
Algorithmus unter großem Aufwand an 
Rechenleistung in einem eigenen Netz¬ 
werk (Blockchain) die Bitcoins berech¬ 
net. Also leider nichts, um mit seinem 
heimischen PC sein Weihnachtsgeld auf¬ 
zubessern. 

Bitcoins können über Onlinebörsen 
erworben werden. Die Transaktionen mit 
den errechneten Bitcoins werden über 
sogenannte „Wallets“ (dt.: Brieftasche), 
einer speziellen Software, ausgeführt. 
Dabei wird ein asymmetrisches krypto- 
graphisches Verfahren verwendet, das Si¬ 
cherheit vor Fälschungen und Diebstahl 
bieten soll. 

Bitcoins haben den Vorteil, dass sie 
eine Art Weltwährung darstellen und die 
Anwender ohne Zeitverlust und zusätz¬ 
liche Kosten Transaktionen durchfüh¬ 
ren können. Durch die Netzwerkstruk¬ 
tur, die dezentral aufgebaut ist, entziehen 
sich die Bitcoins staatlicher Kontrollen, 
aber auch Regulierungen und geldpoli¬ 
tischen Entscheidungen einzelner Staa¬ 
ten. So sind Bitcoins besonders für Priv¬ 
atmenschen aus Ländern mit schwachen 


verlängerbar um weitere 6 Monate. Rei¬ 
ne Kosmetik, wenn man weiß, dass in der 
EU die durchschnittliche Aufenthalts¬ 
dauer 103 Tage (in Frankreich 47 Tage) 
beträgt. Wenigstens würde dann der Min¬ 
destlohn gelten, wo gearbeitet wird. 

Die Erstattung der Unterkunfts- und 
Verpflegungskosten, die Zahlung von 
Zuschlägen und Prämien bleibt unklar, 
das heißt der Willkür des (Sub-)Sub-Un- 
ternehmers überlassen. Sozialversichert 
bleiben sie weiterhin im Herkunftsland, 
und das kann das Sub-Sub-Unternehmen 
selbst bestimmen, je nachdem wo die Be¬ 
träge am niedrigsten sind, zum Beispiel 
für französische Transportunternehmen 
auch aus Steuerspargründen Luxemburg 
oder Irland,. 

Die „soziale“ EU hat kurz die Maske 
gewechselt: von der diabolischen Fratze 
einer nach Frits Bolkestein benannten 
Direktive zur lächelnden Grimasse von 
Molieres Tartuffe eines Emmanuel Mac- 
ron. Macht es das für den DGB leichter, 
nach 21 Jahren Hinhalten diese Reform 
als „wichtige Hürde zur Verbesserung“ 
zu bezeichnen? Die Kolleginnen und 
Kollegen werden kämpfen müssen. Ge¬ 
werkschaftsdelegationen nach Luxem¬ 
burg - wie im Sommer 2016 - werden 
nicht reichen. 


Währungen und instabilen politischen 
Systemen interessant, um über das In¬ 
ternet Waren und Dienstleistungen von 
Anbietern zu beziehen, die Bitcoins als 
Bezahlmöglichkeit anbieten. 

Bis Ende 2011 belief sich der Wech¬ 
selkurs für einen Bitcoin unter 10 US- 
Dollar. Anfang 2016 konnte man einen 
Bitcoin für 450 US-Dollar erwerben. 
Am 3. Januar 2017 knackte der Bitcoin- 
Kurs die 1 000 US-Dollar-Marke und 
stieg nicht mal in einem Jahr auf 7 300 
US-Dollar. Die Menge von Bitcoins ist 
durch das aufwendige Rechenverfahren 
beschränkt und so ist die Kryptowährung 
auf Deflation, d.h. bei entsprechender 
Nachfrage steigt der Wert pro Einheit, 
ausgelegt. Durch die Verwendung leis¬ 
tungsstärkerer Rechner (Quantencom¬ 
puter) könnte dies aber in naher Zukunft 
in eine Inflation Umschlagen. Da im Un¬ 
terschied zu „analogen" Währungen eine 
staatliche Instanz fehlt, die für den Wert 
der Währung garantiert, hängt der Wert 
der Bitcoins komplett von der Nachfra¬ 
ge ab. So schwankt der Kurswert und es 
gibt immer wieder markante Einbrüche. 

Ende Oktober 2017 waren 16,6 Mil¬ 
lionen Bitcoins im Umlauf mit einem 
Wert von ca. 120 Milliarden US-Doller. 
Der Handel mit Bitcoins wird von der 
Bafin als ein privates Veräußerungsge¬ 
schäft eingestuft und unterliegt damit 
der Einkommenssteuer. Durch ein Urteil 
des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) 
werden Bitcoins als Währung eingestuft 
und sind somit von der Mehrwertsteuer 
befreit. 

Auf Grund der starken Kursschwan¬ 
kungen, der fehlenden staatlichen Ga¬ 
rantien und der Gefahr, durch Hacke¬ 
rangriffe und technischen Problemen 
sein Guthaben zu verlieren, rät die Ba¬ 
fin von der Verwendung von Bitcoins ab. 

Christoph Hentschel 



Seppelfricke und die Al-Gruppe 

Bei der Seppelfricke Armaturen GmbH in Gelsenkirchen fertigen etwas über 
100 Kolleginnen und Kollegen Armaturen für die Gas- und Wasserinstallation. 
In Gelsenkirchen gibt es heute noch drei Standorte von Seppelfricke mit insge¬ 
samt 300 Beschäftigten. 

Seit 1996 gehört Seppelfricke Armaturen zu Aalberts Industries N. V. (AI). Der 
Konzern wurde in Venlo (NL) im Jahr 1975 durch Jan Aalberts gegründet und ist 
seit März 1987 an der Börse in Amsterdam notiert. Er beschäftigt weltweit ca. 
15 300 Mitarbeiter in über 200 Standorten in mehr als 30 Ländern und erzielte 
2016 einen Umsatz in Höhe von 2,52 Mrd. Euro. 


Tarifverhandlungen verweigert 

Weiter Streiks für Entlastung in der Pflege 


Digitales Klimpergeld 

Für viele unbekannt: Bitcoins stürzen ab 
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Klarheit und ein Verbot 

Gesetzentwurf für ein verpflichtendes Lobbyregister vorgelegt 


I n Brüssel und Berlin arbeiten tausen¬ 
de Lobbyisten daran, Gesetze im Sin¬ 
ne ihrer Auftraggeber zu beeinflus¬ 
sen“ schrieb fmke Dierßen, politische 
Geschäftsführerin von „LobbyControl? 
am 1. November. „Finanzkräftige und 
mächtige Akteure sind ... im Vorteil. 
Sie können Stiftungen gründen, Uni¬ 
versitäten sponsern, Studien in Auf¬ 
trag geben, teure Werbekampagnen 
starten und natürlich auch gut ausge¬ 
bildetes und bestens vernetztes Lob¬ 
by-Personal einkaufen“ Sie nannte in 
diesem Zusammenhang die großen 
Finanzinstitute und die Autoindustrie. 
„Geld macht Macht“ lautete die zu¬ 
treffende Überschrift ihres Beitrags. 
Wenn gesellschaftliche Organisationen 
oder Unternehmen versuchen, über 
persönliche Kontakte Politiker und - 
über Medien - die Öffentlichkeit für 
die Durchsetzung ihrer Interessen zu 
gewinnen, dann nennt man das heu¬ 
te pauschal „Lobbyismus 1 .' Dabei ha¬ 
ben gesellschaftliche Bewegungen wie 
auch die Gewerkschaften meist kei¬ 
ne Chancen, wenn nicht zugleich sehr 
großer Druck durch außerparlamenta¬ 
rische Bewegungen und/oder betrieb¬ 
liche und gewerkschaftliche Aktionen 
erzeugt wird. Kapitalvertreter haben 
weit mehr Gewicht. Im vergangenen 
Jahr erinnerte die „Berliner Zeitung“ 
in diesem Zusammenhang an ein mar¬ 
kantes Beispiel: Im Jahr 2007 wurde 
unter Finanzminister Peer Steinbrück 
(SPD) das Steuergesetz geändert und 
ein Großteil des Gesetzestextes wort¬ 
wörtlich von einem Schreiben des Bun¬ 
desverbandes deutscher Banken über¬ 
nommen. 

Inzwischen hat das Europäische 
Parlament diese Praxis zwar nicht be¬ 
endet, aber wenigstens für mehr Öf¬ 
fentlichkeit gesorgt. Am 14. Septem¬ 
ber wurde dort mit Mehrheit ein vom 
Grünen-Abgeordneten Sven Giegold 
initiierter Transparenzbericht verab¬ 
schiedet. Dieser sieht unter anderem 
strengere Regeln beim Umgang mit 
Lobbyisten, einen „gesetzlichen Fuß¬ 
abdruck“, aber auch mehr Transparenz 
bei Handelsabkommen und einen bes¬ 
seren Schutz von Whistleblowern vor. 
„Gesetzlicher Fußabdruck“ bedeutet, 


dass die „Abgeordneten, die verant¬ 
wortlich für die Meinungsbildung des 
Parlaments zu einer Gesetzesvorlage 
der EU-Kommission sind (sie fassen 
alle Änderungsanträge in einem Be¬ 
richt zusammen und werden daher 
Berichterstatter genannt), in Zukunft 
alle Lobbyisten veröffentlichen sol¬ 
len, mit denen sie sich zu dieser Vor¬ 
lage getroffen haben. Das gleiche gilt 
für die Schattenberichterstatter, also 
die Co-Verantwortlichen. In Zukunft 
nachvollziehen zu können, mit wel¬ 
chen Interessenvertretern sich diese 
für den jeweiligen Gesetzgebungs¬ 
prozess sehr wichtigen Abgeordne¬ 
ten getroffen haben“, hieß es auf der 
Internetseite von „LobbyControl. Die 
Vertreter von CDU, CSU und FDP im 
Europäischen Parlament hatten gegen 


den Bericht gestimmt, die der AID 
sich vor der Abstimmung gedrückt. 

Von einem solchen Beschluss ist 
der Bundestag weit entfernt. In den 
vergangenen drei Wahlperioden hat¬ 
te die Fraktion der Partei „Die Lin¬ 
ke“ - meist parallel mit den Grü¬ 
nen - immer wieder Anträge einge¬ 
bracht, ein Gesetz zu erarbeiten und 
zu verabschieden, das in Fragen des 
„Lobbyismus“ für mehr Transparenz 
sorgen soll. Diese Anträge, wie der 
zur Einführung eines verbindlichen 
Lobbyistenregisters von 2015, wur¬ 
den durch die Abgeordneten der Re¬ 
gierungsparteien immer wieder abge¬ 
lehnt. Zuletzt im Juni 2016. Damals 
hatte die SPD, die eigentlich auch für 
mehr Transparenz eintritt und Anfang 
dieses Jahres einen eigenen Gesetz¬ 


entwurf angekündigt hatte, der „Ko¬ 
alitionsdisziplin“ folgend dagegen 
gestimmt. Für die Unionsparteien 
gibt es, wie zu erwarten, sowieso kein 
„Transparenzproblem“. Und deshalb 
werden sie auch dieses Mal - mit den 
Stimmen der FDP und, wenn es denn 
zu einer Jamaika-Koalition kommt, 
vielleicht auch der einiger oder aller 
Abgeordneter der Grünen - den ak¬ 
tuellen Vorstoß der Linksfraktion zu 
verhindern suchen. 

Die hat nicht nur ihre Arbeit in 
der neuen Legislaturperiode aufge¬ 
nommen, sondern auch bereits eine 
Reihe von Anfragen gestellt, so eben 
am 24. Oktober einen Gesetzesent¬ 
wurf zum „Lobbyismusproblem“ ein¬ 
gereicht, der wesentliche Forderun¬ 
gen von kritischen Organisationen wie 


„Abgeordnetenwatch" oder „Lobby- 
Controll“. 

Jan Körte, 1. Parlamentarischer 
Geschäftsführer der Fraktion der Par¬ 
tei „Die Linke“ im Bundestag erklärte 
dazu: Eine gewünschte und zulässige 
Interessenvertretung stelle man nicht 
in Frage, aber Transparenz sei nötig, 
denn immer „mehr Leute denken, die 
Politik könne sowieso nichts mehr ent¬ 
scheiden oder werde ohnehin von Kon¬ 
zerninteressen gelenkt ... Vorhandene 
Regelungen reichten nicht aus, weil sie 
auf freiwilligen Verhaltenskodizes oder 
der Geschäftsordnung des Bundesta¬ 
ges beruhten.“ Seine Partei kritisiert, 
„dass die derzeitige Verbändeliste des 
Bundestages nicht verpflichtend und 
wenig aussagekräftig sei, zumal Un¬ 
ternehmen, Agenturen und Kanzleien, 
die Lobbyarbeit betreiben, darin nicht 
erfasst werden. Auch seien Sanktionen 
bei Pflichtverletzungen kaum möglich. 

Das soll sich ändern. In Zukunft sol¬ 
len Anwaltskanzleien oder Agenturen, 
die Dienstleistungen zur politischen In¬ 
teressenvertretung anbieten, verpflich¬ 
tet werden, ihre Auftraggeber zu be¬ 
nennen. Wenn Vereine, Stiftungen und 
Verbände Interessenvertretung betrei¬ 
ben, müssen sie über ihren finanziellen 
Hintergrund Auskunft geben.“ Da unter 
gegenwärtigen Bedingungen grundsätz¬ 
lich nicht zu erkennen sei, wer schon im 
Rahmen der Vorarbeiten und der Erar¬ 
beitung auf die Gesetzesvorlagen der 
Bundesregierung Einfluss genommen 
hat, fordert seine Partei einen „legis¬ 
lativen Fußabdruck“. Damit soll aufge¬ 
zeigt werden, welche Kontakte im Vor¬ 
feld stattgefunden haben. Ferner will 
die Linkspartei Erfolgshonorare für die 
Interessenvertretung verbieten. 

Interessant wird sein, wie sich jetzt 
die SPD in der Opposition (oder doch 
noch in abwartender Haltung?) ver¬ 
hält. Auf den bereits im Februar 2016 
veröffentlichten Gesetzesentwurf der 
Fraktion der SPD über die Vertretung 
von Interessen gegenüber dem Deut¬ 
schen Bundestag und den Bundesbe¬ 
hörden (IntVertG) und zur Änderung 
des Parteiengesetzes und anderer Ge¬ 
setze folgte jedenfalls bislang nichts. 

Nina Mager 



Wichtige Lobbyadresse: Verband der Automobilindustrie in Frankfurt/Main 


Auskunft geben Unionsparteien gegen Kompromisse 

Gericht stärkt Bundestagsabgeordneten-Fragerecht In dieser Woche sollen die Sondierungsgespräche abgeschlossen werden 


Das Bundesverfassungsgericht hat die 
Rechte von Abgeordneten des Bun¬ 
destags gestärkt. So stellten die Rich¬ 
ter klar, dass die Regierung grundsätz¬ 
lich verpflichtet sei, Anfragen von Ab¬ 
geordneten öffentlich zu beantworten. 
Ansonsten könnten die Parlamentarier 
„Missstände in Regierung und Verwal¬ 
tung nicht aufdecken“, wie es in dem in 
der letzten Woche veröffentlichten Ur¬ 
teil heißt. 

Das Gericht hatte aufgrund einer 
Klage von Bündnis 90/Die Grünen ver¬ 
handelt. Abgeordneten der Partei waren 
im Jahr 2010 Antworten auf parlamenta¬ 
rische Anfragen verweigert worden, die 
sich unter anderem mit der Kontrolle 
der Bundesanstalt für Finanzdienstleis¬ 
tungsaufsicht (BaFin) sowie dem um¬ 
strittenen Bahnhofsprojekt „Stuttgart 
21“ befassten. Welche konkreten Kon¬ 
sequenzen der Urteilsspruch nun mit 
sich bringen wird, bleibt abzuwarten. So 
hatte die Bundesregierung auch in der 
jüngsten Vergangenheit konkrete Ant¬ 
worten auf Skandale wie etwa den Po¬ 
lizeieinsatz rund um den G20-Gipfel in 
Hamburg oder den NSU-Komplex ver¬ 
weigert. Zuviel Hoffnung, dass die Bun¬ 
desregierung ihr Handeln künftig trans¬ 
parenter gestalten würde, sollte man 
sich dennoch nicht machen. So kann die 
Regierung mit der Begründung, dass 
bei der Beantwortung einer Anfrage 
das Staatswohl gefährdet sei, Auskünfte 
verweigern. Dies kam in der Vergangen¬ 
heit beispielsweise bei Anfragen über 
die Verstrickungen von Geheimdiens¬ 
ten in schwere Straftaten vor. Auch auf 


das Parlamentarische Kontrollgremium 
ist in dieser Frage nicht zu bauen. Zwar 
müssen deren Mitglieder auf Wunsch in¬ 
formiert werden, sie selbst sind jedoch 
unter Strafandrohung zur absoluten Ver¬ 
schwiegenheit verpflichtet. Insofern ist 
davon auszugehen, dass wirklich brisan¬ 
te und detaillierte Anfragen, wie etwa 
zum Oktoberfestattentat 1980 in Mün¬ 
chen, oder auch zum neofaschistischen 
Terrornetzwerk Nationalsozialistischer 
Untergrund, auch künftig nicht in dem 
Maße beantwortet werden, wie es zur 
Aufklärung dieser Fälle notwendig wäre. 
Dem sogenannten „Staatswohl“ dürfte 
hingegen tatsächlich gedient sein, wenn 
die Bundesregierung transparent agie¬ 
ren würde und die Fragerechte der Ab¬ 
geordneten auch in der Praxis endlich 
stärken würde. Dass dies tatsächlich ge¬ 
schieht, dürfte jedoch auch künftig aus¬ 
geschlossen sein. In Sinne bürgerlicher 
Politik gilt immer noch die machiavel- 
lische Empfehlung, dass sich die Er¬ 
folgsgeschichte eines Staates ganz ent¬ 
scheidend an die Monopolisierung des 
politischen Geheimnisses bindet. Die 
Frage, wer die Ziele für welche Interes¬ 
sen definiert, bleibt außen vor. Der Be¬ 
griff Staatswohl wird herangezogen, um 
offene Gesetzesbrüche und Straftaten 
im Geiste eines nicht mehr demokrati¬ 
schen Maßnahmestaates zu legitimieren. 
Damit wird die geheimgehaltene Institu¬ 
tionalisierung eines Ausnahmezustandes 
legitimiert; dafür gibt es den Begriff des 
„tiefen Staates“, ein Zustand, der sich 
durch diesen Richterspruch alleine nicht 
ändern wird. Markus Bernhardt 


Anfang der Woche waren die Mei¬ 
nungsverschiedenheiten scheinbar 
noch unüberbrückbar, war die Liste 
der offenen Fragen lang, nachdem zu¬ 
vor Einigung in wichtigen Fragen in 
Sicht schien. Ob also die Sondierungs¬ 
gespräche für eine Jamaika-Koalition 
erfolgreich zu Ende geführt wurden, 
ergab sich erst im Laufe der Woche 
(nach Redaktionsschluss dieser Aus¬ 
gabe der UZ). Scheitern sie oder lehnt 
die folgende Bundesdelegiertenkonfe¬ 
renz der Grünen am 25. November die 
ausgehandelten Kompromisse ab, sind 
Neuwahlen oder - was gleichfalls nicht 
zu „stabilen Verhältnissen“ führen wür¬ 
de und auch für Wahlforscher bzw. Po¬ 
litikwissenschaftler keine Option ist - 
eine Minderheitenregierung möglich. 
Oder gibt es, trotz aller bisherigen Be¬ 
teuerungen führender SPD-Vertreter, 
etwa doch eine neue Große Koalition? 

Noch am Dienstag sah es jeden¬ 
falls nicht so aus, als würden sich die 
Verhandlungspartner in strittigen Fra¬ 
gen einigen. So hatte zwar zum Bei¬ 
spiel Jens Spahn (CDU) Anfang der 
Woche im Zusammenhang mit der 
Flüchtlingspolitik ein Einlenken der 
Unionsparteien angedeutet, doch 
prompt kam Widerspruch aus den ei¬ 
genen Reihen. Alexander Dobrindt 
(CSU) und Unionsfraktionschef Vol¬ 
ker Kauder (CDU) lehnten es ab, in 
der Flüchtlingsfrage, vor allem im Zu¬ 
sammenhang mit dem Familiennach¬ 
zug für „subsidiär Geschützte“, von 
den eigenen harten Positionen abzu¬ 
gehen. Auch im Zusammenhang mit 


der Vorratsdatenspeicherung und der 
Telekommunikationsüberwachung 
wollten die Unionsparteien nicht ein¬ 
lenken. In Klimafragen deuteten die 
Grünen Kompromissbereitschaft an, 
lehnten aber ein Abrücken von den in¬ 
ternational wie national vereinbarten 
Klimaschutzzielen ab: Die Unionspar¬ 
teien beharrten jedoch weiter auf ihren 
Positionen, beschworen in diesem Zu¬ 
sammenhang „Energieengpässe“, die es 


geben werde, wenn der Kohleausstieg 
durchgesetzt würde. Fachleute und der 
frühere Bundesumweltminister Klaus 
Töpfer (CDU) widersprachen. Auch 
bei der „Europa-, Außen- und Innen¬ 
politik, beim bezahlbaren Wohnen, bei 
guter Arbeit, der Verkehrs- und Agrar¬ 


wende spüren wir keinerlei Entgegen¬ 
kommen“, erklärte der Cem Özdemir, 
Bundesvorsitzender der Grünen, am 
vorigen Sonntag in der „Bild“-Zeitung. 
Bei „Exporten von Waffen und Rüs¬ 
tungsgütern nach Saudi-Arabien gibt 
es noch keine Bewegung bei Union und 
FDP“, rügte die Vizepräsidentin des 
Bundestages Claudia Roth (Grüne). 

„Eine Brücke kann man nicht nur 
von einer Seite bauen“, beklagte Katrin 


Göring-Eckardt, neben Anton Hofrei¬ 
ter Grünen-Fraktionsvorsitzende im 
Bundestag, Ende der vorigen Woche 
die mangelnde Kompromissbereit¬ 
schaft der anderen Parteien. Mal sehen, 
ob sie dazu noch am Ende der Woche 
steht. rh 
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Das ganze Modell in Frage stellen 

Die herrschende Politik denkt nicht daran umzuschwenken 



Kreativ und pointiert sagten in Bonn die Demonstranten ihre Meinung 


Z ur UN-Klimakonferenz sind am 
vergangenen Samstag in Bonn 
erneut viele Menschen für mehr 
Klimaschutz auf die Straße gegangen. 
Die Zahl derer, die an den beiden De¬ 
monstrationszügen, der erste war eine 
Woche vorher, teilnahmen, fiel deutlich 
niedriger aus als geplant. Die Anmel¬ 
der hatten mit bis zu 80000 Demons¬ 
tranten gerechnet. An den Demonstra¬ 
tionszügen teilgenommen hatten nach 
Angaben der Veranstalter nur rund 
27000. 

Die Demonstranten forderten Ein¬ 
satz für globale Klimagerechtigkeit, 
den Stopp der Zerstörung von Le¬ 
bensgrundlagen, einen verbindlichen 
Fahrplan für den Kohleausstieg sowie 
den Einschluss des Flugverkehrs in das 
Pariser Abkommen. Werner Ratz vom 
globalisierungskritischen Bündnis At- 
tac forderte insbesondere die Indust¬ 
riestaaten auf, „industriell abzurüsten“. 
Erneuerbare Energien und bessere 
Technologien würden nicht ausrei¬ 
chen, den Ausstoß des klimaschäd¬ 
lichen Kohlendioxids in ausreichen¬ 
dem Maß zu senken. „Zwei Drittel des 
Erdöls, die Hälfte des Erdgases und 80 
Prozent der Kohle muss in der Erde 
bleiben“, sagte Dagmar Paternoga 
von Attac Deutschland und ebenfalls 
Bündnissprecherin. „Der Energiever¬ 
brauch für Produktion und Transport, 
der Auto- und Flugverkehr sowie die 
industrielle Fleischproduktion müssen 
sofort und drastisch reduziert werden, 
ln einer profitgetriebenen Ökonomie 
wird das nicht möglich sein. Kapitalis¬ 
mus und Wachstumszwang, das ganze 
Modell der Industriegesellschaft müs¬ 
sen infrage gestellt werden.“ Dass die 
USA eines dieser Länder sein wird, 
das aktiv seine Industrie- und Um¬ 
weltpolitik ändert, daran glaubt Um¬ 
welt-Staatssekretär Jochen Flaßbarth 
allerdings nicht. Obwohl in den ver¬ 
gangenen Wochen Äußerungen etwa 
von Außenminister Rex Tillerson die¬ 
se Hoffnung aufkeimen ließen, hält 
Flasbarth es für „sehr unwahrschein¬ 
lich“, dass Präsident Donald Trump sei¬ 


ne Haltung noch einmal ändert. „Wir 
gehen alle davon aus, dass die USA 
erstmal aus dem Klimaabkommen 
aussteigen“, sagte Flasbarth. Anderer¬ 
seits zeigte er sich sicher, dass die USA 
irgendwann wieder beitreten werden. 
„Das wird in den Vereinigten Staaten 
kein einfacher Prozess, es wäre viel 
besser, wenn sie dabei geblieben wä¬ 
ren“, sagte er. „Aber ich bin sicher, 
wir werden den Satz hören: ,The US 
is back againf Trumps Entscheidung 
habe bisher nicht zu einem Domino- 
Effekt geführt, sondern im Gegen¬ 
teil zu einem internationalen Schul¬ 
terschluss. Nicaragua, das das Pariser 
Abkommen abgelehnt habe, habe nun 
doch unterzeichnet. Die einzigen UN- 
Mitglieder, die denVertrag ablehnten, 
seien nun Syrien und die USA. Mehr 
Isolation sei schwer vorstellbar. 


Die Klimakonferenz mit rund 
25 000 Teilnehmern aus fast 200 Län¬ 
dern komme nicht recht voran, kriti¬ 
sierte eine Attac-Rednerin auf einer 
Kundgebung. „Was die da machen - 
das braucht unbedingt den Druck der 
Straße“, sagte sie. Zu den Protestakti¬ 
onen riefen die Bündnisse „No Cli- 
mate Change“ und „Weltklima- Ak¬ 
tionstag 11.11. Bonn“ auf. Sie wurden 
unterstützt von regionalen und bun¬ 
desweiten Initiativen sowie von Par¬ 
teien. 

Umweltverbände aus Deutschland 
und Frankreich appellierten an ihre 
Regierungen, im Klimaschutz eine Füh¬ 
rungsrolle zu übernehmen. Beide Staa¬ 
ten müssten der „Motor für eine ehrgei¬ 
zige EU-Klimapolitik“ werden, heißt es 
in einem Schreiben an Merkel und den 
französischen Präsidenten Emmanuel 


Macron, aus dem die Süddeutsche Zei¬ 
tung zitierte. Die 18 Verbände verlang¬ 
ten, die europäischen Klimaziele anzu¬ 
heben und regionale Mindestpreise für 
Kohlendioxid einzuführen. Auch in der 
Landwirtschafts- und Verkehrspolitik 
müsste die EU Weichen zu mehr Kli¬ 
maschutz stellen. Zudem dürfe es im 
EU-Haushalt „keine Unterstützung für 
die fossile Energiewirtschaft“ geben. 
Allerdings ist nicht zu erwarten, dass 
diese Positionen von der Politik aufge¬ 
griffen werden. 

Bei den Verhandlungen in Bonn 
geht es vor allem um die technische 
Umsetzung des Pariser Abkommens. 
Dabei soll ein „Regelbuch“ ausgehan¬ 
delt werden, um etwa die Vergleichbar¬ 
keit und Überprüfbarkeit nationaler 
Klimaschutzziele zu ermöglichen. 

Bernd Müller 


Filmen für Menschenrechte 

Medienkompetenz besonders bei Jugendlichen fördern 


Der Paritätische Gesamtverband tritt 
als 21. Mitglied dem Veranstalterkreis 
des Deutschen Menschenrechts-Film- 
preises (DMFP) bei. Dem Kreis ge¬ 
hören verschiedene Menschenrechts¬ 
organisationen an. Einen besonderen 
Schwerpunkt legt man darauf, Jugendli¬ 
che und Jugendgruppen zu fördern, die 
selbst in den verschiedenen Filmforma¬ 
ten sich die Themen durch eigene Film¬ 
projekte erarbeiten und in der Katego¬ 
rie Amateur einreichen. Um Jugend¬ 
liche an die filmische Umsetzung von 
Menschenrechtsfragen heranzuführen, 
bieten die Veranstalter medienpädago¬ 
gische Unterstützung an. Nach eigenen 


Aussagen soll der „ aktive Umgang mit 
dem Medium Film in Verbindung mit 
der inhaltlichen Auseinandersetzung 
mit den Menschenrechten die Medien¬ 
kompetenz der Jugendlichen stärken 
und sie sensibilisieren für Fragen des 
Medienkonsums, der Kommunikation 
von Inhalten und der Gestaltung des 
menschlichen Zusammenlebens. Eine 
entsprechende Vereinbarung wurde 
zwischen dem Wohlfahrtsverband und 
dem bundesweiten Filmwettbewerb ge¬ 
troffen. Mit dem Paritätischen Gesamt¬ 
verband erweitert sich der Veranstalter¬ 
kreis um einen kompetenten und ein¬ 
flussreichen Verband, der insbesondere 


die Dimension der wirtschaftlichen, so¬ 
zialen und kulturellen Menschenrechte 
im Blick hat und für deren Schutz und 
Wahrung eintritt. 

„Aufklärung und Bildungsarbeit, 
wie sie der Menschenrechts-Filmpreis 
leistet, sind wichtiger denn je. Wir erle¬ 
ben in der Praxis, wie Menschenrech¬ 
te auch in Deutschland eingeschränkt 
und in Frage gestellt werden: Sei es bei 
der Einschränkung des Familiennach¬ 
zugs für geflüchtete Menschen, bei der 
schlechten Versorgung Obdachloser 
oder aber wenn Millionen Menschen 
entgegen den verfassungsrechtlichen 
Vorgaben mit viel zu niedrigen Hartz- 


IV-Leistungen abgespeist werden, die 
faktisch Ausgrenzung und Armut be¬ 
deuten. Der Paritätische und seine 
Mitgliedsorganisationen organisieren 
konkrete Hilfe und wir unterstützen 
Menschen auch dabei, ihre Rechte ein¬ 
zufordern und zu realisieren. Es geht 
um das Recht auf Teilhabe und Selbst¬ 
bestimmung, das Recht auf Wohnen 
und Gesundheit, das Recht auf Schutz, 
Zuflucht und Hilfe. Soziale Arbeit ist 
für uns immer auch Menschenrechts¬ 
arbeit. Wir freuen uns daher sehr, den 
Filmpreis künftig mit unterstützen zu 
dürfen“, sagte Verbandsgeschäftsführer 
Dr. Ulrich Schneider HB 


Bürgermeister rudert zurück 

Liebknecht-Luxemburg-Gedenken kann so wie gewohnt stattfinden 


Der politische Druck auf den Bezirks¬ 
bürgermeister von Berlin-Lichtenberg, 
Michael Grünst (Linkspartei), hat sich 
gelohnt. Das traditionelle Gedenken an 
die beiden KPD-Gründer Rosa Luxem¬ 
burg und Karl Liebknecht am 14. Januar 
des kommenden Jahres, kann nun offen¬ 
bar doch in gewohnter Form stattfinden. 

Die von Grünst geführte Behörde 
hatte noch zuvor in einem Schreiben 
verkündet, dass „aufgrund der aktuel¬ 
len Entwicklungen und aufgestockter 
Sicherheitskonzepte auch diese traditi¬ 
onelle Veranstaltung ab 2018 in geän¬ 
derter Form stattfinden“ müsse. (UZ 
berichtete). So sollten „nur noch reine 
Informationsstände“ direkt vor der Ge¬ 
denkstätte der Sozialisten in Friedrichs¬ 


felde zulässig sein. Während Grünst sich 
auch aktuell noch immer bemüht, die Po¬ 
lizei für die ursprünglich vorgesehenen 
Schikanen verantwortlich zu machen, 
wies die Behörde die Anschuldigungen 
als falsch zurück. „Die Rolle der Poli¬ 
zei Berlin ist auf eine Beratungsfunkti¬ 
on für die Genehmigungsbehörde - hier 
das Bezirksamt Lichtenberg von Berlin - 
begrenzt“, stellte ein Polizeisprecher klar. 

„Es ist nichts neues, dass die Herr¬ 
schenden versuchen das Gedenken 
an die beiden Revolutionsführer und 
KPD-Mitbegründer Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht zu behindern. In 
der Vergangenheit ging dies von rechten 
Scharfmachern aus. Der Skandal am neu¬ 
erlichen Angriff auf die LL-Demo ist der 


Umstand, dass ein von der Linkspartei 
geführtes Bezirksamt diese Rolle über¬ 
nommen hat“, kritisierte Patrik Köbele, 
Vorsitzender der DKP. Grünst ist aktu¬ 
ell damit beschäftigt, sich als Opfer einer 
Kampagne von vermeintlichen „Linksra¬ 
dikalen“ zu inszenieren. Dass die gegen 
ihn gerichtete Kritik maßgeblich aus sei¬ 
ner eigenen Partei kommt, verschweigt 
Grünst hingegen. 

Der Bürgermeister, der der partei¬ 
rechten Strömung „Forum demokrati¬ 
scher Sozialismus“ (FdS) zugerechnet 
wird, war bereits in der Vergangenheit 
aufgrund von Stimmungsmache gegen 
die DDR aufgefallen. Auch in einem 
dieser Tage veröffentlichten Interview 
machte er aus seiner Gesinnung keinen 


Hehl: „ Ich werde, wie in den Jahren zu¬ 
vor am Stillen Gedenken teilnehmen, 
Nelken bei Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht und am Stein zum Gedenken 
der Opfer des Stalinismus niederlegen“, 
antwortete er auf die Frage, ob er an der 
LL-Demonstration teilnehmen werde. 

Die DKP ruft unterdessen dazu auf, 
das Andenken an Luxemburg und Lieb¬ 
knecht entschlossen zu verteidigen: „Ge¬ 
hen wir auf die Straße gegen Krieg und 
Hochrüstung, gegen Sozial- und Demo¬ 
kratieabbau. Kommt zum Luxemburg. - 
Liebknecht-Lenin Wochenende am 13. 
und 14. Januar 2018 nach Berlin und be¬ 
teiligt euch an der LL-Demo! Jetzt erst 
recht!“ 

Markus Bernhardt 


Gegen Armut 

Das DGB-Vorstandsmitglied An- 
nelie Buntenbach hat die potenti¬ 
ellen Koalitionsparteien aufgefor¬ 
dert, wirksame Maßnahmen gegen 
die Armut von Beschäftigten zu 
vereinbaren. Aktuell sei jeder zehn¬ 
te Erwerbstätige arm oder von Ar¬ 
mut bedroht. Der Anteil derer, die 
trotz Arbeit armutsgefährdet sind, 
habe sich seit 2006 nahezu verdop¬ 
pelt, sagte Buntenbach. „Es ist zu¬ 
tiefst ungerecht und gefährdet den 
sozialen Zusammenhalt, wenn Be¬ 
schäftigte trotz Arbeit ausgegrenzt 
und abgehängt werden. Um Armut 
trotz Arbeit zu überwinden, müssen 
vor allem Formen prekärer Arbeit 
wie Minijobs, Leiharbeit und Be¬ 
fristungen zurückgedrängt werden. 
Prekär Beschäftigte sind viermal 
häufiger von Armut betroffen als 
Beschäftigte in einem regulären Ar¬ 
beitsverhältnis. Deshalb sollten Be¬ 
fristungen ohne sachlichen Grund 
untersagt und Minijobs in normale, 
sozialversicherungspflichtige Arbeit 
umgewandelt werden“, so die Ge¬ 
werkschafterin. 

Auch wer Kinderarmut be¬ 
kämpfen will, müsse niedrige Löh¬ 
ne und prekäre Arbeit bekämpfen. 
„Kinder sind arm, weil ihre Eltern 
arm sind, oftmals weil ihr Lohn 
nicht zum Leben reicht. Der Ver¬ 
einbarung der Jamaika-Parteien, et¬ 
was gegen Kinderarmut unterneh¬ 
men zu wollen, müssen konkrete 
Maßnahmen folgen. Neben neuen 
Regeln zur Eindämmung prekärer 
Arbeit, schlägt der DGB vor, das 
Kindergeld zu reformieren. Ein hö¬ 
heres Kindergeld für Geringverdie¬ 
ner ermöglicht mehr soziale Teilha¬ 
be für Kinder, die unsere Unterstüt¬ 
zung besonders nötig haben“, sagte 
Buntenbach. 


Gegen die AfD 

Um am 2. Dezember gegen den in 
Hannover stattfindenden Bundes¬ 
parteitag der AfD zu protestieren, 
hat sich in der niedersächsischen 
Landeshauptstadt ein breites Bünd¬ 
nis konstituiert. Unter dem Motto 
„Unsere Alternative heißt Solida¬ 
rität“ rufen Jugendorganisationen 
von Parteien und Gewerkschaften, 
Studierendenverbände und linke 
Gruppen gemeinsam zu Blockaden 
des Parteitags und einer Großde¬ 
monstration auf. „Wenn die AfD zu 
ihrem Bundesparteitag nach Han¬ 
nover kommt, werden wir uns die¬ 
ser Partei in den Weg stellen“, heißt 
es in ihrem Aufruf. Es wird der erste 
Bundesparteitag der AfD nach der 
Bundestagswahl sein. 

Es ist zu erwarten, dass sich ihr 
Rechtskurs fortsetzt und der faschis¬ 
tische Flügel um Björn Hocke wei¬ 
ter an Stärke gewinnen wird. Das 
Bündnis warnt in seinem Aufruf 
auch vor den Folgen einer Rechts¬ 
außen-Partei im Parlament: „Neu 
im Bundestag, kann die AfD auf 
noch mehr Mittel und Ressourcen 
zugreifen, um rassistische, nationa¬ 
listische und autoritäre Positionen 
zu verbreiten.“ 

„Gerade in diesen Zeiten eines 
erstarkten Nationalismus ist ent¬ 
schlossener und vielfältiger Protest 
gegen Rechts wichtiger denn je. Wir 
haben uns in einem breiten Bünd¬ 
nis zusammengefunden und auf 
gemeinsame Aktionen geeinigt“, 
zeigt sich Bündnissprecher Torben 
Hansen zufrieden. „Im Laufe der 
nächsten Wochen werden wir mehr 
Informationen und den Stand unse¬ 
rer Vorbereitungen auf unserer In¬ 
ternetseite und auf Facebook veröf¬ 
fentlichen. Gemeinsam werden wir 
ein deutliches Zeichen gegen die 
AfD setzen. Wir laden alle Men¬ 
schen dazu ein, mit dabei zu sein.“ 
Neben den Blockadeaktionen und 
der Demonstration am 2. Dezember 
will das Bündnis auch im Vorhinein 
vielfältige Möglichkeiten anbieten, 
sich am Protest zu beteiligen. Dafür 
sind beispielsweise Bierdeckel mit 
der Aufschrift „Kein Bier für die 
AfD“ geplant, mit denen Kneipen 
und Gaststätten sich gegen die Par¬ 
tei positionieren können. 
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Gemeinsam 
Krieg führen 

EU wird Militärunion 


Eine Regierung der 
Industriellenvereinigung 

Interview mit Robert Krotzer (KPÖ), Stadtrat für Gesundheit und Pflege im Grazer 
Gemeinderat, zu den Ergebnissen der österreichischen Nationalratswahl. 


23 EU-Staaten, darunter Deutschland 
und das „neutrale“ Österreich, haben 
den Grundstein für eine „europäische 
Verteidigungsunion“ gelegt. Bei einer 
Zeremonie in Brüssel unterschrieben 
die Außen- und Kriegsminister am Mon¬ 
tag das Gründungsdokument für eine 
ständige militärische Zusammenarbeit 
(PESCO). Die „Verteidigungsunion“ 
soll die EU unabhängiger von den USA 
machen und zu gemeinsamen Rüstungs¬ 
projekten führen. 

Den Vorwand für diesen Schritt lie¬ 
fern einerseits die aufgewärmte Lüge 
von einer angeblichen Bedrohung aus 
Russland, und andererseits die Person 
des ungeliebten USA-Präsidenten. „Es 
war für uns wichtig - gerade nach der 
Wahl des amerikanischen Präsidenten 
(Donald Trump) - uns eigenständig auf¬ 
zustellen“, sagte die deutsche Kriegsmi¬ 
nisterin Ursula von der Leyen (CDU). 
„Wenn es eine Krise gibt in unserer 
Nachbarschaft, müssen wir handlungs¬ 
fähig sein.“ 

Von der Leyen meinte zudem in ei¬ 
nem Interview mit der ARD, dass die 
Militarisierung Europas - die sie als 
„gemeinsame europäische Verteidigung“ 
verklausuliert - „mal ein Gründungsge¬ 
danke der europäischen Gemeinschaft“ 
gewesen sei. Während sie die Vorzüge ei¬ 
ner „Armee der Europäer“ pries, deutete 
sie bereits an, wo ihrer Meinung nach mi¬ 
litärisch eingegriffen werden müsse: „Für 
uns in Deutschland ist vor allem die Zu¬ 
sammenarbeit wichtig, also dass wir eine 
Truppe aufstellen, die ,Armee der Euro¬ 
päer 1 , die, wenn es eine Krise gibt, wenn 
Europa gefragt ist, schnell einsatzfähig 
ist. Wir haben es in der Vergangenheit 
immer wieder erlebt, dass, zum Beispiel 
bei Ebola, wir Europäer helfen wollten. 
Aber wir konnten es nicht“. 

Mit dem am Montag unterschriebe¬ 
nen Dokument verpflichten sich die 23 
EU-Staaten auch zur Einhaltung von 20 
konkreten Teilnahmebedingungen. Dazu 
gehören eine regelmäßige Erhöhung der 
Militärausgaben, die Beteiligung an ge¬ 
meinsamen Rüstungsprojekten und 
die Bereitstellung von Soldaten für die 
„Krisenreaktionskräfte“ der EU. Letzte¬ 
re wurden 2007 als „EU-Battlegroups“ 
aufgestellt. 

Für die NATO soll das Projekt kei¬ 
ne Konkurrenz darstellen, heißt es. „Die 
Sicherheits- und Verteidigungsunion ist 
komplementär zur NATO. Die NATO 
wird immer Landes- und Bündnisver¬ 
teidigung bleiben, das ist ganz wichtig. 
Aber es gibt eine Vielzahl von Themen, 
wo ich nicht die NATO sehe, aber Euro¬ 
pa gefragt ist“, sagte von der Leyen - und 
meint damit wiederum den angestrebten 
größeren Einfluss der EU in Afrika. 

NATO-Generalsekretär Jens Stolten¬ 
berg sagte, eine starke „europäische Ver¬ 
teidigung“ sei „gut für Europa, aber auch 
gut für die NATO“. Er warnte aber vor 
dem Aufbau von Parallelstrukturen und 
Konkurrenzdenken. Dänemark und Bri¬ 
tannien beteiligen sich nicht an PESCO. 
Irland, Malta und Portugal hatten sich bis 
Montag noch nicht entschieden. 

Die ständige strukturierte Zusam¬ 
menarbeit, die in der EU-Sprache 
PESCO genannt wird, soll offiziell im 
Dezember starten. Erste konkrete Pro¬ 
jekte könnten der Aufbau eines Sanitäts¬ 
kommandos oder die Einrichtung von 
gemeinsamen Logistikdrehscheiben für 
den Transport von Truppen und Ausrüs¬ 
tung sein. 

Gegen eine regelmäßige Erhöhung 
der Militärausgaben haben sich die Un¬ 
terzeichnerinnen und Unterzeichner des 
Aufrufs „abrüsten statt aufrüsten“ ge¬ 
wandt. Dem Aufruf, den auch die DKP 
unterstützt, haben sich u.a. die Gewerk¬ 
schaftsvorsitzenden Frank Bsirske (ver. 
di), Michaela Rosenberger (NGG) und 
Marlis Tepe (GEW) angeschlossen. Da¬ 
rin heißt es: „Zwei Prozent, das sind min¬ 
destens weitere 30 Milliarden Euro, die 
im zivilen Bereich fehlen, so bei Schulen 
und Kitas, sozialem Wohnungsbau, Kran¬ 
kenhäusern, öffentlichem Nahverkehr, 
kommunaler Infrastruktur. Alterssiche¬ 
rung, ökologischem Umbau, Klimage¬ 
rechtigkeit und internationaler Hilfe zur 
Selbsthilfe.“ Imö 


UZ: Die Nationalratswahl in Österreich 
ergab eine Mehrheit für die Österreichi¬ 
sche Volkspartei (ÖVP) und die Frei¬ 
heitliche Partei Österreichs (FPÖ). Wie 
schätzt du die Nationalratswahl ein? 

Robert Krotzer: Die Nationalratswahl 
ist der Sieg für die Industriellenver¬ 
einigung. Die beiden Parteien, ÖVP 
und FPÖ, die wirtschaftspolitisch das 
Programm der Industriellenvereini¬ 
gung vertreten, haben gemeinsam ei¬ 
nen deutlichen Sieg und eine deutliche 
Mehrheit errungen. Das Ganze natür¬ 
lich nicht aufgrund ihres wirtschaftspo¬ 
litischen Programms, sondern aufgrund 
einer ganzen Reihe von Scheindebatten 
und entsprechender Demagogie und 
rassistischer Verhetzung. Es ist gelun¬ 
gen, ein Klima herzustellen, in dem al¬ 
les, was mit Integration, Migration und 
Flucht zu tun hat, verantwortlich ge¬ 
macht wird für alle sozialen Probleme, 
die es in Österreich gibt. So muss man 
das Ergebnis einschätzen mit allen Kon¬ 
sequenzen, die daraus drohen. 

Die ersten Folgen erleben wir im 
Moment bei den Kollektivvertragsver¬ 
handlungen in der Metallerbranche, wo 
es zu massiven Angriffen seitens der In¬ 
dustriellen kommt, die mit vielen Ge¬ 
pflogenheiten der letzten Jahrzehnte in 
Österreich brechen wollen. Beispiels¬ 
weise verlangen sie, dass nicht mehr der 
österreichische Inflationsindex heran¬ 
gezogen wird, sondern der europäische 
Inflationsindex, was natürlich an sich 
wenig Sinn macht, weil die Leute ja in 
Österreich einkaufen und nicht in „Eu¬ 
ropa“. Aber da sieht man einfach ganz 
deutlich, wo die Reise hingeht, dass sich 
diese Kreise massiv bestärkt fühlen von 
dieser Wahl. 

UZ: Ein Rechtsruck geht durch Europa. 
Mit Kurz hat er auch Österreich erreicht. 


Für Vietnam war 2016 eines der 
schlimmsten Jahre seit Ende des Krieges, 
mit Wetterkatastrophen in den Südpro¬ 
vinzen. Langandauernde und wiederhol¬ 
te Dürreperioden haben sowohl im Reis¬ 
anbau als auch in den Obstplantagen zu 
einem gravierenden Rückgang der Ern¬ 
teerträge geführt. 10 000 Hektar Reis¬ 
land, die auch zur Shrimps-Zucht genutzt 
werden, wurden 2016 in der Provinz Ca 
Mau, ganz im Süden des Mekong Deltas, 
durch den Klimawandel erheblich in Mit¬ 
leidenschaft gezogen. Zirka 3 000 Hek¬ 
tar wurden völlig zerstört. Die übrigen 
Reisfelder mussten Ertragsverluste von 
bis zu 70 Prozent hinnehmen. Ca Mau 
hatte sich das Ziel gesetzt 600 000 Ton¬ 
nen Reis zu produzieren. Die anhaltende 
Trockenheit im letzten Jahr hat dies al¬ 
lerdings verhindert. 

Eine der Hauptursachen für die Ver¬ 
luste ist das Eindringen von Salzwas¬ 
ser. Es zerstört nicht nur die Reispflan¬ 
zen, sondern auch die Anbauflächen für 
Obst und Gemüse. Um den Reisbauern 
zu helfen, empfahlen die lokalen Behör¬ 
den den Reis früher zu ernten und zu be¬ 
wässern - vor allem dort, wo der Reis¬ 
anbau und die Shrimps-Zucht auf einem 
Feld erfolgen. Diese Doppelnutzung ist 
eigentlich das Konzept in dieser Region, 
die den Bauern mehr Einnahmen brin¬ 
gen sollte. Die Provinzregierung unter¬ 
stützt die Bauern durch den Bau von 
Süßwasserbrunnen, Berieselungsanla¬ 
gen und die Verbesserung des Kanalsys¬ 
tems, um die Frischwasserversorgung zu 
optimieren. Eine weitere Maßnahme ist 
die Züchtung von Reissorten, die salzun¬ 
empfindlich sind. 

Auch 2017 ist die Situation nicht bes¬ 
ser. Wie vietnamesische Online-Zeitun- 


Was ist die Strategie der KPÖ Steier¬ 
mark, dem etwas entgegenzusetzen? 

Robert Krotzer: Der Rechtsruck ist in 
Österreich, das muss man dazusagen, 
leider nicht mit Kurz angekommen, 
sondern wir haben mit der FPÖ seit 30 
Jahren eine Partei, die sich meist um 
die 20 Prozent bewegt, die eine rechts¬ 
extreme Politik und Politikinhalte ver¬ 
tritt und dementsprechend natürlich 



Robert Krotzer, KPÖ Steiermark 


auch seit 30 Jahren das gesellschaft¬ 
liche Klima vergiftet. Aber natürlich 
wird es Antworten brauchen auf diese 
jetzt noch einmal Stärkung des rechten 
Blocks. Dieser erklärt sich unter ande¬ 
rem, dass die ÖVP in vielen Teilen die 
Inhalte der FPÖ ganz einfach kopiert 
hat. 

Was unsere Aufgabe als Kommu¬ 
nisten und Kommunistinnen sein wird, 
ist, die Regierung zu entzaubern. Insbe- 


gen meldeten, droht Vietnam durch den 
Klimawandel ein Verlust von über 7 Mil¬ 
lionen Tonnen Reis. Die Lebensmittel- 
Sicherheit des Landes und eine anhalten¬ 
de Entwicklung der Landwirtschaft seien 
ernsthaft betroffen, erklärte der Minister 
für Wissenschaft, Technik und Umwelt, 
Do Xuan Lan. Nach seinen Aussagen gab 
es In den letzten 15 Jahren in der Küs¬ 
tenregion und den Einmündungen der 
Wasserläufe ins Meer erhebliche Ero¬ 
sionen. Offizielle Statistiken zeigen auf, 
dass durch solche Wetterkatastrophen 
300 Menschen ihr Leben verloren und 
pro Jahr Schäden in Höhe von nahezu ei¬ 
ner Milliarde Dollar verursacht wurden. 

Laut Plan des vietnamesischen Minis¬ 
teriums für Landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung (MARD) soll die bislang 
weitgehend ungesteuerte Reisproduk¬ 
tion zukünftig besser auf den Bedarf in 
den internationalen Märkten ausgerich¬ 
tet werden. Kernelement ist eine Redu- 


sondere auch für die Menschen, die mit 
der Wahl die schwarze oder die blaue 
Partei gewählt haben. Denen müssen 
wir klar machen, dass diese Parteien 
definitiv nicht in ihrem Interesse han¬ 
deln, sondern im Gegenteil, dass es eine 
Regierung der Konzerne und der Rei¬ 
chen sein wird. Diese Regierung wird 
deren Interessen durchboxen. 

UZ: Wie sah der Wahlkampf der KPÖ 
in Graz aus? 

Robert Krotzer: Unser Wahlkampf in 
Graz und in der Steiermark hat sich 
schwerpunktmäßig mit dem Thema 
Wohnen mit dem Slogan „Wohnen darf 
nicht arm machen“ auseinandergesetzt. 
Das ist etwas, was Hunderttausende, 
wenn nicht Millionen Menschen in Ös¬ 
terreich erleben, wenn man sich gerade 
in den Ballungszentren die gesteigerten 
Mietpreise anschaut und was auch in 
Graz seit vielen Jahren oder Jahrzehn¬ 
ten unser Arbeitsschwerpunkt ist. 

Ein weiteres Thema, das wir auch 
bespielt haben, war „Runter mit den 
Politikergehältern“. Hier haben wir ver¬ 
sucht, die Politikerprivilegien anzugrei¬ 
fen. Hier ist ein gewisser Schlüssel zu 
sehen, den Leuten klarzumachen, dieje¬ 
nigen, die sich als sogenannte Vertreter 
des kleinen Mannes aufspielen, nicht 
die Vertreter des kleinen Mannes sind, 
sondern ihre eigenen und die Interessen 
ihrer Finanziers vertreten. 

Ansonsten haben wir uns auf Klas¬ 
sisches konzentriert, einerseits mit 
dem Thema Arbeit und andererseits 
mit dem Thema Frieden. Verbunden 
mit dem Thema Frieden haben wir die 
Rolle der EU und ihrer Institutionen 
der EU thematisiert. 

UZ: Die bundesweite KPÖ hat als 
KPÖ Plus mit der ehemaligen Grü- 


zierung des Exportvolumens. Dafür soll 
aber die Dualität von unverarbeitetem 
Reis und von Reisprodukten deutlich 
verbessert werden. Derzeit und noch bis 
2020 sind zirka 4,5 bis 5 Millionen Ton¬ 
nen Reis für den Export vorgesehen, 
2030 sollen es 4 Millionen Tonnen sein. 
Die damit erzielten Einnahmen von 2,3 
bis 2.5 Milliarden US-Dollar sollen sta¬ 
bil bleiben. Hochwertige Reissorten wie 
Jasmin- oder Duftreis sowie Langkorn¬ 
reis sollen mit 40 Prozent bzw. 25 Pro¬ 
zent den Hauptanteil am Export ein¬ 
nehmen. Derzeit liegt dieser Anteil bei 
10 Prozent. Der wesentliche Grund für 
diesen Strategiewandel: Die Weltmärkte 
verlangen die hohe Dualität. Außerdem 
ist geplant, die Reisexporte nach Afrika 
auszuweiten. 

In einem über vier Jahre ausgeleg¬ 
ten Projekt (2013 bis 2017) unterstützt 
die Bundesregierung Deutschlands 
über die Gesellschaft für internationa- 


nen Jugend kandidiert. Die KPÖ Stei¬ 
ermark hat die Kandidatur unterstützt. 
Nach ermutigenden Prognosen von 
fast drei Prozent hat die KPÖ mit 0,7 
Prozent deutlich zu den letzten Wah¬ 
len verloren. Wie erklärt ihr euch das? 

Robert Krotzer: Insbesondere hatten 
wir einen Trend einer sehr starken, 
auch medialen, Zuspitzung gehabt 
zwischen Schwarz-Blau einerseits und 
andererseits der Sozialdemokratie, die 
getrommelt hat, man muss sie wählen, 
um Schwarz-Blau zu verhindern. Wir 
haben das auch in Gesprächen am 
Infostand immer wieder erlebt. Ins¬ 
gesamt haben wir einen Zuspruch 
zur KPÖ und zur Wahlkampagne der 
KPÖ in Graz erlebt, allerdings auch, 
dass manche Menschen gemeint 
haben, sie linden super, was wir in 
Graz und was wir in der Steiermark 
machen, aber sie müssen bei dieser 
Wahl so wählen, dass sie vermeintlich 
Schwarz-Blau verhindern. Das muss 
man einmal so zur Kenntnis nehmen 
und aus dem auch Strategien ableiten. 

Im Vergleich mit den Gemeinde¬ 
ratswahlen in Graz oder auch den 
Landtagswahlen in der Steiermark, 
haben wir den großen Unterschied 
und die große Erschwernis, dass bei 
den Nationalratswahlen das Argu¬ 
ment der vermeintlich verlorenen 
Stimmen für viele Menschen nach wie 
vor eines ist, das zieht. Auch wenn wir 
sehr oft betonen, dass die Stimme ei¬ 
gentlich dann verloren ist, wenn mit 
der eigenen Stimme eine Partei ge¬ 
stärkt wird, die erst recht gegen die 
Interessen der Mehrheit der Bevöl¬ 
kerung agiert, was bei einer sozialde¬ 
mokratischen Partei die letzten Jahre 
und Jahrzehnte immer wieder zu se¬ 
hen war. 

Die Fragen stellte Christoph Hentschel 


le Zusammenarbeit (GIZ) diese Pläne. 
Unter dem Titel „Better Rice Initiative 
Asia - hochwertiger Reis für Asien“ sol¬ 
len die Produktivität im Reisanbau und 
das Einkommen kleinbäuerlicher Fami¬ 
lien gesteigert und die Ernährungslage in 
Thailand, Vietnam, Indonesien und den 
Philippinen verbessert werden. In Viet¬ 
nam sollen im Rahmen des Projektes 
3 000 Reisbauern in den drei Provinzen 
Dong Thap, Hau Giang und Kien Giang 
geschult werden. Zusätzlich sollen die 
Bauern durch eine ökologisch nachhalti¬ 
ge Steigerung der Reisproduktion sowie 
einen besseren Zugang zu Märkten für 
Oulitätsprodukte unterstützt werden. In 
Zusammenarbeit mit dem (vietnamesi¬ 
schen) Institut für Agrarpolitik, Strategie 
und ländliche Entwicklung hat das Pro¬ 
jekt gemeinsam mit der Privatwirtschaft 
ein Modell für Reisanbau entwickelt, das 
die Partner in den drei Provinzen pilot¬ 
haft erproben. 

Der notwendige Strukturwandel im 
Mekongdelta führt allerdings keineswegs 
nur zu Sorgen und Apokalypse-Szena¬ 
rien, sondern bei internationalen Inves¬ 
toren zu Dollar-Träumen. Unternehmen 
und Einwohner im Mekongdelta sollen 
auf den traditionellen Ackerbau ver¬ 
zichten, schlagen sie vor. Zu ihnen ge¬ 
hören auch Firmen und Investoren aus 
Deutschland. In einer Broschüre vom 
März 2016 wirbt eine in Frankfurt und 
Linz ansässige „Business Development 
Group Vietnam“ (BDG) für Investitio¬ 
nen in Vietnam - insbesondere im Me¬ 
kongdelta. „Die Region überzeugt durch 
ihre 10 Millionen Arbeitskräfte und vor¬ 
teilhafte Lohnkosten“, heißt es in einer 
Broschüre der Frankfurter. 

Stefan Kühner 


Erhebliche Verluste 

Das Mekongdelta kämpft gegen den Klimawandel 



Sturmschäden in Hä Tinh, einer Küstenregion im Norden Vietnams. 
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Die Revolution eröffnete eine Epoche 

Kommunistische und Arbeiterparteien begingen den Jahrestag der Oktoberrevolution in Russland 



Theaterrevue mit Szenen aus der Oktoberrevolution und den folgenden Jahren. 


Z um 19. Mal seit 1999 trafen sich die 
Kommunistischen und Arbeiter¬ 
parteien zu ihrer jährlichen Zusam¬ 
menkunft. Sie fand am 2. und 3. Novem¬ 
ber in St. Petersburg statt. 

Die Rückkehr zum bis 1914 gebräuch¬ 
lichen Namen hat die Heldenstadt, die im 
Zweiten Weltkrieg fast zweieinhalb Jahre 
von der deutschen Wehrmacht belagert 
wurde, um ihre Bewohnerschaft auszu¬ 
hungern, trotz der mehr als zweitausend 
Paläste der zaristischen Gründerzeit des 
18. Jahrhunderts nicht vollständig nach¬ 
vollzogen. Denn immer noch ist Lenin, 
nach dem die Stadt bis 1991 benannt war, 
präsent. Und zum 100. Jahrestag der Ok¬ 
toberrevolution hatte die KP der Russi¬ 
schen Föderation (KPRF) die Bruderpar¬ 
teien der Welt nicht zufällig dorthin ein¬ 
geladen, wo mit dem Schuss des Kreuzers 
„Aurora“ das Signal für den Aufstand der 
Bolschewiki mit dem Sturm auf das Win¬ 
terpalais gegeben wurde. 

An diese und andere Orte der Revo¬ 
lution führte das von der KPRF organi¬ 
sierte Rahmenprogramm, das anschlie¬ 
ßend in Moskau weitergeführt wurde: 
Besuche des Kreml, des Lenin-Mauso¬ 
leums, der Gräber an der Kremlmauer, 
Parade auf dem Roten Platz sowie in St. 
Petersburg und Moskau Theaterrevuen, 
die durch die siebeneinhalb Jahrzehnte 
der Sowjetmacht führten. Immer im Mit¬ 
telpunkt das epochemachende Werk der 
Oktoberrevolution - eben „Zehn Tage, 
die die Welt erschütterten“. Der Autor 
dieses Buchs, John Reed, gehört wie auch 
Clara Zetkin zu den wenigen Ausländern, 
die an der Kremlmauer bestattet sind. 

Die Bedeutung der Revolution be¬ 
griffen nicht nur die Völker der Welt, son¬ 
dern auch die imperialistischen Mächte, 
deren vierzehn Interventionsarmeen bis 
1922 an der Umkehrung der Ereignisse 
scheiterten. Gennadi Sjuganow, der Vor¬ 
sitzende der KP der Russischen Födera¬ 
tion, unterstrich in seiner Rede, welche 
Impulse die Sowjetunion für Menschen 
in aller Welt gab und was sie für die Ent¬ 
wicklung Russlands von einer rückstän¬ 
digen Agrarnation zur zweitstärksten 
Wirtschaftsmacht der Welt bedeutete. In 
den Köpfen der ehemaligen Sowjetbür¬ 
ger sind neben diesem unvergleichlichen 
Aufschwung, der in zwanzig Jahren eine 
Versiebzigfachung der Wirtschaftskraft 
bedeutete, natürlich auch die Eroberung 
des Kosmos durch Gagarin und Leonow 
sowie der soziale Fortschritt, der die 
Gleichstellung von Frau und Mann eben¬ 
so brachte wie Bildung für alle Menschen. 

Die Grundlage von allem war die Re¬ 
volution unter der Führung Lenins, aber 
die weitere Entwicklung geht - in beider¬ 
lei Hinsicht - auf das Konto Josef Stalins. 
In Russland trennt kaum jemand die Er¬ 
folge jener Zeit verschämt von der Ver¬ 
antwortlichkeit des damaligen Generalse¬ 
kretärs: Stalin wird dann positiv erwähnt, 
wenn es objektiv angebracht ist. Aber hin¬ 
sichtlich dessen Anteils an Verbrechen, 
darunter Morde an politischen Gegnern 
wie auch an Mitgliedern der eigenen wie 
von anderen Kommunistischen Parteien, 
gehen manche jedoch ebenso leicht hin¬ 
weg, wo historische Verantwortung auch 
angesichts der fatalen Folgen für die kom¬ 
munistische Weltbewegung angebracht 
wäre. Normal für das kommunistische 


Empfinden im Land ist es also, dass bei 
der abschließenden Demonstration der 
KPRF auf der Bühne der Abschlusskund¬ 
gebung Lenin und Stalin den Hintergrund 
zierten, und dass auf dem Weg durch die 
Moskauer Innenstadt Dutzende Demons¬ 
trierende Stalinbilder hochhielten. Einen 
(ideologietheoretisch sowieso nicht fass¬ 
baren) „Antistalinismus", wie ihn heute 
manche Linksparteien gar als ihren Grün¬ 
dungsmythos nennen, findet man in der 
Russischen Föderation unter linken Kräf¬ 
ten eher nicht. 

★ 

103 Kommunistische- und Arbeiterpar¬ 
teien aus 78 Ländern nahmen an der 
Konferenz mit dem Titel „100. Jahrestag 
der Großen Sozialistischen Oktoberre¬ 
volution - Ideale der kommunistischen 
Bewegung, Stärkung des Kampfes gegen 
imperialistische Kriege, für Frieden und 
Sozialismus“ teil. Der Präsident der Rus¬ 
sischen Föderation, Wladimir Putin, rich¬ 
tete einen Gruß an die Konferenz, in der 
er die Geschichte der Sowjetunion als wi¬ 
dersprüchlich beschrieb. 

Wie schon in den letzten Jahren blei¬ 
ben die Kommunistischen Parteien in ei¬ 
nigen Fragen der Strategie unterschied¬ 
licher Meinung. Das betrifft die Haltung 
zu den Staaten, die sich auf dem Weg 
zum Sozialismus befinden, aber auch die 
Frage der Übergänge zum Sozialismus. 
Unter den Parteien, die eine skeptische 
Haltung bezüglich der Umwege der VR 
China oder der SR Vietnam über einen 
nachholenden, parallel verlaufenden 
privaten Entwicklungsstrang neben der 
Hauptlinie des Staatseigentums haben, 
gibt es solche, die ihre Ablehnung dieses 
Wegs mit einer grundsätzlichen Ableh¬ 
nung jeder Art von Entwicklungsstadien 
auf dem Weg zur Revolution verbinden 
und diese Strategie meist noch mit ei¬ 
nem Anspruch auf Gültigkeit unabhän¬ 
gig von lokalen Bedingungen versehen. 
Als DKP gehen wir für Deutschland be¬ 
kanntlich von einer antimonopolistischen 
Strategie aus, die sich an den Bedingun¬ 
gen eines hochindustrialisierten Landes 
im staatsmonopolistischen Kapitalismus 
orientiert. 

Entsprechend war der Beitrag der 
KP Chinas, die mit dem Vizeminister der 


Internationalen Abteilung, Guo Yezhou, 
vertreten war, von Interesse. Er beschrieb 
die Beschlüsse des 19. Parteitags, die den 
„Sozialismus mit chinesischer Charakte¬ 
ristik" unterstrichen sowie den Hauptwi¬ 
derspruch in der Gesellschaft heute als 
den zwischen den Bedürfnissen der Men¬ 
schen und einer inadäquaten Produkti¬ 
onsentwicklung. Genosse Guo verdeut¬ 
lichte eine Zwei-Schritte-Strategie beim 
weiteren Aufbau des Sozialismus bis 2035 
und dann bis 2049, dem 100. Jahrestag der 
Revolution. 

Viele Parteien bezogen sich auf die 
Auswirkungen der Oktoberrevolution 
in ihren Ländern; manche davon sind 
durch die folgenden Entkolonialisie¬ 
rungen überhaupt erst entstanden. Shah 
Alam von der KP Bangladeshs beschrieb 
die Entstehung einer revolutionären Be¬ 
wegung nach dem Oktober sowie die 
Unterstützung der UdSSR für das 1971 
gegründete Land. Tran Dac Loi von der 
KP Vietnams nannte den Untergang der 
Sowjetunion wegen objektiver Fehler in¬ 
nerhalb einer Rechtsabweichung für be¬ 
gründbar und als unvermeidlich. Marian 
Baby von der KP Indiens (M) erinnerte 
daran, dass die bestehenden demokra¬ 
tischen Rechte in den kapitalistischen 
Staaten nur dank der Oktoberrevoluti¬ 
on möglich geworden waren. Jose Ramön 
Balaguer, in der KP Kubas für die Au¬ 
ßenbeziehungen verantwortlich, nannte 
die Oktoberrevolution als Bedingung 
für den Sieg der Kubanischen Revolu¬ 
tion. Für die DKP beschrieb Vorsitzen¬ 
der Patrik Köbele die Situation nach den 
Bundestagswahlen. Die Wut mancher 
Menschen richte sich gegen die Geflüch¬ 
teten, und nicht gegen die, die von den 
verschiedenen Formen der Spaltung der 
Ausgebeuteten profitieren. Auch erwähn¬ 
te er, auf welcher Grundlage die DKP die 
Zusammenarbeit der Kommunistischen 
Parteien betreibt. Alle Redebeiträge wer¬ 
den in Kürze auf www.solidnet.org abzu¬ 
rufen sein. 

Sowohl die KP Chinas als auch die 
PdA Koreas und die Ungarische Arbei¬ 
terpartei wurden in die „Working Group“, 
welche die jährlichen Treffen vorberei¬ 
tet, aufgenommen. Das 20. Treffen der 
Kommunistischen- und Arbeiterpartei¬ 
en kehrt 2018 in sein Ursprungsland zu¬ 


rück. Zum 100. Jahrestag ihrer Gründung 
wird die KP Griechenlands die Austra¬ 
gung übernehmen. 

Wie im Vorjahr in Hanoi gelang es, 
eine gemeinsame Resolution zu verab¬ 
schieden. Es gelte dem Antikommunis¬ 
mus und Antisowjetismus ebenso wie der 
Verfolgung von Kommunisten und ihrer 
Parteien Widerstand entgegenzusetzen. 
Wissenschaftliche Beratungen zum Sturz 
des Sozialismus und Ausarbeitungen zu 
den Werken Lenins, speziell anlässlich 
des hundertsten Jahrestags von „Staat 
und Revolution“, werden vorgeschlagen, 
und zu Marx’ 200. Geburtstag soll die Be¬ 
deutung des Vordenkers vor allem an die 
jüngere Generation vermittelt werden. 
Gemeinsame Anstrengungen zur Vertei¬ 
digung demokratischer Rechte werden 
unter Nutzung des Jahrestags des Sieges 
von Stalingrad am 2. Februar angemahnt. 
Die Kommunistischen- und Arbeiterpar¬ 
teien solidarisieren sich mit dem Recht 
Palästinas auf einen unabhängigen Staat 
sowie mit den Völkern, die unter Beset¬ 
zung und Intervention leiden; ferner for¬ 
dern sie das Ende der Blockade Kubas. 
Für den Friedenskampf wird eine antiim¬ 
perialistische Front gegen die Aggressio¬ 
nen des Imperialismus vorgeschlagen so¬ 
wie gemeinsame Aktionen gegen Atom¬ 
waffen und ausländische Militärbasen. 
Konflikte müssen mit den Prinzipien des 
Internationalen Rechts gelöst werden, so 
auch auf der koreanischen Halbinsel. 

In Moskau fand auf Einladung der 
KPRF am 6. November noch eine Kon¬ 
ferenz von Linksparteien statt: Parteien 
aus Angola, Namibia, Deutschland (Die 
Linke), Venezuela, Mosambik, Palästina, 
dem Jemen, Mexiko und Syrien sprachen 
ebenso wie Vertreter vom WB DJ, des Eu¬ 
roparats, der GUE/NGL, der FIR und 
des WGB. Letzter Redner war ein Par¬ 
teiloser, dem vor 27 Jahren der Staat ab¬ 
handen kam, dem er einige Wochen Vor¬ 
stand und der „vierzig Jahre lang der bes¬ 
te Freund der UdSSR“ war: Egon Krenz. 
Der DDR-Staatsratsvorsitzende stellte 
sich als Kommunist ohne Parteibuch vor. 
Was die große Leistung der Roten Armee 
für die europäischen Völker bedeutete, 
fasste er in dem Satz zusammen: „Der 
Frieden nach 1945 kam nur aufgrund der 
Existenz der UdSSR!“ Günter Pohl 


Völkerrechtswidrige Landnahme 

Erste Europäische Konferenz zu den israelischen Siedlungen in Brüssel 


70 Jahre ist es her, seit die Vollver¬ 
sammlung der UN mit der Resolution 
181 grünes Licht für die Aufteilung Pa¬ 
lästinas in einen jüdischen und paläs¬ 
tinensischen Staat gab. Seit 50 Jahren, 
seit der Besetzung der West-Bank 1967, 
stehen Ostjerusalem die Westbank und 
der Gazastreifen unter israelischer 
Kontrolle. Israel verfolgt dort eine Po¬ 
litik der Landnahme. Es handelt sich 
um eine strukturelle Kolonialpolitik, 
60 Prozent der Westbank sind inzwi¬ 
schen okkupiert. 

Die Fakten wurden auf der „Ersten 
Europäischen Konferenz zu den israe¬ 


lischen Siedlungen“ am 6. November 
in Brüssel analysiert. Vertreterinnen 
aus 24 Ländern Europas und Paläs¬ 
tina - Parlamentarier, Aktivisten, Ju¬ 
risten und Journalisten - informierten 
über politische, soziale und ökonomi¬ 
sche Folgen und diskutierten Strategi¬ 
en der Gegenwehr. Einigkeit herrsch¬ 
te darüber, dass israelische Besiedlung 
von Anfang an illegal ist - sie verstößt 
gegen die 4. Genfer Konvention von 
1949 und das Statut des Internationa¬ 
len Strafgerichtshofs. Die UN-Resolu- 
tion 2334 vom vergangenen Jahr besagt 
eindeutig, dass alle Siedlungen in den 


besetzten Gebieten einschließlich Ost¬ 
jerusalems völkerrechtswidrig und ein 
Hindernis für die Errichtung eines zu¬ 
sammenhängenden, lebensfähigen und 
souveränen Staates Palästina darstel¬ 
len. überhaupt die Chancen für eine 
Zweistaatenlösung aufheben. 

Mehrheitlich forderten die Kon¬ 
ferenzteilnehmer Staaten und fort¬ 
schrittliche Organisationen auf, sich 
aktiv an der internationalen Boykott-, 
Divestitions- und Sanktionsbewegung 
zu beteiligen, um Israel durch wirt¬ 
schaftliche, kulturelle und politische 
Isolierung zur Einhaltung seiner Ver¬ 


pflichtungen zu drängen. Dass die So¬ 
lidarität mit der Sache des palästinen¬ 
sischen Volkes wächst wurde einhellig 
begrüßt. 

Ein Abschlussdokument, die 
„Brüsseler Erklärung“, verurteilt die 
Siedlungspolitik und beschuldigt Is¬ 
rael, auf der West-Bank ein „Apart¬ 
heidregime“ zu errichten. Es ruft zur 
Bildung eines Europäischen Komitees 
auf, um die anhaltenden Rechtsverlet¬ 
zungen der Besatzungsmacht aufzu¬ 
decken und Druck zur Verfolgung von 
Kriegsverbrechen auszuüben. 

Manfred Idler 


Marinemanöver 
gegen Pjöngjang 

Marine-Einheiten der USA und 
Südkoreas haben östlich der Korea¬ 
nischen Halbinsel ein gemeinsames 
Seemanöver durchgeführt, an dem 
drei US-Flugzeugträger beteiligt wa¬ 
ren. Die viertägige Übung soll die 
„erweiterte Abschreckung“ gegen 
die vermeintliche Bedrohung durch 
die Koreanische Demokratische 
Volksrepublik (KDVR) stärken. 

Neben den Flugzeugträgern 
„USS Ronald Reagan“, „USS Ni- 
mitz“ und „USS Theodore Roose- 
velt“ nahmen sieben südkoreani¬ 
sche Marineschiffe einschließlich 
Zerstörern und Begleitschiffen am 
Manöver teil. 

In den vergangenen Monaten 
hatten sich die Spannungen in der 
Region verschärft. US-Präsident 
Donald Trump hatte Pjöngjang 
nach mehrfachen Raketentests mit 
Krieg gedroht. China sucht unter¬ 
dessen eine politische Lösung der 
Korea-Krise. Beijing will ein Drei¬ 
ergipfeltreffen mit Japan und Süd¬ 
korea abhalten. Das bestätigte Ja¬ 
pans Regierungschef Shinzo Abe 
am Rande des APEC-Gipfels im 
vietnamesischen Da Nang. 

Saudi-Arabien setzt 
Jemen unter Druck 

Die von Saudi-Arabien geführte 
Koalition hat die verhängte Blo¬ 
ckade der Flug- und Seehäfen des 
Bürgerkriegslandes Jemen teilweise 
aufgehoben. Nachdem der Seeha¬ 
fen im südjemenitischen Aden wie¬ 
der geöffnet worden war, kündigte 
der jemenitische Verkehrsminister 
Murad al-Halimi auch die Öffnung 
der Flughäfen in den Städten Aden 
und Saijun an. Die Fluggesellschaft 
Yemenia Airways konnte ihre Flü¬ 
ge jedoch nicht wieder aufnehmen, 
weil die Militärkoalition die nötigen 
Genehmigungen nicht erteilte. Ge¬ 
schlossen bleibt der für internatio¬ 
nale Hilfslieferungen wichtige Ha¬ 
fen Hudaida im Westen des Landes. 

Saudi-Arabien begründet sein 
Vorgehen damit, dass man angebli¬ 
che Waffenlieferungen aus dem Iran 
damit unterbinden möchte. Auslö¬ 
ser war ein Raketenangriff auf die 
saudische Hauptstadt Riad, der aber 
abgefangen werden konnte. 

Zeitgleich beschossen saudische 
Kampfjets das Verteidigungsminis¬ 
terium in der jemenitischen Haupt¬ 
stadt Sanaa. Bei den Angriffen wur¬ 
den auch Häuser im angrenzenden 
Wohngebiet getroffen und mindes¬ 
tens acht Menschen starben. 

Iran hält sich an 
Atom-Vereinbarung 

Der Iran erfüllt nach Angaben der 
Internationalen Atomenergieagen¬ 
tur (IAEA) die Vereinbarungen 
aus dem Atomabkommen. Die Be¬ 
stände von niedrig angereichertem 
Uran liegen mit knapp 97 Kilo¬ 
gramm deutlich unter der erlaubten 
Menge von 300 Kilogramm, hieß es 
im Bericht der Agentur. Auch bei 
der Herstellung von Schwerwas¬ 
ser, welches für die Reaktoren, die 
atomwaffenfähiges Plutonium her- 
stellen können, benötigt wird, hat 
sich der Iran an die Vereinbarun¬ 
gen gehalten. Des weiteren haben 
die IAEA-Mitarbeiter problemlos 
Zugang zu allen relevanten Orten 
erhalten. 

US-Präsident Donald Trump 
verweigerte die Bestätigung, dass 
das Land die Vereinbarungen aus 
dem Abkommen einhält und droh¬ 
te einen „härteren Kurs“ gegenüber 
dem Iran zu fahren. 

EU verhängt Sanktio¬ 
nen gegen Venezuela 

Die Europäische Union hat Sank¬ 
tionen gegen Venezuela verhängt. 
Die Außenminister der Mitglied¬ 
staaten beschlossen einstimmig ein 
Waffenembargo. Einreiseverbo¬ 
te für Venezolaner in die EU und 
Vermögenssperren sollen vorberei¬ 
tet werden. Mit dem Embargo soll 
der Export von Waffen und weite¬ 
ren Materialien verhindert werden, 
die angeblich „zur Unterdrückung 
der Opposition“ eingesetzt werden 
könnten. 
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D ie Proteste in Bonn anlässlich der UN-Weltklima- 
konferenz richteten sich unter anderem gegen die 
deutsche Klimapolitik, die nach Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU) wirtschaftsverträglich sein müs¬ 
se. „Wenn Stahlwerke, Aluminiumwerke, Kupferhütten, 
wenn die alle unser Land verlassen und irgendwohin ge¬ 
hen, wo die Umweltvorschriften nicht so gut sind, dann 
haben wir für das Klima auf der Welt auch nichts gewon¬ 
nen“ hatte sie in einer Videobotschaft gesagt. Demons¬ 
tranten zeigten daraufhin am Samstag Transparente mit 
dem Schriftzug „Frau Merkel verschläft den Klimaschutz 1 . 1 

Allerdings: Sie verschläft nicht den Klimaschutz, son¬ 
dern hat in den vergangenen Jahren in erster Linie eine 
Politik im Interesse der Industriekonzerne und Banken 
gemacht. Angesichts der hoffnungslosen Lage, dass die 
deutschen Klimaziele noch irgendwie zu erreichen sind, 
erteilt sie der Klimapolitik eine deutliche Absage. 

Dass die Lage hoffnungslos ist, zeigt ein Bericht von 
Experten des Bundeswirtschaftsministeriums, auf acht 
Seiten haben sie ein Papier als Argumentationshilfe für 
die Sondierungsgespräche geschrieben. Kern der Aussa¬ 
ge: Deutschland verfehlt seine Klimaziele meilenweit. 
Und unter ökonomischen Gesichtspunkten sei es unmög¬ 
lich, die Versprechen umzusetzen, welche die schwarz¬ 
rote Bundesregierung bis 2030 gegeben hat. Es sei denn, 
man riskiere notfalls auch Deutschlands Wohlstand. 

In dem Arbeitspapier heißt es: „Gemäß der aktuellen 
Schätzung des Jahres 2016 konnte das Ausmaß an Treib¬ 
hausgas-Emissionen seit dem Jahr 1990 - also in mehr als 
25 Jahren - um ca. 28 Prozentpunkte reduziert werden“. 

Für die verbleibenden 13 Jahre bis 2030 habe sich 
Deutschland das Ziel gesteckt, die Emissionen noch ein¬ 
mal um 27 Prozentpunkte zu senken. „Um dieses Ziel zu 
erreichen, müsste die Reduktionsleistung pro Jahr fast 
doppelt so groß ausfallen wie in den zurückliegenden 26 
Jahren.“ Es handele sich um ein „extrem ambitioniertes 
- genauer - nicht realisierbares Ziel“. 

Die Bundesregierung wird sich kaum als Antreiber 
zu ehrgeizigen Zielen betätigen. Deutschland wird die 
selbstgesetzten Klimaziele deutlich verfehlen und es ist 
nicht sichtbar, dass dies der Bundesregierung Kopfzer¬ 
brechen bereiten würde. Vielmehr nehme sie Verän¬ 
derungen der Klimasysteme skrupellos in Kauf, sagte 
Günter Hermeyer von „Don’t nuke the climate“ und 
Sprecher des Bündnisses. „Wenn wir den Klimawandel 
bekämpfen wollen, darf nicht gleichzeitig der weltweite 
Warenverkehr durch immer mehr Freihandel angeheizt 
werden. Die nicht nur von der Atomlobby ins Spiel ge¬ 
brachte angebliche Alternative des Atomstroms als ,Kli- 
mawandelretter' könnte weltweit und besonders hier im 
Großraum Aachen-Köln-Bonn in absehbarer Zukunft 
die totale Vernichtung jeglicher Lebensmöglichkeit be¬ 
deuten. Auf gar keinen Fall lassen wir uns die todbrin¬ 
gende Atomindustrie als grüne Energie verkaufen.“ Die 
Verstromung von Braunkohle gilt als mit Abstand kli- 
maschädlichste Form der Stromgewinnung und als we¬ 
sentlich mitverantwortlich für ein mögliches Verfehlen 
der deutschen Klimaziele. Andererseits stammt trotz al¬ 
ler Bemühungen um eine Energiewende weiter knapp 
ein Viertel des deutschen Stroms aus der Braunkohle. 
Noch-Bundesaußenminister Sigmar Gabriel (SPD) hat 
derweil für einen Ausgleich zwischen Klimaschutz und 
wirtschaftlichen Interessen geworben. „Wir müssen zei¬ 
gen, dass Klimaschutz und wirtschaftlicher Erfolg kei¬ 
ne Gegensätze sind“, sagte Gabriel. Dabei betonte er 
die Verantwortung Deutschlands. „Nur wenn wir unter 
Beweis stellen, dass eine anspruchsvolle Klimapolitik 
nicht dazu führt, dass Arbeitsplätze und industrieller Er¬ 
folg darunter leiden, werden uns andere Länder folgen.“ 
Was für Arbeitsplätze erhalten werden müssen, welche 
neuen industriellen Bereiche ausgebaut werden sollten, 
sagt der Resteminister natürlich nicht, er will sich doch 
keinen Ärger mit Merkel und den Energiekonzernen 
einhandeln. 
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Arnold Schölzel zur Oktoberrevolution in deutschen Zeitungen 

Untot und bösartig 


I m März 2014 nannte Barack Oba- 
ma Russland eine „Regionalmacht“ 
die „nicht aus Stärke, sondern aus 
Schwäche“ heraus handele. 2018 wer¬ 
den im polnischen Redzikowo bei 
Slupsk US-Raketen stationiert, die 
gegen Russland gerichtet sind. Des¬ 
sen Führung hat angekündigt, eigene 
Geschosse im Gebiet Kaliningrad zu 
stationieren. Die NATO teilte am 8. 
November mit, sie werde erstmals seit 
1991 neue Kommando- und Führungs¬ 
zentralen einrichten. Der Kriegspakt 
betreibt sein Geschäft wieder wie vor 
1991mit einer Mixtur aus Arroganz und 
Angst gegenüber dem Osten. Für deut¬ 
sche Bürgermedien kein Problem, der 
Pawlowsche Reflex blieb ohne Unter¬ 
brechung lebendig. 

Entsprechend gebärdeten sie sich 
zum 100. Jahrestag der Oktoberrevo¬ 
lution. Herablassend wurde doziert, es 
habe in Petrograd gar keine Revoluti¬ 
on gegeben, zugleich aber die Alarm¬ 
sirene angeworfen: Die „im Erbgut des 


Systems liegende Bösartigkeit“ (FAZ) 
sei noch da. Nicht selten stand beides 
in einem Text. Vor allem aber: Passend 
zur neuesten deutschen rassistischen 
Massenbewegung fehlte nirgendwo das 
Verrühren von Rotem Oktober und 74 
Jahren folgender Geschichte zu einem 
einzigen „Massenmord“. Das ist nati¬ 
onales Erbgut. Die 1918 vom Alldeut¬ 
schen Eduard Stadtier mit Hilfe von 
Großindustriellen gegründete „An¬ 
tibolschewistische Liga“ sah das auch 
so. Sie finanzierte folgerichtig die Nie¬ 
derschlagung von Spartakus, die Er¬ 
mordung von Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht sowie die begleitende 
Mordhetze. 


So etwas bekommt in Zeiten von 
AfD und Pegida wieder richtigen 
Schwung. An die Spitze der publizis¬ 
tischen Bewegung stellte sich 2017 der 
taz-Mitbegründer und heutige Du- 
Mont-Journalist Arno Widmann. Er 
schrieb in einem Text, der in verschie¬ 
denen Blättern („Frankfurter Rund¬ 
schau“, „Berliner Zeitung“) erschien, 
unter der Überschrift „Die Utopie 
vom Massenmord“ u. a.: „Sozialismus 
hat es zu keinem Zeitpunkt gegeben. 
Nirgendwo im riesigen Russland.“ Es 
gebe keinen Grund zu feiern, die Revo¬ 
lution „war von Anfang an - und in je¬ 
der ihrer Phasen - ,ein Verbrechen ge¬ 
gen die Menschlichkeit’“. Nicht ganz so 


hetzerisch, aber ebenso verlogen for¬ 
mulierten das alle „Qualitätsmedien“, 
fast wortgleich z. B. Christian Esch im 
„Spiegel“: Es gebe „bei so viel Blut¬ 
vergießen“ nichts zu feiern. Ihm fiel 
immerhin noch ein: Der Oktober kos¬ 
tete nur wenige Menschenleben. Mes¬ 
serscharfe Schlussfolgerung: „Es war 
im Grunde ein unblutiger Staatsstreich 
und keine Revolution, was am 7 No¬ 
vember geschah.“ Als hätte es nicht 
vom ersten Tag an bewaffnete Kon¬ 
terrevolutionäre gegeben, als hätten 
nicht Organisationen, die wenig spä¬ 
ter faschistisch genannt wurden, ihre 
über Jahrzehnte gesammelten Erfah¬ 
rungen im Totschlägen von Revolutio¬ 


nären und bei Judenpogromen sofort 
aktiviert. 

Das Psychomärchen von der bol¬ 
schewistischen Mordlust wärmte auch 
Reinhard Veser in der FAZ auf: Die Re¬ 
volutionäre hätten „den Terror gegen 
ihre tatsächlichen und vermeintlichen 
Gegner zum Herrschaftsprinzip“ er¬ 
klärt. Das Werden eines Industriestaats 
schrumpft da zusammen auf „exzessive 
Gewaltanwendung“ und „systematische 
geistige Manipulation“. Vesers Clou lau¬ 
tet aber: Das „gefährliche Nachleben 
der Sowjetunion“ besteht nicht „aus 
einer untoten Gedankenwelt, sondern 
vor allem aus dem höchst lebendigen 
Wirken jener Institution“, die Tsche- 
ka, NKWD und KGB hieß. Aus ihr 
stammten Putin und „ein großer Teil 
der Mächtigen im heutigen Russland“. 

Was zu beweisen war: Der Russe ist 
seit 100 Jahren Bolschewist. Geistig un¬ 
tot, aber bösartig. Dagegen helfen nur 
US-Raketen und neue NATO-Kom- 
mandozentralen. 



Aus den Feuchtgebieten der Republik erklang 
vielstimmig der Chor der beflissenen Mietmäu¬ 
ler, die zum Jahrestag der Oktoberrevolution ihre 
kenntnisfreien Pflichtverdammungen abliefer¬ 
ten. Da durfte aus seiner Sicht einer nicht fehlen: 
Wolf Biermann, den keiner mehr so recht auf dem 
Zettel hat. Folgerichtig überschrieb das ZDF den 
Biermannschen Sprechdurchfall als „Zwischen¬ 
ruf" . Was bedeutet: Man hatte ihn nicht einmal 
mehr darum gebeten. Die Zeiten, zu denen er 
sich noch als antikommunistischer Show-Act bei 
CSU-Parteitagen und im Bundestag andienen 
konnte sind vorbei wenn er auf dem Staatssender 
nur noch ein Geschwurbel fertigbringt wie,„Wir 
müssen es lernen, ohne Terror die Welt nicht zu 
retten - solche Leute sind gefährlich - sondern 
wir müssen sie verbessern". Das ist nicht einmal 
mehr baumarkteröffnungstauglich und kommt 
aus einem Kopf,der nur noch taugt zu verhindern, 
dass es in den Hals regnet. Die Zeit holt Biermann 
ein, der sein Geschäftsmodell 1972 noch so 
beschrieb: „Man steigt im Westen hoch im Kurs 
/Wenn man im Osten absackt". „Den Osten", 
die DDR, gibt’s nicht mehr, und und gegen die 
nachgewachsene Konkurrenz kommt er nicht 
mehr an. 


Schlussverkauf in Berlin 

Rot-Rot-Grün öffnet die Schulen für Konzerne und Bundeswehr 
Kolumne von Wera Richter 


In zwei Wochen findet in Berlin ein 
Landesparteitag der Linkspartei statt. 
Der Bezirksverband Neukölln bittet 
die Abgeordnetenhausfraktion und die 
Senatoren der Partei per Antrag, „sich 
gegen jegliche Form der Privatisierung 
des Schulneubaus und der Schulsanie¬ 
rung einzusetzen“ und stattdessen die 
bezirklichen Hochbauämter finanziell 
und personell besser auszustatten. 

Damit sind die Genossen spät dran. 
Der Ausverkauf von Berlins Schulen 
ist abgemacht. Während Schülern und 
Lehrern im wahrsten Sinne des Wortes 
die Decke auf den Kopf fällt und die 
Planungs- und Bauämter - „Sparen bis 
es quietscht“ - nicht in der Lage sind, 
die im Haushalt bereitstehenden Mit¬ 
tel abzuschöpfen, protzt der Senat mit 
einer 5,5-Milliarden schweren Schul¬ 
bauoffensive. Bis 2021 sollen mehr als 
50 Schulen neu gebaut, Dutzende er¬ 
weitert und noch mehr saniert werden. 

Nein, die rot-rot-grüne Landesre¬ 
gierung hat nicht ihr Herz für die Ju¬ 
gend entdeckt. Sie folgt streng ihrer Li¬ 
nie, Politik für Banken und Konzerne 
zu machen. Für die Schulbauoffensive 
wird eine privatrechtliche Tochter der 
Howoge gegründet - das ist eines der 
sechs landeseigenen Unternehmen, 
die mit dem Wohnungsbau nicht nach- 
kommen. Das öffentliche Unternehmen 
wird zum Eigner der Schulimmobilien 
und -grundstücke und vermietet die¬ 
se für 30 Jahre an die Bezirke. Berlins 
Schulen werden der öffentlichen Hand 
entrissen. 

Dieser eindeutige Bruch mit dem 
Koalitionsvertrag von R2G wird mit 
der Schuldenbremse gerechtfertigt. Die 
Howoge-Tochter soll als GmbH Kredi¬ 
te am Kapitalmarkt in der Größenord- 



Wera Richter ist Stellvertretende 
Vorsitzende der DKP 


nung von 1,5 Mrd. Euro aufnehmen, 
die im Landeshaushaushalt nicht auf¬ 
tauchen. Die Investitionen verschwin¬ 
den in Schattenhaushalten, bei denen 
die Schuldenbremse nicht zieht. Wider¬ 
stand gegen die Schuldenbremse war 
gestern, heute wird sie „umgangen“, wie 
es im Koalitionsvertrag so schön heißt. 

Die Berliner Bezirke, die weiterhin 
für kleine Sanierungsfälle zuständig 
sind, murren, weil sie keine Garantie be¬ 
kommen, dass die Schulen nach 30 Jah¬ 
ren wieder in ihr Eigentum übergehen. 
Dennoch haben ihre Bürgermeister in 
der vergangenen Woche ihr Ja-Wort zur 
rot-rot-grünen Privatisierungsorgie ge¬ 
geben und mit der Finanzverwaltung 
einen Zehn-Punkte-Plan verabschie¬ 
det. Der beschäftigt mit der Schaffung 
von drei neuen Regionalverbünden und 
einer Geschäftsstelle zunächst die Ver¬ 
waltung und kostet Zeit und Geld, mit 


denen Berlins Schulen wahrscheinlich 
hätten winterfest gemacht werden kön¬ 
nen. 

Die Geschäftsstelle soll vor al¬ 
lem Personal „rekrutieren“. Das Wort 
ist nicht zufällig gewählt. Unter dem 
Motto „Berlins Schulen brauchen 
Dich!“ wollen die Bezirke durch „Ko¬ 
operationen mit einschlägigen Hoch¬ 
schulen, Universitäten ... und mit dem 
Bundesministerium für Verteidigung“ 
qualifiziertes Personal für die Fachbe¬ 
reiche Hochbau und Schule gewinnen. 
Laut Berliner Zeitung stammt die Idee, 
„leistungsstarke“ Zeitsoldaten zu wer¬ 
ben, von einem Spandauer AfD-Politi- 
ker. Mit der Privatisierung stehen die 
Schultüren ohnehin offen. So könn¬ 
te die Howoge künftig Werbeflächen 
in den Gebäuden an die Bundeswehr 
und Pausenhöfe für die Rekrutenverei¬ 
digung vermieten. 

Könnte? Von R2G ist nicht viel zu 
erwarten. Die Berliner SPD hatte auf 
ihrem Landesparteitag vor lauter Per¬ 
sonalquerelen keine Zeit, sich dem The¬ 
ma zu widmen. Die Hauptstadt-Linke 
hat in der Vergangenheit hinreichend 
bewiesen, dass für sie privat vor kom¬ 
munal geht. Und der Leitantrag der 
Grünen an ihren Landesparteitag im 
Dezember klingt nach einer echten 
Drohung: „Reden, Ringen, Gestalten. 
Wir haben gerade erst begonnen“. 

Aber draußen kann schon was 
gehen. Wir erinnern uns gut an den 
massenhaften Widerstand gegen den 
Verkauf der Berliner Wasserbetriebe. 
Die Initiative Gemeingut in Bürge¬ 
rinnenhand hat mit der Unterschrif¬ 
tensammlung gegen die Privatisierung 
der Berliner Schulen begonnen (www. 
gemeingut.org). 


Lucas Zeise zum Sachverständigenrat 


Achtstundentag attackiert 


In der vergangenen Woche hat der 
„Sachverständigenrat (SVR) zur Be¬ 
gutachtung der Wirtschaftlichen Ent¬ 
wicklung“ Kanzlerin Merkel sein mehr 
als 400 Seiten starkes Jahresgutachten 
vorgelegt. Wie jedes Jahr enthält es eine 
Fülle von Anregungen, wie man die ar¬ 
beitenden Klassen noch besser nieder- 
halten und ausbeuten kann. 

Der SVR ist eine staatlich eingerich¬ 
tete Forschungsstelle mit Sitz in Wies¬ 
baden. Die „Fünf Weisen“ an der Spit¬ 
ze werden von der Regierung berufen. 
Ihnen zur Seite steht ein Stab von gut 
20 Mitarbeitern, die auch auf die Zuar¬ 
beit des Statistischen Bundesamtes in 
Wiesbaden zählen können. Schon der 
Begriff der „fünf Weisen“ suggeriert 
überparteiliche Erkenntnis. Die Bun¬ 
desregierung soll zur Durchführung 
ihrer Wirtschaftspolitik „wissenschaft¬ 
lich“ und überparteilich beraten wer¬ 
den. Diese Unparteilichkeit ist längst 
dahin - wenn es sie je gab. In Wirklich¬ 
keit ist der SVR eine zusätzliche, vom 
Bund bezahlte Propagandainstitution 
der Arbeitgeber. 

Das jüngste Gutachten bietet reich¬ 
lich Anschauungsmaterial dafür. Das 
letzte Kapitel ist überschrieben: „Ein¬ 
kommensungleichheit: Eine tiefer ge¬ 
hende Analyse“. Darin beklagen die 


Autoren, dass „hierzulande ein intensi¬ 
ver Ungleichheitsdiskurs geführt“ wer¬ 
de, der aber darauf zurückzuführen sei, 
„dass die Wahrnehmung in mancherlei 
Hinsicht von der tatsächlichen Situa¬ 
tion abweicht“. Von wachsender Un¬ 
gleichheit oder gar verbreiteter Armut 
in diesem Lande könne keine Rede 
sein, versuchen sie ausführlich zu be¬ 
legen. 

Der Vorsitzende des Rates, Chris¬ 
toph Schmidt, hatte offensichtlich den 
Eindruck, dass ein anderes Anliegen in 
der Öffentlichkeit nicht genug gewür¬ 
digt wurde. So legte er ein Interview mit 
Springers „Welt“ nach. Dort sagte er, 
dass die Regierung doch bittesehr im 
Interesse der Flexibilität den im Prinzip 
gesetzlich auf acht Stunden begrenzten 
Arbeitstag aufweichen möge. Der DGB 
reagierte sofort und sein Vorsitzender 
Reiner Hoffmann verwies auf die längst 
erreichte Flexibilität, die dazu geführt 
habe, dass im vergangenen Jahr 1,8 Mil¬ 
liarden Überstunden geleistet worden 
seien - die Hälfte davon unbezahlt. Um 
die Bezahlung der flexiblen Mehr- und 
auch Teilzeitarbeit geht es. Die IG Me¬ 
tall führt darum jetzt Tarifverhandlun¬ 
gen. Da käme der „Arbeitgeber“-Seite 
eine Aufweichung der gesetzlichen Ar¬ 
beitszeitregelungen gerade recht. 


Werner Sarbok zu Sparplänen der Bundesanstalt für Arbeit 

Hartz-IV-Auszahlung 
an der Ladentheke 


Einfallsreich ist sie ja, die Bundesan¬ 
stalt für Arbeit. Zumindest wenn es da¬ 
rum geht, auf Kosten der Arbeitslosen 
zu sparen und sich aus der Verantwor¬ 
tung zu stehlen. 

In „dringenden Fällen“ sollen 
Hartz-IV-Empfänger zukünftig Bar¬ 
geld im Supermarkt oder in Drogerien 
bekommen. Rewe, Penny, Real, dm und 
Rossmann sollen ab Mitte des nächsten 
Jahres die Auszahlungen vornehmen. 

Bisher gab es in den Filialen der 
Bundesanstalt für Arbeit Zahlstellen, 
die in dringenden Fällen Leistungen 
auszahlen konnten. Teilweise sind diese 
„aus Kostengründen“ durch Automaten 
ersetzt worden. Nun sollen diese Auto¬ 
maten „aus Kostengründen“ abgebaut 
werden und die Erwerbslosen zu Rewe, 
Penny & Co. geschickt werden. Die üb¬ 
lichen Überweisungen von Leistungen 
der Jobcenter oder Arbeitsagenturen 
bleiben ganz normal bestehen, betonte 
ein Sprecher der Bundesanstalt für Ar¬ 
beit in der vergangenen Woche. 

Es ist ja beruhigend, dass sich die 
Bundesanstalt für Arbeitslosigkeit 
nicht komplett aus ihrer Verantwor¬ 
tung stehlen will. Sie hat sich perma¬ 
nent nach Einführung der Hartz-Ge¬ 
setzgebungen an vielen Orten an der 


Gängelung von Erwerbslosen betei¬ 
ligt. Erwerbslosen wurde schon beina¬ 
he systematisch zustehende Leistun¬ 
gen vorenthalten. Die Bundesanstalt 
hat sich vielerorts als Handlanger für 
eine repressive Sanktionspolitik her¬ 
gegeben, anstatt den Menschen die ih¬ 
nen zustehende Beratung, Hilfe und 
vor allem eine berufliche Perspektive 
anzubieten. 

Natürlich ist die Bundesanstalt 
nicht für Massenarbeitslosigkeit und 
Sozialraub in unserem Land verant¬ 
wortlich. Aber sie verwaltet dieses Un¬ 
recht. Ihre Auftraggeber sitzen in den 
alten und neuen Berliner Regierungs¬ 
parteien. 

Und so hat - ohne einen mögli¬ 
chen Widerspruch - der Kampf gegen 
die Arbeitslosen in unserem Land eine 
neue Stilblüte hervorgebracht. Sparen 
auf Kosten der Armen - das war das 
Programm der alten Bundesregierun¬ 
gen und wird auch das Programm der 
neuen sein. 

Und wenn diese Supermärkte auf 
bargeldloses Zahlungssystem umstel¬ 
len und ihr Kassenpersonal „freiset¬ 
zen“, wie es die Sparkassen gerade vor¬ 
machen, können wir uns ja auf Hartz V 
und Folgegesetze einstellen. 












10 Freitag, 17. November 2017 


Theorie und Geschichte / Politisches Buch 


unsere zeit m 


Der Gladio-Mord an Enrico Mattei 

Der Chef des Energie-Konzerns ENI wollte sich nicht der US-amerikanischen Standard Oil unterordnen 


M it seiner 1947 erlassenen be¬ 
rüchtigten Order zur „Ein¬ 
dämmung des Kommunis¬ 
mus“ hatte US-Präsident Harry Tru- 
man den Auslandsgeheimdienst CIA 
angewiesen, sich weltweit in die inne¬ 
ren Angelegenheiten anderer Länder, 
auch der verbündeten NATO-Staaten; 
einzumischen und linke, selbst progres¬ 
sive bürgerliche Politiker; auszuschal¬ 
ten. Das schloss auch Mord ein. Ei¬ 
nes der prominentesten Opfer war am 
27. Oktober 1962 während der Amts¬ 
zeit von John F. Kennedy der Präsident 
des staatlichen Energie-Konzerns ENI, 
Enrico Mattei. 

Einer „der 

gefährlichsten Feinde“ 

Vor dem Zweiten Weltkrieg Chemieun¬ 
ternehmer, hatte er sich nach dem Sturz 
Mussolinis 1943 der Resistenza ange¬ 
schlossen und bei Kriegsende eine Parti¬ 
sanenbrigade der Democrazia Cristiana 
(DC) kommandiert. Ferrucio Parri von 
der radikaldemokratischen Partei, bis 
Ende 1945 Ministerpräsident der antifa¬ 
schistischen Einheitsregierung, ernann¬ 
te ihn zum Regierungsbeauftragten des 
Erdölunternehmens AGIP, das er 1953 
in die staatliche Energiegesellschaft 
Ente Nazionale Idrocarburi (ENI) um¬ 
wandelte und deren Präsident wurde. An 
der Spitze dieses Unternehmens, dem er 
in Italien die Monopolstellung sicherte, 
verfügte Mattei über eine strategisch 
entscheidende und einflussreiche Posi¬ 
tion in der Wirtschaft. Als Mitglied der 
Abgeordnetenkammer hatte er außer¬ 
dem eine bedeutende politische Funk¬ 
tion inne. Er versuchte, der durch die 
Marshallplanlieferungen einsetzenden 
wirtschaftlichen und politischen Ab¬ 
hängigkeit Italiens von den USA eine 
Barriere entgegenzusetzen. Er weigerte 
sich, den staatlichen Energiesektor Ita¬ 
liens der Herrschaft der in der Standard 
Oil zusammengeschlossenen US-ameri¬ 
kanischen Erdölgesellschaften, den so¬ 
genannten sieben Schwestern, unterzu¬ 
ordnen. Um Italien aus der einseitigen 
Abhängigkeit von der Erdölversorgung 
durch die USA zu lösen, schloss er Ver¬ 
träge mit der Sowjetunion, die vorsa¬ 
hen, 30 Prozent des Landesbedarfs zu 
sichern. Weitere Lieferungen deckte er 
durch Abkommen mit arabischen Staa¬ 
ten ab. Die Linie der Unabhängigkeit 
Italiens vom Erdöl der USA berührte 
aber, von den Profiten, die der Standard 
Oil damit entgingen, einmal abgesehen, 
die Versorgung der in Italien dislozier¬ 
ten NATO-Verbände und der im Mit¬ 
telmeer operierenden 6. US-Flotte, für 
welche die ENI zuständig war. 


Die CIA, die Mattei von Anfang an 
im Visier hatte, schätzte ihn als einen 
„der gefährlichsten Feinde“ der USA, 
seine Energiepolitik als „eine Bedro¬ 
hung der amerikanischen wirtschaft¬ 
lichen und politischen Positionen in 
Italien und im Nahen Osten“ ein und 
plante frühzeitig, „entsprechende Maß¬ 
nahmen“ zu ergreifen“ (Der Historiker 
Roberto Faenza in „II Malafare“ - „Die 
verrufene Affäre“ -, Mailand 1978). 


Bei den Wahlen 1953 sank die DC 
im Ergebnis des von ihr als führender 
Regierungspartei 1949 vollzogenen 
NATO-Beitritts von 48,4 Prozent Wäh¬ 
lerstimmen (1948) auf 40 ab. Die Stim¬ 
men der Kommunisten (PCI) stiegen 
dagegen um vier Prozent auf 22,6 Pro¬ 
zent an. Mattei forderte, die Kommu¬ 
nisten in die Lösung der politischen 
Krise einzubeziehen. 1955 wandte er 
sich in einem Gespräch mit der USA- 
Botschafterin Claire Booth dagegen, 
den Einfluss der Kommunisten durch 
repressive Polizeimethoden zurückzu¬ 
drängen. Er plädierte dafür, „die Lö¬ 
sung der kommunistischen Frage in 
Italien über kraftvolle soziale und öko¬ 
nomische Reformen herbeizuführen“. 
Bei all dem war Mattei alles andere als 
ein verkappter Kommunist, wie man in 
Washington nicht müde wurde, zu pro¬ 
pagieren, sondern ein kapitalistischer 
Reformer, der bei Gleichgesinnten in 
bürgerlichen Kreisen ein offenes Ohr 
fand. Eine Anzahl Großindustrieller, 
darunter FIAT-Chef Agnelli, brachten 
dem Kurs des ENI-Präsidenten bezüg¬ 


lich der Sicherung der wirtschaftlichen 
Unabhängigkeit Interesse entgegen 
und unterstützten ihn. 

1962 wurde der „Fall Mattei“ für 
die CIA akut. Der ENI-Chef, der in¬ 
zwischen seitens der Sozialisten und 
Kommunisten, aber auch seiner eige¬ 
nen Partei als Präsidentschaftskandi¬ 
dat zur Diskussion stand, unterstützte 
offen die Politik des linken DC-Vorsit- 
zenden Aldo Moro nach einer Apertu- 


ra a sinistra, einer Öffnung nach Links. 
Sie sah vor, die 1947 ausgeschlossenen 
Sozialisten wieder in die Regierung 
aufzunehmen, was 1963 unter Moro als 
Regierungschef auch erfolgte. 

Als Kennedy 1960 sein Amt antrat, 
schickte er einen Sonderbotschafter, 
James King, nach Rom, der in seinem 
Bericht schrieb: „Matteis Name und 
seine Präsenz tauchen in jedem Ge¬ 
spräch auf. Niemand kann Italien be¬ 
suchen, ohne früher oder später auf ihn 
zu stoßen. Unter meinen Gesprächs¬ 
partnern ist die Meinung weit verbrei¬ 
tet, dass Mattei eine effektive Kontrolle 
über die Regierung ausübt“ (Faenza). 
Die Regierung unter „effektiver Kon¬ 
trolle“ eines „Kommunistenfreundes“ 
war für die CIA letzter Anlass, den 
„Fall Mattei“ auf ihre Weise „zu lösen“. 

Das zweite Attentat gelingt 

Im Januar 1962 wird ein erstes Attentat 
auf den widerspenstigen ENI-Präsiden- 
ten versucht, das aber scheitert. Ein im 
Düsentriebwerk der Maschine Matteis 
versteckter Schraubenzieher, der wäh¬ 


rend des Fluges eine Explosion auslö- 
sen sollte, wird vor dem Start entdeckt. 
Der nächste Anschlag am 27. Oktober 
1962 gelingt. Mit seinem Privatflugzeug 
stürzt Mattei bei Pavia ab. Die „New 
York Times“ schrieb bereits am nächs¬ 
ten Tag von Umständen, „durch die der 
Tod eines einzelnen eine Bedeutung für 
die ganze Welt bekommen kann“. Für 
Washington brachten diese „Umstände“ 
mit einem Schlag die Lösung aller Prob¬ 


leme, die Mattei bereitet hatte. Der Be¬ 
fürworter einer sozialverträglichen Lö¬ 
sung der „kommunistischen Frage“ war 
ausgeschaltet. Unter dem nun wachsen¬ 
den Einfluss der proatlantischen Kreise 
wurde in Rom postwendend ein ENI- 
Nachfolger ernannt, der ganz nach dem 
Geschmack der Standard Oil war: Eu- 
genio Cefis, der als Finanzier der Fa¬ 
schisten im Geflecht der von der CIA 
zur Ausschaltung der Kommunisten be¬ 
triebenen Spannungsstrategie und der 
Verwicklung in faschistische Putschver¬ 
suche sowie Mafia-Aktivitäten unrühm¬ 
lich bekannt wurde. Cefis Unterzeichne¬ 
te im März 1963 ein neues langfristiges 
Abkommen, welche die italienische Öl¬ 
versorgung ganz unter die Kontrolle der 
Standard Oil stellte. 

Für die Ermordung Matteis liegen 
eine Fülle von Beweisen vor. Nachdem 
der Mord fast zwei Jahrzehnte vertuscht 
wurde, kamen Einzelheiten und Be¬ 
weise nach der Aufdeckung der CIA- 
geführten Gladio-Truppe der NATO 
1990/91 ans Licht. Unter anderem wur¬ 
de publik, dass ein Offizier der Leibwa¬ 


che Matteis, die das Flugzeug vor dem 
Start in Palermo auf Sizilien inspizierte, 
Angehöriger von Gladio war. Bei der 
später durchgeführten Obduktion der 
Leiche, die ein Neffe des Industriellen 
durchsetzte, wurden an den Leichenres¬ 
ten Spuren von Sprengstoff festgestellt. 
Die Ermittlungsakte zum Fall Mattei, 
die im Geheimdienstbüro von Pavia 
lagerte, verschwand bereits kurz nach 
dem Absturz. Das konnte kaum ohne 
Wissen des damaligen Verteidigungs¬ 
ministers Giulio Andreotti geschehen, 
in dessen Amtszeit die geheime CIA- 
Truppe Gladio der NATO aufgestellt 
wurde. Weitere Details wurden im Zu¬ 
sammenhang mit den Ermittlungen 
gegen Andreotti wegen der Kompli¬ 
zenschaft mit der Mafia bekannt. Der 
Mafia-Boss Tommaso Buscetta, der als 
Kontaktmann zu Andreotti bekannt 
wurde, sagte aus, dass die Drahtzieher 
des Anschlags Leute von der Standard 
Oil und der CIA gewesen seien, die sich 
auf Sizilien der Hilfe der Mafia bedien¬ 
ten. Brisantes Detail: Zur Zeit des At¬ 
tentats gegen Mattei war in der CIA 
für Italien John McCone, langjähriger 
Chef der Station in Rom, verantwort¬ 
lich, der später zum Direktor der Com¬ 
pany aufstieg. McCone war mit einer 
Million Dollar Aktienbesitz Teilhaber 
an der Standard Oil. 1973, inzwischen 
Präsident des ITT-Konzerns, der in Chi¬ 
le unter der Regierung der Unidad Po¬ 
pulär enteignet wurde, gehört McCone 
zu jenen, die den Putsch einfädelten, 
der zur Ermordung Allendes und zur 
Errichtung der faschistischen Pinochet- 
Diktatur führte. 

Als der Regisseur Francesco Rosi 
1970 auf Sizilien seinen Film „Der Fall 
Mattei“ drehte, verschwand der Journa¬ 
list Mauro De Mauro von der palermi- 
tanischen Zeitung „ORA; der für ihn 
recherchierte, spurlos. Später wurde 
er erdrosselt aufgefunden. 1994 sagte 
der Ex-Mafioso Caspare Mutolo aus, 
dass Mitglieder der „Ehrenwerten Ge¬ 
sellschaft“ De Mauro, der Beweise da¬ 
für entdeckt hatte, dass Mattei einem 
Sprengstoffanschlag zum Opfer gefal¬ 
len war, vor seinem Haus ergriffen, ver¬ 
schleppt und erwürgt hatten. 

Am 26. Oktober 1986 wertete der 
führende DC-Politiker und mehrmali¬ 
ge Ministerpräsident Amintore Fanfani 
in dem großen Wirtschaftskreisen na¬ 
hestehenden Blatt „II Resto del Car- 
lino“, unter Bezug auf die mit Beginn 
der 60er Jahre entfesselte „Spannungs¬ 
strategie den „Absturz des Flugzeuges 
Matteis“ als den „ersten terroristischen 
Akt in unserem Land“. 

Gerhard Feldbauer 



Enrico Mattei erklärt die wichtige Entdeckung von Erdgas im Stausee von Caviaga (historisches Archiv, Rom) 


Wehret den Anfängen 

Beiträge zur Auseinandersetzung mit der AfD 


Unter diesem Titel hat kürzlich Anton 
Latzo einen Sammelband herausgege¬ 
ben, in welchem von namhaften Auto¬ 
ren in acht Beiträgen Entstehung und 
Entwicklung, reaktionärer und rechts¬ 
extremer Charakter der AfD sowie ihre 
Nützlichkeit für das bestehende Herr¬ 
schaftssystem analysiert und bewertet 
werden. Die Bedeutung solcher Schrift 
ergibt sich daraus, dass wir es hier mit 
einer neuen Erscheinung in der poli¬ 
tischen Landschaft der BRD zu tun 
haben, die viele Fragen aufwirft. Ellen 
Brombacher hat diese Fragen exakt 
formuliert: „Sind das Nazis? Ist ein Teil 
der Mitglieder faschistoid, und was ist 
dann der andere Teil? Und was ist mit 
den Wählern? Wenn es stimmt, dass es 
sich bei gut 70 Prozent um Protestwäh¬ 
ler handelt, die das Programm der AfD 
gar nicht kennen, sind die dann rechts 
oder protestieren die dann einfach nur? 
Und schreiben wir die Protestwähler 
einfach ab, oder kämpfen wir um sie?“ 
(S. 63/64) Auf diese und weitere Fragen 
finden sich im vorliegenden Band über¬ 
zeugende Antworten. 

Im ersten Beitrag wird gezeigt, wie 
sich Vorläufer, Mitläufer, Kostgänger 


und Gründerväter dieser Partei, aus 
verschiedenen konservativen, reaktio¬ 
näre, nationalistischen und neofaschis¬ 
tischen Ecken kommend, gefunden 
haben. Wer sich darüber informieren 
will, wie die Gründung solcher Partei 
zustande kam, findet hier akribisch auf¬ 
bereitetes Material. 

Im folgenden Absatz werden die 
politischen, sozialen, kulturellen und 
außenpolitischen Verhältnisse in der 
BRD dargestellt, die die allgemeine ge¬ 
sellschaftliche Grundlage für die Ent¬ 
stehung und Entwicklung der AfD sind. 
Anton Latzo stellt fest: „Die Gründung 
und das Wirken der AfD sind eine Re¬ 
aktion der herrschenden Kreise des 
Monopolkapitals auf die komplizier¬ 
ten und widersprüchlicher werdenden 
Bedingungen, die für die Politik und 
für die Stabilität der politischen Ord¬ 
nung aus den sich vollziehenden öko¬ 
nomischen und politischen nationalen 
und internationalen Entwicklungen er¬ 
wachsen.“ (S. 25) 

Es wird gezeigt, mit welch natio¬ 
nalistisch orientierter Rhetorik tat¬ 
sächlich vorhandene Sorgen und Nöte 
vieler Bevölkerungsteile in reaktionä¬ 


re Richtung kanalisiert werden. Dass 
dabei rassistische Aspekte eine deut¬ 
liche Rolle spielen, ist seit langem er¬ 
kennbar. 

Weniger bekannt und dabei sehr 
aufschlussreich ist die enge Beziehung 
der AfD zur Bundeswehr. Eine beacht¬ 
liche Zahl führender AfD-Funktionäre 
stammt aus dem früheren und heutigen 
Offiziersbestand der Bundeswehr. Sie 
sorgen dafür, dass die militär- und rüs¬ 
tungspolitischen Interessen der deut¬ 
schen Monopole in der AfD entspre¬ 
chend Gewicht erhalten. 

Dieser Aspekt steht in engem Zu¬ 
sammenhang mit den außenpoliti¬ 
schen Zielen der AfD. Das Bestreben, 
Deutschland zu einer Weltmachtposi¬ 
tion zu verhelfen, wird vorrangig mit¬ 
tels Aufrüstung militärischer Stärke, 
Auslandseinsätzen der Bundeswehr 
sowie ihrer Beteiligung an internati¬ 
onalen Konflikten angesteuert Diese 
Betonung militärischer Gewalt zur 
Lösung politischer Konflikte wird z.B. 
von Alexander Gauland, dem Vorden¬ 
ker und Sprecher der AfD, ausdrück¬ 
lich von Bismarcks Konzept vom Ei¬ 
sen und Blut zu Lösung der Fragen 
der Zeit hergeleitet. (S. 80/81) Die 
damit verbundene außenpolitische 
Gesamtkonzeption wird von Anton 
Latzo mit reichem Faktenmaterial 
untersetzt. 


Es überrascht nicht, wenn auf die¬ 
sem Hintergrund die Forderung nach 
einem starken Staat auftritt. Starker 
Staat heißt Stabilisierung und Stärkung 
der bestehenden Staatsmacht nach in¬ 
nen und außen. Verbunden wird damit 
die Forderung nach einem „schlanken 
Staat“. Damit wird demagogisch die Il¬ 
lusion vermittelt, es handle sich um den 
Abbau von Bürokratie. Weit gefehlt! 
Es geht um den Abbau sozialer, wirt¬ 
schaftspolitischer, familienpolitischer, 
bildungspolitischer und ähnlicher Auf¬ 
gaben, deren Wahrnehmung aber für die 
Bürger von großer Bedeutung ist. Statt- 
dessen soll der Staat in absolut neoli¬ 
beralem Sinne die unbegrenzte Freiheit 
des Marktes, den unbeschränkten Hand¬ 
lungsspielraum der Konzerne sowie die 
Handlungsfreiheit der Finanz- und Spe¬ 
kulationsmärkte sichern. Das soll durch 
einen „starken Staat“ verbürgt werden, 
der in dieser Richtung „verschlankt“ 
werden soll. Damit wird deutlich, wes¬ 
sen politischer und ökonomischer Inte¬ 
ressenvertreter diese Partei ist. 

Angesichts dieser gesamtgesell¬ 
schaftlichen Interessenlage wäre es 
nützlich, den scheinbaren Widerspruch 
aufzudecken, dass nicht nur linke oder 
halblinke, sondern auch die großkapi¬ 
talistischen Parteien die Zusammenar¬ 
beit mit der AfD ablehnen und sie als 
ihren Gegner ausgeben. 


Das vorliegende Buch bietet noch 
viele wichtige Aspekte, die hier nicht 
alle behandelt werden können. Dazu 
gehören eine ausführliche Analyse des 
AfD-Programms (Ellen Brombacher), 
eine Verdeutlichung der braunflecki¬ 
gen Geschichte der BRD als Wurzelge¬ 
flecht für die Entstehung der BRD (Uli 
Jeschke), eine Darstellung von „Junger 
Alternative für Deutschland“ (Arne 
Brix), eine Erläuterung des „Rechts¬ 
extremismus in Osteuropa“ (Anton 
Latzo) u.a. 

Die Arbeiten sind eigenständig 
und nicht als fortlaufende Kapitel ei¬ 
nes Buches geschrieben. Daher ist der 
Hinweis auf „die nächsten Kapitel“ 
(S. 21) etwas irreführend. Daraus folgt, 
dass es mitunter Wiederholungen gibt. 
Das mag manchem Leser lästig sein. 
Aber es gilt die alte Volksweisheit: 
Wiederholung ist Mutter der Weisheit. 
Vor allem gilt es, die reichhaltigen Er¬ 
kenntnisse, Fakten, Analysen und Ein¬ 
schätzungen zu nutzen zur Vertiefung 
unseres Wissens, für die Festigung der 
eigenen Position sowie für die Verbrei¬ 
tung unter möglichst vielen Bürgern. 

Herbert Meißner 

Wehret den Anfängen! Die AfD: Keine 
Alternative für Deutschland, Hrsg. An¬ 
ton Latzo, edition berolina, Berlin 2017, 
144 S., 9,99 Euro, ISBN: 9783 958410787 
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Aufgefallen 

Der unsägliche U2-Frontmami Bono, 
mit bürgerlichem Namen Paul David 
Hewson, ist ein richtiges Cleverle. Be¬ 
rühmt-berüchtigt ist er weniger ob sei¬ 
ner Musik, sondern für das angebliche 
Engagement bei Charity-Konzerten für 
Aids-Bekämpfung, gegen Hunger in 
Afrika und ähnliches mehr, bei denen 
er sich gerne mit Promis und Politikern 
ungibt. Nun fiel er bei den „Paradise 
Papers“ auf, wonach er Investitionen 
über Firmen in Steueroasen tätig¬ 
te, z.B. in Malta und Guernsey. Etwas, 
das „alles andere als vorbildlich war“, 
meint Bono nun. Den Dokumenten zu¬ 
folge investierte er über Firmen in den 
Steuerparadiesen Malta und Guern¬ 
sey. Dreist wie immer rief er nun seine 
Fans zu politischem Engagement auf 
und gab sich völlig unschuldig. „Pro¬ 
test zahlt sich am Ende aus“, sagte der 
irische Sänger und Aktivist bei einem 
Konzert auf dem Trafalgar Square in 
London. Ob sich nun seine Anhänger 
und andere Künstler von ihm distanzie¬ 
ren, bleibt abzuwarten, doch die über¬ 
wiegende Meinung scheint zu sein, dem 
Operntitel „Cos! fan tutte“ zu folgen. 
Eigentlich folgt er nur seinen Freunden 
Bill und Melinda Gates, die über ihre 
Stiftungen eine ganz bestimmte Poli¬ 
tik betreiben und ihre Milliarden auch 
nicht auf der Straße gefunden haben. 

Hingefallen 

Jetzt wird es langsam schräg: In der De¬ 
batte über sexuellen Missbrauch hat 
die Schauspielerin Rachel Brosnahan, 
bekannt aus der US-Serie „House of 
cards“ die Frage aufgeworfen, ob Kunst 
anders bewertet werden muss, wenn ihr 
Schöpfer sich als Mensch unmoralisch 
verhält. Was sie dabei im Blick hatte, 
blieb unklar. Kevin Spacey, nach sei¬ 
nem „Geständnis“ ein gefallener Lieb¬ 
ling Hollywoods und ihr Partner in der 
Serie, wurde nun aus dem Team gewor¬ 
fen, die weitere Produktion ist auf der 
Kippe. Aber dieser Schauspieler war ja 
wohl nicht „der Schöpfer“, sondern ei¬ 
ner, der seiner handwerklichen Kunst 
nachging. Die Reihe von Künstlern, 
die unmoralisches Tun in ihren Bü¬ 
chern, Filmen, Gemälden und Liedern 
dargestellt haben, ist ellenlang. Ob sie 
in ihrem persönlichen Leben, in ihrem 
Verhalten gegen andere, den Kriterien 
von ethisch und moralisch Richtigem 
entsprochen haben, ist eine völlig ande¬ 
re Ebene. Wer immer solche Kriterien 
aufstellt, ist oft selbst gefangen in In¬ 
teressen und Klassenlage. Mit solchen 
Pauschalierungen, die den Opfern z.B. 
von sexueller Gewalt wenig helfen, 
wollen sich nun einige, und dazu darf 
man Brosnahan zählen, Aufmerksam¬ 
keit in den aufgeregten Medien ver¬ 
schaffen. 

Durchgefallen? 

CDU und Grüne bilden in Köln eine 
Mehrheit im Rat der Stadt, zusätz¬ 
lich mit der Stimme der parteilosen 
Oberbürgermeisterin Henriette Reker 
macht man seit 2015 gemeinsam Politik. 
Ein anschauliches Beispiel, was die Da¬ 
men und Herren darunter verstehen: 
Die „Akademie der Künste der Welt“ 
in Köln sollte die Weltoffenheit der 
Stadt zeigen. Ziel der Akademie soll 
laut eigenem Anspruch sein, Interna¬ 
tionalität und Interkulturalität als Er¬ 
gänzung zum bestehenden Kunst- und 
Kulturangebot und deren Vernetzung 
in der Stadt Köln zu leisten. Aber nun 
hat der Stadtrat das Budget um 40 Pro¬ 
zent gekürzt, was bedeutet, von einem 
Etat von einer Million Euro geht es ab 
2018 runter auf 600 000 Euro. Weil die 
Akademie nicht geliefert hat, sagt der 
kulturpolitische Sprecher der CDU, 
Ralph Elster. Sprache ist ja oft entlar¬ 
vend, und woran gemessen wird, wenn 
es um „Lieferung“ geht, kommt in der 
Begründung so vor: 7 000 Besucher 
seien bei einem Etat von einer Milli¬ 
on Euro pro Jahr zu wenig, die Perso¬ 
nalkosten mit 40 Prozent zu hoch. Dass 
eine Akademie kein Musical-Theater 
ist oder für populäre Events steht, will 
der Ratsmehrheit nicht in den Kopf. Sie 
habe ihre Ziele verfehlt, obwohl Fach¬ 
leute und Fachjournalisten der Akade¬ 
mie eine gute Arbeit bescheinigen. 

Herbert Becker 


Bodenfrost, Bodensatz und Tod 

Zu Erhärt Ellers neuem Werk „Bodenfrost“ 


D as neue Buch Erhärt Ellers,eines 
produktiven, aber kaum bekann¬ 
ten deutschen Schriftstellers der 
Gegenwart, trägt keinen Untertitel, 
sondern eine Beschreibung: „Erfunde¬ 
ne Ereignisse um Wilfried Schaffer an 
wirklichen oder wirklich erscheinen¬ 
den Orten'.' Begriffe wie Roman oder 
anderes werden sorgfältig vermieden; 
sie träfen nicht zu. Das Buch um den 
Langzeitarbeitslosen Wilfried Schaf¬ 
fer spielt mit unterschiedlichen Stof¬ 
fen und bezieht gegensätzliche Gestal¬ 
ten von den Schriftstellern Novalis bis 
Adolf Müllner, von den Herrschern 
Heinrich IV. bis Napoleon, aber auch 
Gustav II. Adolf von Schweden und 
Heinrich Schütz ein; dazu verwendet 
es vielfältige Gestaltungsmittel, die 
sich ein Mosaik von Zeiten und Ereig¬ 
nissen schaffen. Parodie und Abenteu¬ 
ergeschichten, Märchen und Phantasi¬ 
en, fiktive Gerichtsprozesse gegen die 
Herrscher gehen nahtlos ineinander 
über, um Ellers Absicht - in einer „Vor¬ 
bemerkung" mitgeteilt - zu verwirkli¬ 
chen: Das Buch sollte eine „gegen den 
Strich gebürstete „Heimat-Dichtung“ 
ebenso sein wie ein „Liebesroman un¬ 
üblicher Art 1 ,‘aber „vor allem ist es ein 
Anti-Kriegs-Buch“: Dem Krieg in der 
Geschichte und in seinen Auswirkun¬ 
gen auf Weißenfels gehört viel Auf¬ 
merksamkeit, ob es der Dreißigjäh¬ 
rige Krieg oder der Zusammenbruch 
Preußens 1806 ist, der Kampf Napole¬ 
ons 1812 um Moskau oder die Völker¬ 
schlacht 1813 bei Leipzig. Auch 2007 ist 
kein Frieden, „es war Krieg: der Herr¬ 
schenden gegen die Beherrschten“ 
(238). Zwischen Verfall und Zerstö¬ 
rung findet die Liebesgeschichte kaum 
Raum und scheitert; fast wirkt sie wie 
eine Karikatur auf ein anderes, nicht 
mehr lebbares Leben. 

Seit den siebziger Jahren schreibt 
Ellert, allein für sich, dann in dem Zir¬ 
kel schreibender Arbeiter der Leu¬ 
na-Werke, in dem er und der spätere 
Buchpreisträger Lutz Seiler ihre Be¬ 
währungsproben bestanden. Beiden 
war die „Sehnsucht nach Arbeit“ (Sei¬ 
ler, „Kruso“) ein besonderes Thema. 
Während aber Lutz Seiler sich dabei 
auf die Suche nach der Freiheit in sei¬ 
nem Roman Kruso begab, - denn die 
1989 gepriesenen Veränderungen hat¬ 
ten mit Freiheit nichts zu tun und wa¬ 
ren ein Irrtum, „milde, gutaussehende 
Schlacken“ (Seiler, „Kruso“) bzw. eine 
Volksverdummung -, hatte Ellert, des¬ 
sen wirklicher Name Lutz Reichelt ist, 
keinen Blick für diese Freiheit, da ihm 


die Arbeit fehlte, die Voraussetzung al¬ 
ler wirklichen Freiheit ist. Er widme¬ 
te sich den Schicksalen derer, die bei 
dem Zusammenbruch einer angestreb¬ 
ten menschlichen Gesellschaft auf der 
Strecke blieben und zu einem Teil ei¬ 
ner Generation wurden, die nicht wie¬ 
der Fuß fassen konnte oder durfte und 
endlich einen „Bodensatz“ bildete, in 
dem es kaum noch Schamgefühl gibt 
und der zum zunehmenden Problem 
geworden ist. Ellert hatte das selbst er¬ 
lebt, als sein Betrieb plattgemacht und 
Menschen überflüssig wurden, und er 
dokumentierte in seinen Büchern die 
eigene Arbeitslosigkeit als prägendes 
Merkmal der neu entstandenen alten 
Welt. Der Weißenfelser Schriftstel¬ 
ler hat inzwischen ein Dutzend Bü¬ 
cher veröffentlicht; unsere zeit hat die 
Entwicklung Erhard Eller kontinuier¬ 
lich verfolgt (vgl. u.a. unsere zeit vom 
30. Oktober 2009 und zu Ellers „Herz- 

Erhärt Eller 

Pijr ” n 

Bodenfrost 
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Erhärt Eller: Bodenfrost. Erfundene 
Ereignisse um Wilfried Schaffer an 
wirklichen oder wirklich scheinenden 
Orten. Weißenfels: Lutz Reichelt, 2016, 
443 S., 22,50 Euro, eBook 2,99 Euro 

liehe Feindschaft“ in unsere zeit vom 
21. Mai 2010). 

Auch das neue umfangreiche Werk, 
entstanden zwischen 2007 und 2016, 
gehört in das thematische Umfeld: Im 
Jahre 2007 ist Wilfried Schaffer, gebo¬ 
ren 1962, lebend in Weißenfels, immer 
noch arbeitslos, trotz vieler Bemühun¬ 
gen. Einmal mehr schaut er trauernd 
am Walpurgistag 2007, am Vorabend 
des „Tages der Arbeit“, auf seine „er¬ 
trägliche Arbeit“ in der „einstigen klei¬ 
nen Republik“ (8) zurück, auf seine 
Familie und die Achtung der Mitmen¬ 


schen, die ihm so selbstverständlich 
erschien wie für ihn Arbeit Grundlage 
allen Lebens war. Nichts ist geblieben. 
Walpurgistag? Das bietet die Möglich¬ 
keit zu phantastischen Spielen, Zeitver¬ 
schiebungen und unwirkliches Gesche¬ 
hen. Material zum Spiel sind sich aus¬ 
breitendes Elend und Verfall in einer 
einstigen Hochburg der Chemieindus¬ 
trie, in einer von Kriegen und Schlach¬ 
ten überlagerten Landschaft. Auf der 
Suche nach sinnvoller Tätigkeit gerät 
Schaffer ins Umfeld der Touristikwer¬ 
bung und versucht sich als Stadtführer. 
Dabei erfolgreich, wird er von einem 
ehemaligen Weißenfelser beauftragt, 
einen Stadtführer zu schreiben. Das 
schafft für Schaffer ständige Verglei¬ 
che zwischen Vergangenheit und Ge¬ 
genwart, wobei die Grenzen fließend 
werden, die Zeiten ineinander überge¬ 
hen und bedrohliche Halluzinationen 
von Schreckensbildern entstehen: Dü¬ 
rers apokalyptische Reiter und Gestal¬ 
ten einer bedrohlichen Walpurgisnacht 
scheinen sich in Ellerts Walpurgisge¬ 
stalten Kaiser, Soldat, Lumpenmänn¬ 
chen und Tod zu spiegeln, herunter¬ 
geholt auf die Ebene hässlichster 
Wirklichkeit, die Schaffer zusätzlich 
verunsichert. Die einst überschaubare 
und gestaltbare Wirklichkeit ist zu ei¬ 
nem grotesken Verwirrspiel geworden, 
das in vielen Varianten aufbricht und in 
Schaffer und Schwertfeger sogar Paral¬ 
lelen zu Faust erkennen lässt, der schon 
im Walpurgisnachtbeginn zu ahnen ist. 
Im Namen Schaffers liegt das fausti¬ 
sche Moment des Schaffens, in dem 
Schwertfegers, der mehrfach mit Teuf¬ 
lischem verglichen wird (177), ein Ele¬ 
ment des Zerstörerischen (Schwert). In 
beiden wird faustisches Anliegen kari¬ 
kiert, Bildung wurde heruntergewirt- 
schaftet zu Event und entleerter Unter¬ 
haltung, zum Tourismusprojekt „Erleb¬ 
nisreisen in die Kriegsgeschichte“ (45). 
Schaffer ist auf der Suche nach einem 
sinnerfüllten Leben, trotz aller ihn um¬ 
gebenden Einschränkungen. Sein Weg 
aber wird zu einem ständigen „Rund¬ 
gang“, der Ausdruck von Aussichtslo¬ 
sigkeit wird. Dazu gehören Wiederho¬ 
lungen von Namen, Ereignissen und 
Abläufen. Schaffers Rundgang wird 
zum Hamsterrad, in dem er stirbt. Er 
lässt ratlose Freunde zurück. Befragt 
nach dem Grund für diesen Tod, der 
nicht genannt wird, antwortete Ellers 
einem Leser: „Er hat die misslichen 
Verhältnisse letztlich nicht verkraftet.“ 
Erhärt Eller ist ein Schriftsteller, 
der das Scheitern in dieser Gesellschaft 


gründlich dokumentiert. Hoffnungen 
gibt es in seinen Werken kaum. Umdeu¬ 
ten zum Wenderoman, wie es gegen den 
Willen des Autors mit Seilers „Kruso“ 
der Fall war, lässt sich Ellers „Boden¬ 
frost“ auch nicht: Zwar ist es ein Wende¬ 
roman, aber einer von der Sorte, die von 
der Kritik unterschlagen werden, die 
auch keine Preise erhalten und vor de¬ 
nen man das Publikum durch Nichtbe¬ 
achtung bewahrt. Ellers macht das ein¬ 
dringlich und mit einer schroffen, nicht 
beruhigenden Intensität, bei der die 
Sprache fast holzschnittartig verwendet 
wird und auch verbindliche Normen, 
unter anderem der Rechtschreibung, 
verlassen, Jargon und Slang verwen¬ 
det werden, manchmal bis zur Störung, 
Ausdruck der Zerstörung, getrieben. 
Das ist eines der Mittel, um den Zerfall 
der Gesellschaft und ihrer Werte - dar¬ 
unter Recht und soziale Gerechtigkeit, 
Freiheit, Bildung und Arbeit - adäquat 
zu beschreiben. Ellers den Leser er¬ 
schütterndes, berührendes Buch setzt 
die bisherigen Werke des Autors über 
soziale Ungerechtigkeit, Ausbeutung, 
Diskriminierung und einen unmensch¬ 
lichen Umgang mit Menschen fort, die 
man vom Wichtigsten getrennt hat, auf 
das sich ihr Leben gründete: von ihrer 
Arbeit und von ihrer Biografie, aus der 
sich ihre Individualität ergibt. Die darin 
beschriebene Hoffnungslosigkeit ist ri¬ 
goroser als bisher. Änderung erscheint 
Schaffer nur in der kaum für möglich 
gehaltenen Vorstellung denkbar, „dass 
sich die Unteren, die Enterbten, die 
Ausgestoßenen, zu einem mächtigen 
Marschblock formten. Die Verachtung 
der Verachteten untereinander, das 
war ihm nun glasklar, nutzte nur den 
herrschenden Herrschaften.“ (13) Da¬ 
gegen formte sich aus dem Bodensatz 
eine zerstörerische Bewegung, die „wö¬ 
chentliche Kundgebung der Enterbten 
auf dem Markt“ (265). 

Ellers Buch stellt sich in eine Lü¬ 
cke in der Gegenwartsliteratur; es gibt 
indessen mehr davon als man glaubt. 
Aber diese Bücher sind von keiner 
Messe, keiner Jury und keiner staats¬ 
konformen Literaturkritik erwünscht 
und werden deshalb auch nicht bewor¬ 
ben. Scheinheilig bedauert die bürger¬ 
liche Presse den Mangel an sozialen 
Stoffen in der Literatur; nähme sie sich 
einen Augenblick Zeit für das umfang¬ 
reiche Werk Ellers, fände sie soziale 
Probleme zuhauf und zugespitzt. Aber 
das verbietet die Selbstzensur. Dadurch 
wird der „Bodensatz“ begünstigt. 

Rüdiger Bernhardt 


„Hier ist die Erde bitter“ 

Deutsche Kriegsverbrecher! in Griechenland 1941-1945 
Musikalisch-dokumentarisches Programm 


Für Millionen Deutsche ist Griechen¬ 
land ein beliebtes Urlaubsland. Man 
kennt die Badestrände und die anti¬ 
ken Stätten. Aber wer kennt die Orte, 
an denen die deutschen Besatzer wü¬ 
teten? 

Das faschistische Deutschland 
überfiel Griechenland im April 1941. Es 
kamen unheilvolle Jahre für das kleine 
Land. Alles was von Wert war, wurde 
geraubt. Wo man Partisanen vermutete, 
wurden ganze Dörfer niedergebrannt 
und die Bevölkerung abgeschlachtet. 
Fast alle Juden wurden in Konzen¬ 
trationslager deportiert - nur wenige 
kamen zurück. Tausende starben an 
Hunger und Seuchen. Als die Deut¬ 
schen abzogen, hinterließen sie nichts 
als verbrannte Erde. Davon konnte sich 
Griechenland nie erholen. 

Und trotzdem begegnen die Grie¬ 
chen den Deutschen immer offenen 
Herzens. 

Und umgekehrt? Die Rückzahlung 
eines Zwangskredits an Griechen¬ 
land, die Entschädigung der Opfer, 
die Rückerstattung des geraubten jü¬ 
dischen Vermögens, aus dem die Fahr¬ 
karten nach Auschwitz bezahlt wur¬ 
den - alles offene Fragen. 

Die Künstler haben etliche Orte der 
Verbrechen besucht, an einigen haben 


sie sogar konzertiert. Nun also ein Pro¬ 
gramm. das dieses dunkle Kapitel der 
griechisch-deutschen Geschichte fa¬ 
cettenreich beleuchtet. Nicht nur mit 
Augenzeugenberichten, historischen 
Dokumenten und Beschreibungen der 
Ereignisse dieser Zeit, sondern auch 
mit Liedern. Lieder der griechischen 
Partisanen. Rembetiko-Lieder des Wi¬ 
derstandes. Lieder der sephardischen 
Juden aus Thessaloniki. Und Lieder des 
griechischen Komponisten Mikis Theo- 
dorakis, der als junger Mann im Wider¬ 
stand gegen die Deutschen aktiv war 
und in die Fänge der SS geriet. 

Die Premiere findet statt am Frei¬ 
tag, 8. Dezember, 19 Uhr im Schloß¬ 
bergmuseum, Schloßberg 12 in Chem¬ 
nitz 

Das Trio Quijote sind Sabine Kühnrich, 
Gesang, Querflöte, Nachdichtungen; 
Ludwig Streng; Gesang, Piano, Bou- 
zouki, Nachdichtungen, und Wolfram 
Hennig-Ruitz: Gesang, Gitarre. Der Ein¬ 
trittspreis beträgt 10 Euro bzw. 6 Euro 
Kartenbestellungen und Rückfragen 
unter 

E-Mail: sabine.kuehnrich@gmx.de, Tel.: 
0177-2231335 

Weitere Informationen: www.quijote. 
de 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 

Ernst Thälmann - 
Bilder 
Dokumente 
Texte 

Dieser Band ist eine ausgezeichnete, 
umfangreiche Text-, Bilder- und Doku¬ 
mentensammlung über das Leben und 
Wirken von Ernst Thälmann. Im Anhang 
befindet sich eine ausführliche „Biographische Chronik“ so¬ 
wie ein Quellenverzeichnis. Der Band eignet sich zur eigenen 
Lektüre, aber auch als Geschenkband zur vielen Anlässen. Es 
handelt sich um einen Mitdruck einer Auflage des Dietz-Verla- 
ges Berlin 1986. 

Röderberg-Verlag Frankfurt, Großformat 24,5 x 31,5 cm, 394 
Seiten, mit Schutzumschlag, im Kartonschuber, besterhalten, 
wie verlagsneu, 12 Euro + Porto 

www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17 78 89 23 / Fax: - 28 
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Tarif? Gesetz? Debatte? 

Gewerkschafter diskutieren auf der Arbeitszeitkonferenz der DKP über Arbeitszeitverkürzung 


Trumpfkarte im Standortpoker • Von Robert Sadowsky, 
Erster Bevollmächtigter der IGM Gelsenkirchen 


Wir haben in Gelsenkirchen eine offizi¬ 
elle Arbeitslosigkeit von 13,5 Prozent, 
eine offizielle heruntergerechnete Un¬ 
terbeschäftigung, die es bei der hohen 
Arbeitslosigkeit dort gibt, von 18,5 Pro¬ 
zent, und die reale Arbeitslosigkeit liegt 
deutlich über 20 Prozent. Das ist der 
Hintergrund, vor dem ich spreche. 

Obwohl wir schwierige Diskussionen 
haben, gerade in der Frage, ob wir uns an 
die Arbeitszeitdauer heranwagen sollen, 
haben wir gesagt, wann sollen wir das 
machen, wenn nicht jetzt in dieser Zeit, 
wo wir wirklich eine gute wirtschaftli¬ 
che Situation haben, sowohl gesamtwirt¬ 
schaftlich wie auch metallwirtschaftlich. 
Wir hatten eine gemeinsame Veranstal¬ 
tung der IG-Metall-Geschäftsstellen Es¬ 
sen, Mülheim, Oberhausen und Gelsen¬ 
kirchen und haben die Frage diskutiert, 
ob wir uns an die Arbeitszeitverkür¬ 
zung heranwagen sollen. Und das sind 
alles Geschäftsstellen, die quer liegen 
zu der wirtschaftlichen Situation und zu 
der Beschäftigungssituation im übrigen 
Deutschland. Trotzdem haben wir in der 
Tarifkommission für diese Forderung ge¬ 
stimmt. Und wir stellen fest, dass es ei¬ 
nen Angriff von Seiten der Arbeitgeber 
auf die Arbeitszeitregelungen gibt, von 
Seiten der Regierung und auch von Sei¬ 
ten derer, die jetzt in der Opposition ge¬ 
landet sind, nämlich von der SPD. 

Vorhin ist gesagt worden, der Jörg 
Hofmann (Vorsitzender der IG Metall, 
davor Bezirksleiter der IG Metall in 


Baden-Württemberg, Anm. d.Red.) sei 
derjenige gewesen, der das Pforzheimer 
Abkommen (Regelungen für den Pro¬ 
zess der Abweichung von Tarifverträgen 
(Öffnungsklauseln), die 2004 von der IG 
Metall Baden-Württemberg und Süd¬ 
westmetall ausgehandelt wurden, Anm. 
d. Red.) wesentlich mitgestaltet hat. Das 
stimmt. Man muss aber auch wissen, dass 
es vor dem Pforzheimer Abkommen be¬ 
reits eine Vielzahl von abweichenden 
Vereinbarungen insbesondere in Baden- 
Württemberg gab. Diese waren aller¬ 
dings im Geheimen zwischen Betriebs¬ 
rat und Unternehmensleitung ohne IG 
Metall ausgehandelt worden. Da ist ver¬ 
sucht worden, etwas wieder einzufangen, 
was bislang unter dem Teppich gehalten 
wurde, und es ist gut, dass es aus dieser 
Grauzone raus gekommen ist. 

In der Diskussion um Standorte sind 
Betriebsräte sehr gern bereit, die Mög¬ 
lichkeiten, die der Manteltarifvertrag bei 
der Gestaltung der Arbeitszeit gibt, zu 
nutzen und dem Arbeitgeber, dem Ka¬ 
pitalisten, noch mehr Flexibilität zu ver¬ 
sprechen. Deswegen ist die Gestaltung 
der Arbeitszeit eine Trumpfkarte gewor¬ 
den im Standortpoker. 

Wir sind uns übrigens bewusst, dass 
in sehr vielen Betrieben die Arbeitszeit¬ 
forderung nicht mobilisierend wirkt. In 
manchen Betrieben sogar negativ. Für 
die meisten ist die Lohnforderung die 
Lokomotive, das Zugpferd. In fast allen 
Betrieben ist Flexibilisierung eigentlich 


nur zu Lasten der Beschäftigten umge¬ 
setzt worden. 

Der große Abstand zwischen un¬ 
seren tariflichen Regelungen in der 
Metall- und Elektroindustrie und der 
Stahlindustrie und der gesetzlichen Re¬ 
gelung, die es europarechtswidrig mög¬ 
lich macht, 60 Stunden in der Woche 
zu arbeiten, und nach sechs Monaten 
Ausgleich muss man dann auf 48 Stun¬ 
den gehen. Das gibt einen ungeheuren 
Druck auf unsere Tarifverträge. War¬ 
um ist das so, dass die Arbeitszeitfle¬ 
xibilisierung und die Arbeitszeitdauer 
die Trumpfkarte im Standortpoker ist? 
Das ist so, weil es möglich ist. Und des¬ 
wegen muss in Deutschland, der Aus¬ 
gleichszeitraum europarechtskonform 
gemacht werden. Das wäre ein erhebli¬ 
cher Schritt nach vorn, wenn diese blöde 
48-Stunden-Woche, die im Durchschnitt 
von sechs Monaten erreicht werden soll, 
dann dahingehend verändert wird, dass 
eine 40-Stunden-Woche im Durchschnitt 
von vier Monaten erreicht wird. 

Wir brauchen eine gesetzliche Flan¬ 
kierung unserer Arbeitszeitpolitik. Und 
ich sage nochmal, um diese gesetzliche 
Flankierung hinzubekommen, muss man 
erst mal eine öffentliche Debatte über 
Arbeitszeit so führen, dass sie menschen¬ 
gerecht sein muss und nicht nur „mo¬ 
dern“ und wettbewerbsfördernd. Unser 
Gewerkschaftstag 2015 hat beschlossen, 
eine langfristig angelegte Arbeitszeit¬ 
kampagne der IG Metall zu entwickeln, 


die sowohl betrieblich als auch tariflich 
als auch gesetzlich zu betreiben ist. 

Wir haben einen Betrieb mit so ei¬ 
ner blöden Tarifabweichung. Dafür sind 
Investitionen zugesagt worden und da¬ 
für gibt es den Standort noch. Das ist 
der Betrieb in Gelsenkirchen, wo es die 
höchste Zufriedenheit mit der Arbeits¬ 
zeit gibt, obwohl sie relativ lang ist. Und 
wisst ihr, woran das liegt? Die arbeiten 
dreischichtig, haben aber die Möglich¬ 
keit, ihre Schichten untereinander zu 
tauschen. Die regeln das selbst. Ein an¬ 
derer Betrieb, Automobilzulieferer, hun¬ 
dertprozentig Flächentarifvertrag, alles 
in Ordnung, gute Eingruppierung, gut 
organisiert. Höchste Unzufriedenheit 
bei den Schichtarbeitern, und warum? 
Weil da dauernd die Schichten gewech¬ 
selt werden. Die wissen gar nicht, welche 
Arbeitszeiten sie in zwei Wochen haben 
werden. Das ist ein Hinweis darauf, dass 
das Thema Arbeitszeitgestaltung und 
Flexibilität im Interesse der abhängig 
Beschäftigten - nicht nur eine Sache 
ist von irgendwelchen Exoten, sondern 
durchaus auch eine Sache für unsere 
Kernkampftruppen der IG Metall ist. 

Als ich mit den Mülheim-Essen- 
Oberhausen-Gelsenkirchener Kollegen 
gesprochen habe, war die Angst groß, 
was an Gegenforderungen von der Ar¬ 
beitgeberseite kommt, wenn wir den 
Manteltarifvertrag kündigen. Wenn man 
an die Arbeitszeit ran will, dann muss 
man das. Je länger die Arbeitszeit im 



gesellschaftlichen Durchschnitt, desto 
größer die Arbeitslosigkeit. Es geht um 
ein Arbeitszeitverkürzungsprojekt und 
nicht um ein Individualisierungsprojekt. 

Jetzt nehme ich mal einen typischen 
Gelsenkirchener Betrieb. Da gibt es eine 
Instandhaltungsabteilung mit fünf Leu¬ 
ten, 200 Beschäftigte. Drei von den In¬ 
standhaltern kommen jetzt auf die Idee: 
Wir wollen unsere Arbeitszeit entspre¬ 
chend reduzieren. Kann dann der Be¬ 
trieb überhaupt noch aufrecht erhalten 
werden, wenn die Personalausgleichsfra¬ 
ge nicht geklärt ist? Und deswegen den¬ 
ke ich, man wird auch darüber intensiv 
sprechen müssen und vereinbaren müs¬ 
sen in dieser Tarifvereinbarung, wie das 
mit dem Personalausgleich aussieht und 
welche Aufgaben der Betriebsrat hat. 
Das kann durchaus sein, dass man, wie 
bei Altersteilzeit, bei einer Quotenre¬ 
gelung landet. Ich gehe davon aus, dass 
wir unser neues Instrument im Arbeits¬ 
kampf, nämlich den 24-Stunden-Streik, 
einsetzen müssen, wenn wir konsequent 
bleiben und uns nicht auf alle möglichen 
Spielchen einlassen wollen. 


Keine Pflöcke gesetzt • Von Tobias Michel, ehern. Betriebsrat, 
Mitglied der ver.di-Fachkommission Krankenhäuser & Reha NRW 


Was sind Anknüpfungspunkte bei 
ver.di für die Idee der 30-Stunden- 
Woche? Der Hauptantrag, der 2015 auf 
dem Gewerkschaftstag durchgekommen 
ist, lautet: Arbeitszeitgestaltung als Ker¬ 
nelement guter Arbeit. Marxisten ken¬ 
nen den Begriff gute Arbeit nicht. Wir 
kennen lebendige, tote oder gesellschaft¬ 
lich sinnvolle Arbeit. Es gibt einen Zu¬ 
sammenhang zwischen der Menge der 
Arbeit, die die einzelnen leisten, und ih¬ 
rer Gesundheit, nämlich je weniger sie 
leisten müssen, um so gesünder sind sie. 
Also wäre das Kernelement guter Arbeit 


immer eine Arbeitszeitverkürzung. Bei 
dem Thema nimmt ver.di Fahrt auf, aber 
nicht, um es tariflich zu vereinbaren, son¬ 
dern um es tarifpolitisch zu bearbeiten. 
Das ist in ver.di ein Unterschied.Tarifpo- 
litik bedeutet, das ist was für die Sams¬ 
tage und Sonntage, und von Montag bis 
Freitag machen wir etwas anderes. Aber 
wir nehmen dieses Thema auf und for¬ 
cieren die gesellschaftspolitische Debat¬ 
te. Gleichzeitig müssen wir wissen, wenn 
Gewerkschaften in einen Antrag rein¬ 
schreiben „Debatte“, dann bedeutet das, 
da haben Menschen vorher eingeschätzt, 


wir kriegen keine Mehrheit. Sonst hätten 
sie gesagt, wir hauen bestimmte Pflöcke 
ein. Wenn man keine Pflöcke für etwas 
einhauen kann, dann fordert man: Dar¬ 
über muss mal erheblich gestritten und 
debattiert werden. Und das bedeutet 
gleichzeitig, dass wir überprüfen müs¬ 
sen: Ist seit 2015 denn debattiert wor¬ 
den? Und die Antwort ist Nein. 

Es gibt einen Tarifvertrag der Län¬ 
der, und darin heißt es: Die Tarifpar¬ 
teien gehen davon aus, dass es für die 
Vereinbarung einer durchschnittlichen 
wöchentlichen Höchstarbeitszeit von 


bis zu 62 Stunden einen Bedarf geben 
kann. Wie kann das sein? Es handelt 
sich natürlich um besondere Beschäf¬ 
tigtengruppen, wie zum Beispiel Ärzte. 
Möchtet ihr euch von jemandem ope¬ 
rieren lassen, der seit 60 Stunden arbei¬ 
tet? Nein! 

Es gibt einen zweiten Tarifvertrag, 
für den Rettungsdienst, auf den ich euch 
hinweisen möchte. Da heißt es: Die Sum¬ 
me aus Vollarbeits- und Bereitschafts¬ 
zeiten darf durchschnittlich 48 Stunden 
wöchentlich nicht überschreiten. Manch¬ 
mal ist kein Risiko auf den Straßen, dann 



ist niemand zu retten. Und dieses Risi¬ 
ko geht dann auf die Beschäftigten über 
und die arbeiten dann durchschnittlich 
48 Stunden wöchentlich. Was lernen 
wir? Sobald ein Gesetz etwas zulässt 
und ein Tarifvertrag es erlaubt, wird der 
Betrieb es auch verhandeln. 


Sie wollen selbst bestimmen • Von Rainer Perschewski, 
EVG-Betriebsgruppenvorsitzender, Betriebsratsvorsitzender 


Wir haben derzeit bundesweit 385 Be¬ 
triebsgruppen. Ich komme aus Berlin. 
Dort haben wir 40 Betriebsgruppen, ich 
bin deren Sprecher. Es gibt einen Ar¬ 
beitskreis von Betrieben, die sich stark 
mit der Arbeitszeitfrage auseinander¬ 
setzen, und das Gleiche versuche ich 
auf Bundesebene als Bundessprecher 
der Betriebsgruppen im Bundesvor¬ 
stand der EVG. 

Die EVG ist nach wie vor sehr DB- 
orientiert. Nichtsdestotrotz gibt es in¬ 
zwischen einige hundert Eisenbahnver¬ 
kehrsunternehmen, in denen wir mehr 
oder weniger, aber eher weniger stark 
verankert sind. Sehr wohl haben wir 
bei der Bahn etwas durchsetzen kön¬ 
nen. Das hat Auswirkungen auf das, 
was wir in kleineren Betrieben durch¬ 
setzen können. 

Die Deutsche Bahn hat seit An¬ 
fang der 90er Jahre mit über 500 000 
Beschäftigten, also Bundesbahn und 
Reichsbahn, bis vor sieben Jahren ei¬ 
nen Schrumpfungskurs gemacht auf 
190 000 inländisch Beschäftigte. Das 
heißt, es ging die ganze Zeit richtig 
bergab. Auch gewerkschaftspolitisch 
war es schwierig bestimmte Dinge 
durchzuhalten. 


Die Arbeitszeitdiskussion ist in den 
letzten drei Jahren in der Tarifpolitik 
forciert worden. Wir haben seit gut 
neun Jahren eine tarifpolitische Ent¬ 
wicklung, die sehr positiv ist, unter dem 
Strich deutliche Lohnsteigerung bis zu 
sieben Prozent. Aufgrund der Arbeits¬ 
situation spielt das Thema Arbeitszeit 
eine immer größere Rolle. Die Beschäf¬ 
tigten werden stärker an der Aufstel¬ 
lung von Tarifforderungen beteiligt. In 
der letzten Tarifrunde, bei der die Auf¬ 
stellung der Forderung drei Jahre her 
ist, wurden mit unseren tarifpolitischen 
Ansprechpartnern aus den Betrieben 
intensiv Gespräche geführt. Deutlich 
wurde dabei, dass auch in der Arbeits¬ 
zeitfrage etwas getan werden muss. 
Da kam eine Mitgliederbefragung ins 
Spiel, die die Fragen enthielt: Wollt ihr 
Wochenarbeitszeitverkürzung, mehr 
Geld, mehr Urlaub, oder was wollt 
ihr? Als Ergebnis stellte sich heraus, 
dass die Meinungen extrem geteilt wa¬ 
ren. Die einen sagten, für uns ist mehr 
Geld das Wichtigste, die anderen sag¬ 
ten, wir wollen auf jeden Fall mehr Ur¬ 
laub, und die nächsten sagten, wir wol¬ 
len eine Wochenarbeitszeitverkürzung. 
Daraufhin hat unsere Tarifkommission 


gesagt, dann machen wir alles. Und so 
ist das sogenannte Wahlmodell entstan¬ 
den. Das kann man natürlich kritisie¬ 
ren. Aber da sage ich dann noch mal 
deutlich, wenn ich für die Demokrati¬ 
sierung von Aufstellung von Forderun¬ 
gen von Gewerkschaften und stärkere 
Basisbeteiligung eintrete, dann muss 
ich dem auch Rechnung tragen. 

Es wurde dann durchgesetzt, dass 
ab nächstes Jahr die Arbeitszeitverkür¬ 
zung wirkt. Man kann sich entscheiden 
zwischen weniger arbeiten bei glei¬ 
chem Lohn, in Form von sechs Tagen 
mehr Urlaub, einer Stunde Wochenar¬ 
beitszeitverkürzung, oder man bleibt 
bei der Arbeitszeit und lässt sich die 
eine Stunde bezahlen, das wären um¬ 
gerechnet 2,6 Prozent. 

Interessant ist dann die Umsetzung. 
Dabei kam was anderes raus als unse¬ 
re Mitglieder gesagt haben. Knapp 60 
Prozent der Mitarbeiter haben den Ur¬ 
laub gewählt, unter zwei Prozent die 
Wochenarbeitszeitverkürzung und 38 
Prozent sind auf mehr Geld gegangen, 
also auf der 39-Stunden-Woche geblie¬ 
ben. 

Ich habe in den Debatten - und 
nicht nur bei uns in den Betriebsgrup¬ 


pen - deutlich gemerkt, dass es vielen 
gar nicht darum ging, die Wochenstun¬ 
den zu reduzieren. Es ging um mehr 
Flexibilität in der Wahrnehmung mei¬ 
ner Arbeitszeit, also vom Schichtarbei¬ 
ter bis hin zum Verwaltungsmitarbeiter. 
Sie wollen selber ihre Schichten tau¬ 
schen, sie wollen selber die Möglichkeit 
haben, bestimmte Dinge einzusetzen, 
und alle wollen mehr Urlaub haben. 

Wir haben höher bezahlte, niedri¬ 
ger bezahlte Bereiche, zum Beispiel im 
Reinigungsbereich, Sicherheitsgewer¬ 
be und dergleichen. Genau in diesen 
Bereichen nehmen die Beschäftigten 
den Urlaub. Die Rechnung der Kolle¬ 
ginnen und Kollegen ist ganz einfach. 
Sie sagen, sechs Tage mehr Urlaub, das 
ist Brutto gleich Netto, das nimmt mir 
keiner, und mit mehr Urlaub kann ich 
richtig was anfangen. Wenn ich eine 
Lohnerhöhung nehme, habe ich un¬ 
term Strich weniger. Ich habe aus die¬ 
ser Debatte gelernt, dass die Frage der 
Zeitsouveränität einen deutlich höhe¬ 
ren Stellenwert bekommen hat. 

Was auch neu ist bei uns, dass ver¬ 
sucht wird, seitens der Gewerkschaft 
ganz massiv mit den Betriebsräten zu 
diskutieren, die Betriebsräte auch unter 



Druck zu setzen und zu sagen, ihr müsst 
die Auseinandersetzung zur Arbeits¬ 
zeitverkürzung mit einem Personal¬ 
ausgleich führen. Das ist sehr schwierig, 
weil in vielen Bereichen auch die Aus¬ 
bildungszahlen runtergefahren wurden 
und der demographische Wandel wirkt. 
Bei uns gehen 30 000 bis 40 000 Mitar¬ 
beiter in den nächsten Jahren in Rente. 

Wir kämpfen nicht nur um eine Wo¬ 
chenarbeitszeitverkürzung, sondern 
um eine Arbeitszeitreduzierung auf 
allen Ebenen, Tages-, Wochen-, Jah¬ 
res- und Lebensarbeitszeit. Das ist die 
Konsequenz aus der Tarifbewegung der 
letzten fünf Jahre. 
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Wie Bertelsmann die Demokratie abschafft 

Der viertgrößte Medienkonzern der Welt macht dumm - Die Politik folgt ihm brav • Von Klaus Stein 



Random House Tower in New York City, Sitz von Penguin Random House, der größ¬ 
ten Gruppe von Publikumsverlagen der Welt, die mehrheitlich Bertelsmann gehört. 


A nfang August waren der Pres¬ 
se die Ergebnisse eines kom¬ 
munalen „Finanzreports“ der 
Bertelsmann-Stiftung zu entnehmen. 
Es ging um erhebliche Unterschiede 
in der Finanzausstattung der Gebiets¬ 
körperschaften. Für den Ausgleich sind 
die Länder zuständig. Aber unter po¬ 
litischen Druck gesetzt werden ange¬ 
sichts der Schuldenbremse die weniger 
armen Kommunen. Sie sollen für einen 
Ausgleich bei den ärmeren sorgen. Das 
ist kostenneutral für die Landesregie¬ 
rungen. Vergeblich klagten im vergan¬ 
genen Jahr NRW-Gemeinden gegen 
den sogenannten Kommunalsoli. 

Die Bertelsmann-Stiftung lässt 
kaum ein politisches Thema aus. Allein 
in den letzten Wochen kam sie mit fol¬ 
genden Studien in die Medien: 

★ Unter dem Titel „Populäre Wahlen“ 
untersucht eine Bertelsmann-Studie 
mit dem Titel „Mobilisierung und Ge¬ 
genmobilisierung der sozialen Mili¬ 
eus bei der Bundestagswahl 2017“ die 
Gründe und Motive von AfD-Wählern. 
★ Der „Policy Brief 09/2017: New 
hope?“ analysiert in englischer Spra¬ 
che die Protestbewegung gegen Putin. 
★ Das „Spotlight Wirtschaft und Re¬ 
gion“, auch eine Studie, „zeigt, wie sich 
Freizeiteinrichtungen über Deutsch¬ 
land verteilen und wie sich Unterneh¬ 
men in ihrer Region für attraktive An¬ 
gebote einsetzen können“. 

★ Das „flashlight europe 07/2017“ er¬ 
läutert die gesetzlichen Grundlagen 
von „Brexit“ und der Freizügigkeit in 
der EU. 

★ Mit dem Datum 28. August 2017 
wurde eine Studie zur Kita-Qualität 
an die Presse gegeben: „Ob ein Kind 
eine gute oder schlechte Kita besucht, 
hängt nicht nur davon ab, in welchem 
Bundesland es betreut wird, sondern 
sogar in welchem Kreis.“ 

★ Ebenfalls Ende August kam der 
„Religionsmonitor“ von Bertelsmann 
heraus, der Zahlen präsentierte, nach 
denen Muslime genauso selten arbeits¬ 
los und genauso oft erwerbstätig seien 
wie Nicht-Muslime. Die SPD-Integra- 
tionsbeauftragte Aydan Özoguz freute 
sich daraufhin, dass die Integration von 
Muslimen viel besser sei als ihr Ruf. 

Die Vorschläge von Bertelsmann 
werden von der herrschenden Politik 
gerne angenommen. Und das nicht erst 
seit gestern. 

Zukunft der Bildung - 
Schule der Zukunft 

Im Jahr 1992 wurde die sogenannte Bil¬ 
dungskommission NRW berufen. Laut 
Ministerpräsident Johannes Rau sollte 
die Kommission „langfristig angelegte 
und gründliche Reformen“ erarbeiten. 
Die Kommission war „hochkarätig be¬ 
setzt“. Darunter Pädagogen, Gewerk¬ 
schafter und Wissenschaftler, dane¬ 
ben aber auch Hilmar Köpper von der 
Deutschen Bank und Reinhard Mohn 
(1921-2009), der damalige Eigentümer 
von Bertelsmann. Geschäftsführer der 
Kommission wurde Rainer Brockmey¬ 
er. langjähriger Mitarbeiter der Ber¬ 
telsmann-Stiftung und am Ende auch 
der Autor der Denkschrift „Zukunft 
der Bildung - Schule der Zukunft“. 
Sie prägt mittlerweile das Schulwesen 
in NRW ganz unabhängig davon, wel¬ 
ches Parteibuch die Kultusministerin 
hat. Die Zielrichtung der Denkschrift 
wird unter einem Schwall von päda¬ 
gogischem und Wissenschaftsjargon 
verborgen. Da wird von der „Plurali- 
sierung der Lebensformen und der so¬ 
zialen Beziehungen“ geschwafelt, vom 
Wandel der Wertvorstellungen und 
Orientierungen - in Wahrheit, um den 
weitreichenden Bildungsabbau zu ver¬ 
hüllen. 

Eins der entscheidenden Themen 
der NRW-Landtagswahl am 14. Mai 
2017 war „G 8“, also die Kürzung der 
Schulzeit, gegen die sich Schüler und 
Eltern schon seit Jahren wehren. Schon 
die Denkschrift lehnt „starre Schulzei¬ 
ten“ ab. Zudem forderte sie, die Vor¬ 
stellung von einem Wissenskanon auf¬ 
zugeben. So etwas sei unflexibel. Lehrer 
sollten nicht mehr „vorrangig Wissens¬ 


vermittler“ sein, sondern „Lernbera¬ 
ter“ und „Lernhelfer“. In der Tat ist 
seither die Dequalifizierung von Leh¬ 
rern wie von Schülern umgesetzt wor¬ 
den, die Entwertung von Kenntnissen 
und die Entsorgung von Restbestand¬ 
teilen demokratischer Allgemeinbil¬ 
dung. Was 1992 noch Konzeption der 
Bertelsmann-Stiftung war, ist heute, 25 
Jahre später, gesellschaftliche Realität. 

Das „Hochschulfreiheitsgesetz“ 

Unmittelbar auf Hartz IV - übrigens 
auch ein Projekt von Bertelsmann - 
erfolgte 2005 die Abwahl der SPD in 
NRW. Seit 1966 hatte sie die Landes¬ 
regierungen geführt. Jürgen Rüttgers 
(CDU) wurde jetzt Ministerpräsident 
und Andreas Pinkwart (FDP) ver¬ 
antwortlich für die Hochschulpolitik. 
Am 20. Dezember 2005 veröffentlicht 
das Centrum für Hochschulentwick¬ 
lung (CHE) der Bertelsmann-Stiftung 
zehn Forderungen für ein Hochschul¬ 
freiheitsgesetz. Im Kern stand die 
Forderung nach Autonomie von Wis¬ 
senschaft, Forschung und Lehre. Die 
Hochschulen sollten frei von staatli¬ 
cher Gängelung und Kontrolle sein. 

Minister Pinkwart reagierte am 
25. Januar 2006 mit „Eckpunkten des 
geplanten Hochschulfreiheitsgeset¬ 
zes“ auf die CHE-Vorschläge. Sie bil¬ 
deten die Blaupause für seine Eck¬ 
punkte. Beispiel: Das CHE schreibt: 
„In verschiedenen Bundesländern ist 
bereits ein Modell eingeführt worden, 
in dem Kompetenzen vom Staat auf ei¬ 
nen Hochschulrat übertragen worden 
sind, wobei die Wahl des Rektors und 
die Verabschiedung der Grundordnung 
unabdingbar dazugehören. Der Hoch¬ 
schulrat muss hierdurch zu einem ins¬ 
besondere in strategischen Fragen 
wichtigen Entscheidungsorgan werden. 
Die Mitglieder des Hochschulrats soll¬ 
ten extern bestellt werden.“ 


Bei Pinkwart heißt es fünf Wochen 
später: „Der Hochschulrat tritt als neu¬ 
es Organ an die Stelle des Kuratoriums 
und besteht mindestens zur Hälfte aus 
Mitgliedern von außerhalb der Hoch¬ 
schule. Der Vorsitzende muss stets von 
außen kommen ... Der Hochschulrat 
entscheidet über die strategische Aus¬ 
richtung der Hochschule und nimmt 
die Fachaufsicht wahr. Er beschließt 
über den Hochschulentwicklungsplan 
und die von den Hochschulen mit dem 
Land ausgehandelte Zielvereinbarung.“ 
Im Mai 2006 vom Landeskabinett 
beschlossen, ist das „Hochschulfrei¬ 
heitsgesetz (HFG)“ seit dem 1. Januar 
2007 in Kraft. Seitdem sind die Hoch¬ 
schulen Körperschaften des öffentli¬ 
chen Rechts mit neuen Führungsorga¬ 
nen. Ihre Marktorientierung wird mit 
dem Wort Autonomie verschleiert. Neu 
ist vor allem der Hochschulrat, der zu 
einem großen Teil von den sogenann¬ 
ten Externen („nicht der Hochschule 
angehörig“) besetzt wird. Die Fachauf¬ 
sicht entfällt weitgehend. Stattdessen 
übernimmt Bertelsmann. Pinkwart teil¬ 
te mit: „Das Centrum für Hochschul¬ 
entwicklung (CHE) in Gütersloh wird 
die Umsetzung des Hochschulfreiheits¬ 
gesetzes begleiten und auswerten. Staat 
und Hochschulen müssen ihre neuen 
Rollen finden und annehmen. Dies 
wollen wir von unabhängigen Exper¬ 
ten begleiten lassen, damit alle von 


guten Beispielen lernen und mögliche 
Startschwierigkeiten schnell beheben 
können.“ 

Einige Monate später kann das 
„Handelsblatt“ triumphieren: „Mana¬ 
ger erobern Kontrolle an den Unis“. 


Die „deutsche Wirtschaft“ gewinne 
an Hochschulen mehr und mehr Ein¬ 
fluss: In den neu entstehenden Hoch¬ 
schulräten stellten Manager bereits 
ein Drittel aller Mitglieder. Von den 
Vorsitzenden dieser Kontrollgremi- 
en komme sogar fast jeder zweite aus 
der „Wirtschaft“. Das Blatt zählt dann 
eine Reihe von prominenten Mana¬ 
gern und Kapitalisten auf, unter an¬ 
derem finden wir Susanne Klatten aus 
der Quandt-Dynastie im Hochschulrat 
der TU München. 

2013 novellierte die SPD das 
Hochschulgesetz. Sie wollte bei der 


Drittmittelforschung die Hochschu¬ 
len zur Veröffentlichung verpflichten, 
schreckte indessen nach Druck aus 
den Unternehmensspitzen davor zu¬ 
rück. Jetzt, nach der Wahl einer neuen 
CDU/FDP-Regierung im Mai 2017, soll 
das Hochschulgesetz komplett überar¬ 
beitet werden. Die Koalition ist gegen 
die angeblichen Durchgriffsrechte des 
Ministeriums, also den kümmerlichen 
Restbestand öffentlicher Kontrol¬ 
le staatlich finanzierter Hochschulen. 
Öffentlich die Finanzierung, privat die 
Zwecke. 

Die Tätigkeiten und Einflussnah¬ 
men der Bertelsmann-Stiftung sind in¬ 
des noch sehr viel weiter gespannt. Auf 
ihrer Website schreibt die Stiftung, sie 
engagiere sich in der Tradition ihres 
Gründers Reinhard Mohn für das Ge¬ 
meinwohl, und formuliert: Gesellschaft 
entwickeln, Bildung verbessern, Wirt¬ 
schaft stärken, Kultur leben, Demokratie 
gestalten, Gesundheit aktivieren. Diesen 
Zwecken sollten Studien und Rankings, 
Projekte und Kongresse dienen. 

Bis 2010 war die Bertelsmann-Stif¬ 
tung an der Finanzierung des Centrums 
für angewandte Politikforschung (CAP) 
beteiligt. Offenbar hat sie sich mit des¬ 
sen Direktor Werner Weidenfeld Über¬ 
würfen. Er gehörte bis 2007 auch dem 
Vorstand der Bertelsmann-Stiftung an. 
Weidenfeld hatte von 1995 bis 2013 den 
Lehrstuhl für Politische Systeme und 
Europäische Einigung am Geschwister- 
Scholl-Institut für Politikwissenschaft 
der Ludwig-Maximilians-Universität in 
München inne. Das CAP war von ihm 
gegründet worden. CAP und Uni-Insti¬ 
tut arbeiteten in Fragen der Entwicklung 


der europäischen Integration zusam¬ 
men, namentlich beim Lissabon-Vertrag 
und beim Thema Militarisierung der EU. 

Der Globalisierungsreport 2016 der 
Prognos AG, der im Auftrag der Ber¬ 
telsmann-Stiftung erstellt wurde, sorg¬ 
te sich angesichts der Kritik an den 
Freihandelsabkommen wie TTIP und 
CETA um die globalisierungsbeding¬ 
ten Zuwächse im BIP (Bruttoinlands¬ 
produkt). Deutschland profitiere doch 
davon. 

Über ihre Stiftung nimmt Bertels¬ 
mann entscheidenden Einfluss auf die 
Gesundheitspolitik. Das Centrum für 
Krankenhausmanagement (CKM) ist 
ein so genanntes „An-Instilut“ der 
Westfälischen Wilhelms-Universität 
Münster und eine Gründung der Stif¬ 
tung. Es kommt heute ohne Finanzmit¬ 
tel der Stiftung aus. 

Die Gemeinwohlorientierung der 
Bertelsmann-Stiftung ist so zweifel¬ 
haft wie ihre steuerbegünstigte Kon¬ 
struktion. Der Stiftung gehört zwar 
seit 1993 die Mehrheit der Anteile des 
Bertelsmann-Konzerns, sie besitzt je¬ 
doch keine Stimmrechte. Bei Bertels¬ 
mann, dem Konzern, haben wir es mit 
dem viertgrößten Medienmonopol der 
Welt zu tun. Zu ihm gehört die RTL 
Group, Penguin Random House, Grü¬ 
ner + Jahr, BMG Rights Management 
GmbH, Arvato, die Bertelsmann Prin- 
ting Group, Bertelsmann Education 
Group und Bertelsmann Investments 
mit weltweit 116 000 Beschäftigten und 
einem Umsatz von 17 Mrd. Euro. 

★ Die RTL Group SA betreibt 57 
Fernseh- und 31 Radiosender in Euro¬ 
pa. Es gibt keinen größeren Betreiber 
von werbefinanziertem Privatfernse¬ 
hen und Privatradio. 9 263 Mitarbei¬ 
ter erzielten 2016 einen Umsatz von 
6,2 Mrd. Euro. 

★ Penguin Random House ist der welt¬ 
weit größte Verlag für Bücher. Zum 
Unternehmen gehören rund 250 Verla¬ 
ge auf fünf Kontinenten. Bertelsmann 
hält derzeit 53 Prozent am Unter¬ 
nehmen. 10 582 Mitarbeiter erzielten 
2016 einen Umsatz von 3,4 Mrd. Euro. 
2010 erschien bei Random House das 
Buch von Thilo Sarrazin „Deutschland 
schafft sich ab“ und erreichte eine Auf¬ 
lage von 1,5 Millionen, nachdem Ber¬ 
telsmann-Zeitschriften und -Sender 
das Buch propagiert hatten. 

★ Die Grüner + Jahr GmbH & Co. KG 
wurde 2014 zu 100 Prozent von Ber¬ 
telsmann übernommen. Der Verlag 
gibt allein über 300 Zeitschriften und 
Magazine heraus. 10 877 Mitarbeiter 
erarbeiteten 2016 einen Umsatz von 
1,6 Mrd. Euro. 

★ Das Dienstleistungsunternehmen Ar¬ 
vato beschäftigt 68 463 Mitarbeiter, die 
2016 einen Umsatz von 3,8 Mrd. Euro 
erwirtschafteten. Arvato-Mitarbeiter 
erledigen Arbeit, die Städte und Ge¬ 
meinden mangels Personal nicht mehr 
bewältigen. Neuerdings arbeiten für 
Arvato 500 Mitarbeiter in einem so ge¬ 
nannten „Löschzentrum“ in Essen. Das 
Berliner „Löschzentrum“ wird auf 700 
Mitarbeiter aufgestockt. Sie prüfen Fa- 
cebook-Inhalte und entfernen strafba¬ 
re und beleidigende Einträge, Folge des 
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes vom 
30. Juni 2017 Es setzt die private Netz¬ 
zensur ohne Widerspruchsmöglichkeit 
und Rechtsmittelvorbehalt durch. 



Der Hauptsitz der Bertelsmann-Stiftung in Gütersloh ist das Zentrum der politischen Einflussnahme und der Vermischung 
gemeinnütziger und privater Interessen. 
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Man sieht die Sonne langsam untergehen und erschrickt 
doch, wenn es plötzlich dunkel ist. 

Franz Kafka 


Im Alter von 85 Jahren ist unsere Mutter, die 
leidenschaftliche Friedenskämpferin und Kommunistin 

Manja Aschmoneit 




friedlich verstorben. 

Wir haben ihr viel zu verdanken. 

Artur, Elke, Peter, Mischa mit Familien 



Irma (Irmchen) Loch 

geb. Grickschot 
t 5. Oktober 2017 


Für die große und überaus herzliche Anteilnahme an 
ihrem Tode möchten wir unseren Dank sagen. Die Fülle 
schönerund liebevoller Erinnerungen, die in guten Worten 
schriftlich und mündlich zum Ausdruck kam, hat uns Trost 
und Kraft gegeben. Danke für die Begleitung zur letzten 
Ruhestätte und allen anderen Zuwendungen. All dies ist 
Anerkennung ihres Lebens und ihrer Persönlichkeit. 


Reinhold, Ulrich und Florian Loch 
im Namen der Familie 


Essen, im November 2017 


Einladung zur Kreismitgliederversammlung 
der DKP München 

am Sa., 18.11.2017 
um 14.00 Uhr im KommTreff 

Auf Beschluss der Kreisdelegiertenkonferenz der DKP 
München vom 2. 11. 2017 findet eine Kreismitglieder¬ 
versammlung der DKP München statt. 

Tagesordnung: 

Wahl der Kreissprecherlnnen/-vorsitzenden 

Wahl eines Kreisvorstands 

Wahl der Delegierten für den 22.Parteitag 


Der DKP-Parteivorstand hat auf seiner 8. Tagung 
am 25726. März 2017 den 22. Parteitag einberufen: 

22. Parteitag der DKP 

2. bis 4. März 2018 
Haus der Jugend in Frankfurt/Main 

Vorläufige Tagesordnung: 

• Eröffnung und Begrüßung 

• Konstituierung 

• a) Referate 

b) Diskussion zu: 

- Referaten 

- Tätigkeitsbericht des Parteivorstandes 

- Bericht der Revisionskommission 

- Finanzbericht 

• Entlastung des Parteivorstands 

• Beratung und Beschlussfassung von Anträgen 
und Entschließungen 

• Wahlen 

• Schlusswort 

Antragsberechtigt sind die Mitgliederversammlungen der 
Grundorganisationen, die Mitgliederversammlungen bzw. 
Delegiertenkonferenzen auf Kreis- bzw. Bezirksebene, der 
Parteivorstand, die Zentrale Revisionskommission und die 
Zentrale Schiedskommission. 

Antragsschluss und Delegiertenmeldung: Posteingang 
am 25. Dezember 2017 beim Parteivorstand der DKP, 
Hoffnungstraße 18, 45127 Essen. 

Gesonderter Antragsschluss für den PV-Antrag zur Par¬ 
teistärkung sowie Anmeldung von Gästen und rechen¬ 
schaftspflichtigen Mitgliedern: 

26. Januar 2018. Es wird um Übermittlung per E-Mail 
(pv@dkp.de) gebeten. 


Neu im EQ Shop 



Rote Spenden-Faust 

Die rote Spenden-Faust ist seit vielen Jahren der Eyecat¬ 
cher auf den Infoständen von UZ und DKP-Parteivorstand. 
Das Unikat wurde jetzt für uns von einer Bildhauerin ver¬ 
kleinert nachgebildet. 

Die Spenden-Faust ist ein Schmuckstück für jeden lin¬ 
ken Haushalt, eignet sich ausgezeichnet als originelles 
Geschenk und sollte auf keiner DKP-Veranstaltung oder 
Mitgliederversammlung fehlen. 

Rote Keramik, Höhe 12 cm, Breite 10 cm 
Preis 5,00 Euro + 2,00 Euro Versandkosten 

www.uzshop.de 

info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 177889-23 Fax: -28 




Amandla! 

Awethu! 

Machtfrage stellen 


XXIII. Internationale 

Rosa Luxemburg 

Konferenz • 13.1.2018 

Mercure Hotel MOA, Berlin-Moabit 

Informationen zu Programm und Vorverkauf: 

www.rosa-luxemburg-konferenz.de 


veranstaltet von 


junge Welt 



Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 karton) 
portofrei. 

Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 
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Entschleunigung 
Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 Fe Wo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

wm.to**» biohof.ö» 10035.15«. tWt 


Ckchof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



( - 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


DKP Niedersachsen 

Einladung zur Bezirksdelegiertenkonferenz der DKP 
Niedersachsen am Sonnabend, 9. Dezember 2017 

ab 10.00 Uhr im Freizeitheim Linden, 
Windheimstraße 4, 30451 Hannover 

Vorläufige Tagesordnung: 

1 Eröffnung und Begrüßung 

2 Konstituierung 

3 Referat und Rechenschaftsbericht des Bezirksvorstandes 

4 Berichte der Kommissionen 

5 Diskussion 

6 Bericht der Mandatsprüfungskommission 

7 Entlastung des Bezirksvorstandes 

8 Antragsdiskussion und Beschlussfassung 

9 Wahlen 

10 Bericht der Wahlkommission 

11 Schlusswort 

Die Mitglieder der kreisfreien Gruppen führen in der 
Mittagspause der Bezirksdelegiertenkonferenz eine ge¬ 
meinsame Mitgliederversammlung durch, auf denen die 
Delegierten und Ersatzdelegierten zum Parteitag gewählt 
werden. 


Die DKP Rheinland-Westfalen 
lädt ein zur Bezirksdelegiertenkonferenz 

am Samstag, dem 16. Dezember 2017 im Bürgerhaus 
MüTZe, Berliner Straße 77, Köln-Mülheim. 
Beginn 9.30 Uhr. Einlass ist ab 9.00 Uhr. 

Ende der Konferenz ca. 19.00 Uhr. 

Der Bezirksvorstand schlägt folgende Tagesordnung vor: 

• Eröffnung und Begrüßung 

• Konstituierung der Konferenz 

• Bericht des Bezirksvorstandes 

• Bericht der Schieds- und Revisionskommission 

• Diskussion und Grußworte 

• Bericht der Mandatsprüfungskommission 

• Entlastung des Bezirksvorstandes / 
des Bezirkskassierers 

• Beratung und Beschlussfassung der Anträge 

• Wahlen 

• Schlusswort 

Bitte Mitgliedsbuch und ausgefüllten Mandatsprüfungsbo¬ 
gen mitbringen. Der Delegiertenbeitrag beträgt 10,- Euro 
für Mittagessen und Konferenzunterlagen. 


Einladung zur Bezirksdelegiertenkonferenz 
der DKP Hessen 

9. Dezember 2017,10:00 bis 18:00 Uhr, 
Kongresshalle, Berliner Platz 2, 35390 Gießen 

Vorschlag zur Tagesordnung: 

• Eröffnung und Begrüßung 

• Konstituierung der Konferenz 

• Bericht des Bezirksvorstands 

• Bericht der Kassiererin und der Revisionskommission 

• Diskussion zu den Berichten 

• Entlastung der gewählten Gremien des Bezirks 

• Bericht der Mandatsprüfungskommission 

• Antragsberatung und Beschlussfassung 

• Wahlen des Bezirksvorstands, der Revisionskommission 
und der Schiedskommission sowie der Delegierten und 
Ersatzdelegierten zum 22. Parteitag am 2. - 4. März 
2018 in Frankfurt/Main 

• Vorschläge hessischer Mitglieder für den neuen Partei¬ 
vorstand, die zentrale Revisionskommission und die 
zentrale Schiedskommission 

• Schlusswort 


r 
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Farn. Heimes Müller 
i/39? Srrhmallenberg-Cjrafvhaft 
Tel. 029 72/97800- Fax 02972/978097 

iA«ötjvc« naoc i , l |, i t uiiö 

1591 425 Jahre 2016 

Arbeit und Familie 


Peter im Spieker war die erste Generation von vierzehn. 
Bis 1808 waren wir Leibeigene des Klosters Grafschaft. So 
wohnten und arbeiteten im Hause Bäcker, Brauer, Brenner, 
Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. Männer und 
Frauen waren abwechselnd Hofbesitzer. Heute sind unsere 
Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant und Obstbrennerei. 

ÜF, HP, VP, Sauerland-Card inklusive Wanderberatung, Lade¬ 
station für E-Bikes und E-Autos, mit Bus und Bahn erreichbar. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 


Restaurant - Dienstag und Mittwoch Ruhetag 
Hotel - durchgehend geöffnet 

www.gasthof-heimes.de 
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Leserbriefe / Aktionen / Termine 


Freitag, 17. November 2017 


Gratulation 

UZ Nr. 45,10.11.2017 

Diese Ausgabe war seit längerem mal 
wieder eine gute. 

Angefangen von der Darstellung 
zweier spanischer KP‘s „Kommunisten 
in der Katalonien-Frage“, obwohl ich 
dazu eine andere Auffassung habe und 
die Unabhängigkeitsbestrebungen auch 
und gerade der katalanischen Linken 
unterstütze. Dann der Artikel von El¬ 
len Beeftink „Tote Zeugen“, der klar¬ 
macht, dass der sogenannte „Verfas¬ 
sungsschutz“ als solche angenommene 
,Staatsinteressen 1 notfalls auch gewalt¬ 
sam durchsetzt. 

Eine realistische Einschätzung von 
Manfred Ziegler im Bericht „Einheit in 
Trümmern“ zur Übernahme der palästi¬ 
nensischen Gaza-Verwaltung durch das 
korrupte Abbas-Regime. 

Passend dazu bei den Anträgen 
zum DKP-Parteitag die Forderung 
der Israel-Freunde um Stephan Wolf 
zur Korrektur der eigentlich korrek¬ 
ten Einschätzung der sogenannten 
„Antideutschen“ im Antrag des Par¬ 
teivorstandes. 

Zu neuer Aktualität erweckt wur¬ 
de mit einer Buchbesprechung die „Ei¬ 
serne Ferse“, Roman von Jack London, 
zum real existierenden Kapitalismus 
unter den damaligen Zuständen in den 


Jährlich im November kommen Mit¬ 
glieder der DKP Solingen, der Partei 
„Die Linke“ Solingen, der SDAJ und 
der VVN-BdA zusammen zum Geden¬ 
ken an die Zwangsarbeiterinnen und 
Zwangsarbeiter aus der Sowjetunion 
und Polen, die in Solingen ums Leben 
gekommen sind. Diesmal war ein Mit¬ 
glied der DKP an der Reihe, eine klei¬ 
ne Ansprache zu halten. Er führte u. a. 
aus, dass sich in Deutschland in der Zeit 
zwischen 1939 und der Befreiung vom 
Faschismus 1945 insgesamt über zehn 
Millionen Zwangsarbeiterinnen und 
Zwangsarbeiter befanden. In Solingen 


Am 4. November fand in Stuttgart eine 
Veranstaltung zur Oktoberrevolution 
statt. Der äußerst gut besuchte Abend 
in der Friedenau wurde von der DKP, 
der Kommunistischen Partei Griechen¬ 
lands KKE und der Türkischen Kom¬ 
munistischen Partei TKP veranstaltet. 
Neben Liedern von Ernst Busch und 
Brecht-Texten hielten Vertreter der 
veranstaltenden Parteien Reden, in de¬ 
nen die Verknüpfung der Lehren aus 
der Oktoberrevolution mit der heute 
unter den Kommunisten diskutierten 
antimonopolistischen Strategie herge¬ 
stellt wurde. 


USA. Zum Schluß die fachmusikalisch 
hervorragende und auf hohem Niveau 
stehende Nachlese eines Konzerts des 
Hans-Beimler-Chors Berlin („Wär ich 
nicht arm, wärst du nicht reich“) von 
Hilmar Franz. 

Gratulation! 

Rüdiger Deißler, Berlin 

Schmerzlich nachempfinden 

„Nach dem Fußball...“ 

UZ vom 10.11, S. 16 

Lieber Fußballfreund Karl Rehna¬ 
gel, herrlich ist die Beschreibung Dei¬ 
ner Gefühlslage „Nach dem Fußball“. 
Ich kann das schmerzlich nachempfin¬ 
den. Bei mir war es das Sprunggelenk 
links. Ich hatte es so lange gegen ärzt¬ 
lichen Rat leidenschaftlich ausgereizt, 
bis ich mit 60 mein letztes Spiel kurz 
vor dem Schlusspfiff abbrechen muss¬ 
te. Ich quäle mich auch mit der Suche 
nach Ersatz. Radfahren, Power-Walken, 
„Kieser“-Training ist ja gut und gesund, 
aber es fehlt die runde Kugel. Vielleicht 
versuche ich im Frühjahr doch, ob ich 
mit professionellen Laufschuhen joggen 
kann. Boulen kann ich auch noch mit 
70, und Rotwein schmeckt auch ohne 
Eisenkugel. Steine-übers-Wasser-Wer¬ 
fen sollte ich mal wieder gemeinsam 
mit meinem Enkel Nikita machen. Mei¬ 
nen Cross-Trainer sollte ich mal wieder 


mussten während des gesamten zweiten 
Weltkrieges 16 000 Menschen Zwangs¬ 
arbeit leisten. Mehr als die Hälfte der 
Zwangsarbeiter in ganz Deutschland 
wie auch in Solingen kamen aus der 
Sowjetunion. 

Die meisten von ihnen wurden von 
der faschistischen deutschen Armee aus 
ihren Dörfern und Städten entführt und 
in Viehwaggons nach Deutschland ge¬ 
bracht. Oft wurden sie wie auf einem 
Sklavenmarkt an örtliche Unternehmer 
und Bauern verkauft. In Solingen muss¬ 
ten sie in fast 500 Betrieben schwerste 
Arbeit unter menschenunwürdigen Be- 


Der türkische Genosse erinnerte an 
die Gründung der TKP 1920 in der sowje¬ 
tischen Stadt Baku. Bei der Gründung der 
türkischen Republik und im Krieg gegen 
die imperialistischen Aggressoren wurden 
die türkischen Genossen von der Sowjet¬ 
union weitreichend unterstützt. Die neoli¬ 
beralen, faschistischen und von religiösem 
Fanatismus gekennzeichneten Strukturen 
der heute unter der AKP-Regierung ste¬ 
henden Türkei können nicht durch Re¬ 
formismus beseitigt werden, sondern nur 
durch die Herrschaft der Arbeiterklasse. 

Ebenso verdeutlichte es der griechi¬ 
sche Genosse mit Bezug auf verschiedene 


entstauben. Vielleicht kannst Du so ein 
Gerät trotz Kreuzbandriss nutzen. Al¬ 
les Gute neben dem schönsten Stadion 
der Welt. 

Klaus Mucha, per E-Mail 

Ein Boule-Turnier? 

„Nach dem Fußball...“, 

UZ v. 10.11., S. 16 

Also gibt es beim nächsten Pressefest 
eine Boule-Bahn, oder vielleicht sogar 
ein kleines Turnier? Ich bringe meine 
Kugeln gerne mit. 

Carola Kieras, per E-Mail 

Binsenweisheit 

„Kapitalismus kann Klima nicht 
retten“, UZ v. 10.11., S. 1 

Die Artikelüberschrift vermittelt eine 
Binsenweisheit. Natürlich kann der 
Kapitalismus die Klimaprobleme nicht 
lösen - er erzeugt sie ja. Das wäre wie 
Schnaps gegen Alkohol. 

Nur ist es leider so, dass nicht nur 
ein Begriff wie „Kapitalismus“ zur Ana¬ 
lyse gehört, sondern auch das sonstige 
Verhalten und die Notwendigkeiten der 
Menschheit. 

Auch im günstigsten Fall und auch 
vor der Industrialisierung und dem 
Entstehen oder der Verschärfung 
des Kapitalismus nutzten und nutzen 
wir Menschen die Ressourcen dieser 


dingungen verrichten. Die Firmen Rau¬ 
tenbach, Kronprinz, die Stadtverwal¬ 
tung Solingen und die Zwillingswerk 
KG waren die vier größten „Abneh¬ 
mer“ von Zwangsarbeitern in Solingen. 
Sie hausten unter den erbärmlichsten 
Bedingungen in Baracken, die Ernäh¬ 
rung war katastrophal, die Frauen und 
Männer die Schwerstarbeit leisteten 
mussten Hunger leiden. Ein bisschen 
Rübensuppe und 200 Gramm Brot war 
die Tagesration. Es gab Misshandlun¬ 
gen, Hass und Diskriminierungen ge¬ 
genüber den Fremden, ihnen zu helfen 
stand unter Strafandrohung. Es war den 


bürgerliche und opportunistische Kräfte, 
die den „unmittelbaren Ausweg aus der 
Wirtschaftskrise und der volksfeindlichen 
Politik“ verhießen, in Wirklichkeit aber 
lediglich bürgerliche Ablenkungsmanö¬ 
ver zur Bewältigung revolutionärer Be¬ 
strebungen waren. Die Syriza-Regierung 
mutierte schließlich zu einer „klassischen 
bürgerlichen Partei“, „die alle Leitlinien 
der Industriellen, der Reeder, der Banki¬ 
ers, der EU und der NATO umsetzt, die 
insgesamt gegen das griechische und an¬ 
dere Völker wirken“. Es gilt, die Arbeiter¬ 
bewegung wieder aufzubauen sowie den 
Aufbau der kommunistischen Partei in 
den großen Betrieben zu fördern. 

Hauptredner Hans-Peter Brenner 
wies im Zusammenhang der gemeinsa¬ 


Erde. Nicht nur der Kapitalismus hat 
die Kohlenstoffreserven „herausgebal¬ 
lert“. Auch alle anderen. Auch kom¬ 
munistische bzw. sozialistische oder 
realsozialistische Staaten und andere 
(Blockfreie) nutzen und vernutzen 
die Erde. Auch wenn wir uns noch so 
vernünftig verhalten würden, gegebe¬ 
nenfalls ohne Kapitalismus, werden 
wir Rohstoffe verbrauchen, die nicht 
nachwachsen. 

Deshalb ist zumindest die Sonnen¬ 
energie als Primärenergie der Erde der 
Grund für unsere Existenz und die ein¬ 
zig sinnvolle Energie zur Nutzung in 
der Zukunft. Auch dabei brauchen wir 
z.Z. zum Beispiel technische Anlagen, 
die mit anderen Ressourcen hergestellt 
werden. Von der Sackgasse E-Auto will 
ich jetzt nicht reden. 

Auch meine Straßenbahn und 
mein Bus und der ICE brauchen Ma¬ 
terial und Strom. Und der Strom fließt 
durch Leitungen, die aus Material, z. B. 
Kupfer, sind, das wir aus der Erde ho¬ 
len. 

Kapitalismus hin oder her, leider. 
So einfach ist das mit der Dampfram¬ 
me, dem „Ballern“ und der Schuldzu¬ 
weisung nicht. Zumal man durch das 
Finden eines Schuldigen noch nie ein 
Problem gelöst hat. 

Ulrich Straeter, Essen 


Zwangsarbeitern auch verboten, sich 
bei Bombenangriffen in den Schutz¬ 
kellern in Sicherheit zu bringen. 

Über die Gewinne und Verluste So¬ 
linger Unternehmen, die Zwangsarbei¬ 
ter beschäftigten, gibt es wenige Zahlen. 

„Ein Fall ist bekannt, die Firma Kie¬ 
serling und Albrecht hatte im Jahr 1939 
ein Gewinn von 870 000 RM. Über 900 
000 RM im Jahre 1942, zwei Millionen 
RM im Jahre 1943, steigert sich der Ge¬ 
winn, der auch aus der Ausbeutung von 
Zwangsarbeitern möglich wurde, auf 
2,5 Millionen im Jahre 1944.“ 

-ler 


men Organisation dieses Abends durch 
die drei KPs auf die „sich verbessernde 
praktische Zusammenarbeit verschiede¬ 
ner KPs auf deutschem Boden“ hin. Die 
Grundbedingung des Siegs der Oktober¬ 
revolution sei eine starke einheitliche 
kommunistische Partei mit einer festen 
Verankerung in der Arbeiterklasse. Er 
verwahrte sich gegen die Bezeichnung 
der Oktoberrevolution als „utopisches 
Sozialmodell“, wie sie in den bürgerli¬ 
chen Medien, aber auch von Wladimir 
Putin geringschätzig bezeichnet wird. 

Der Rote Oktober „basierte auf den 
sehr konkreten Grundforderungen der 
russischen Werktätigen, des einfachen 
russischen Volkes“ und war nicht „die 
Verwirklichung einer abstrakten Idee, 


Termine 




FR ★ 17. NOV 


Nürnberg: Linke Literaturmesse, Künst¬ 
lerhaus, Königstraße 93, bis 19. November 

SA ★18. NOV 


Wuppertal: „Materialistische Philoso¬ 
phie und Wissenschaft im antiken Indi¬ 
en“, Seminar mit Eva Niemeyer, Marx- 
Engels-Stiftung, Marx-Engels-Zentrum, 
Gathe 55,13 Uhr 

München: Außerordentliche Kreismit¬ 
gliederversammlung der DKP München, 
KommTreff, Holzapfelstraße 3,14 Uhr 

Nürnberg: Erich Schaffner auf der Lin¬ 
ken Literaturmesse, Künstlerhaus, Kö¬ 
nigstraße 93,16 Uhr 

SO ★ 19. NOV 


Düsseldorf: 100 Jal 
mit Erich Schaffner 
40,10.45 Uhr 

ire Oktoberrevolution 
, zakk, Fichtenstraße 

Ml ★ 22. NOV 

Gießen: Berufsverbc 
schichte“, Podiumsc 
Köbele, Vorsitzender 
Bastian, DGB-Haus, \A 

)te „vergessene Ge- 
liskussion mit Patrik 
der DKP, und Renate 
falltorstraße 17,19 Uhr 

DO *23. NOV 

Nürnberg: Wie gel 

sehe Kleinzeitung?, 
Zentrum, Reichstraß 

it eine kommunisti- 
DKP Nürnberg, Rotes 
ie 8,19 Uhr 

FR ★ 24. NOV 

Fürth: Novemberrevolution 1918 in Fürth, 
DKP Fürth, Infoladen Benario, Nürnberger 
Straße 82,19 Uhr 

Siegen: Erich Schaffner, Lieder Gedichte, 
Texte zur Revolution, Eintritt 5 Euro, VEB, 
Marienborner Straße 16, 20 Uhr 

SAH 25. NOV 


Wuppertal: ÜberWf 
Widerstandskämpfe 
Marx-Engels-Zentru 

arner Eggerath (KPD), 
r, mit Dirk Krüger, 
m, Gathe 55,14 Uhr 

Ml ★ 29. NOV 


Solingen: Vietnam, Laos, Südafri¬ 
ka - Kommunistische Parteien in der 
Regierung. Diskussion der DKP mit UZ- 
Redakteur Manfred Idler, Initiativen-Cafe, 
Klemens-Horn-Straße 3,19.30 Uhr 


sondern notwendig für die Sicherung 
der wichtigsten Lebensinteressen der 
Werktätigen und der Arbeiterklasse“, 
wie Brenner verdeutlichte. Sie war zu¬ 
dem Vorbild für viele andere Länder 
und Antrieb zur Gründung kommu¬ 
nistischer Parteien, so auch der KPD in 
Deutschland wie der an diesem Abend 
vertretenen griechischen und türki¬ 
schen KPs. 

Brenner verwies schließlich auf die 
aktuelle Strategiedebatte innerhalb der 
DKP. Anhand des Leitantrags zum 22. 
Parteitag wird diesbezüglich innerhalb 
der antimonopolistischen Strategie 
auch die Frage nach kurz-, mittel- und 
langfristigen Bündnispartnern gestellt. 

Andreas Grimm 


Gedenken an Zwangsarbeiter in Solingen 
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ln Berlin traf sich eine Runde profilierter Köpfe, um über die Oktoberrevolution 1917 
in Russland zu debattieren. Kein Streit, aber schon unterschiedliche Gewichtungen 
und Bewertungen sowohl zur Entwicklung bis hin zum Sturm auf das Winterpalais 
bis zu deutlichen Unterschieden bei den Folgen der russischen Politik in den 20er Jah¬ 
ren und in der Einschätzung, wo heute die internationale Arbeiterbewegung steht. 
Es diskutierten Nina Hager, Peter Brandt, Diether Dehrn, Raimund Ernst und Wolf¬ 
gang Gehrcke Anfang November in Berlin. Diese Debatte über eineinhalb Stunden 
ist endlich auf weltnetz-tv zu sehen und lohnt auf jeden Fall die Zeit. 


Dabeisein nur noch mit Fan-ID 


Es fehlen nur noch drei Teilnehmer der 
FIFA-Fußball-Weltmeisterschaft Russ¬ 
land 2018, die mit 32 Mannschaften das 
bisher größte Turnier dieser Art sein 
wird. Jetzt steht für die Fans, die vor Ort 
dabei sein wollen, die wichtige Phase 
an. Seit Beginn des Ticketverkaufs am 
14. September ist die Nachfrage sehr 
hoch: Bis zum heutigen Ende der ers¬ 
ten Verkaufsphase mit Ticketzuteilung 
im Losverfahren wurden 3 496 204 Ti¬ 
ckets beantragt. Die meisten Anträge 
kamen dabei aus Russland. Die inter¬ 
nationalen Anträge machen bislang et¬ 
was mehr als 30 Prozent aus. In den Top 
10 rangieren die Fans aus Deutschland, 
Brasilien, Argentinien, Mexiko, den 
USA, Kolumbien, Ägypten, China und 
Polen. Für das Eröffnungsspiel wurden 
rund 150 000 und für das Finale mehr 
als 300 000 Tickets beantragt. Die erste 
Verkaufsphase wurde ab 16. November 
fortgesetzt. Dann werden die Tickets in 
der Reihenfolge des Antragseingangs 
zugeteilt. Die erste Verkaufsphase mit 
Ticketzuteilung in der Reihenfolge des 
Antragseingangs endet am 28. Novem¬ 
ber. In dieser Phase gekaufte Tickets 
werden in den Wochen vor dem Turnier 
kostenlos an die Fans ausgeliefert. Der 
Beginn der Auslieferung ist für April/ 
Mai 2018 geplant. Dass es bei den frü¬ 
heren Turnieren immer wieder zu Be¬ 
trugs- und Korruptionsvorfällen kam, 
dass Offizielle ganze Kartenkontingen¬ 
te abzweigten, um sie profitabel weiter 
zuverscherbeln, muss erinnert werden. 
Die FIFA, Ausrichter der WM, meint 
zwar, ihr neues System mit doppelter 
Kontrolle könne diese Machenschaf¬ 


ten verhindern, aber die Cleverness 
und vielleicht sogar augenzwinkernde 
Duldung gegen wichtige Stimmen bei 
späteren Abstimmungen in der Orga¬ 
nisation bleiben uns gewiss und werden 
uns sicherlich wieder „überraschende“ 
Nachrichten nach der WM bringen. 

Richtig auf Nummer sicher wollen 
die russischen Behörden gehen. Nach 
einer Anordnung müssen alle Fans, die 
Spiele der FIFA-Fußball-Weltmeister- 
schaft Russland 2018 besuchen, eine 
Fan-ID beantragen - das offizielle 
Identitätsdokument, das speziell für 
Fans ausgegeben wird. Die Fans wer¬ 
den gebeten, dieses kostenfreie Doku¬ 
ment so bald wie möglich nach Eingang 
der E-Mail-Nachricht mit der Bestäti¬ 
gung ihrer Ticketkäufe nach der Bestä¬ 
tigung des Ergebnisses des Losverfah¬ 
rens zu beantragen. Der Bitte sollte der 
geneigte Fan auf jeden Fall nachkom- 
men, sonst bekommt er Schwierigkei¬ 
ten. Für den Zugang zu den Stadien ist 
nämlich nicht nur ein gültiges Ticket, 
sondern eine solche Fan-ID vorge¬ 
schrieben. Welche Informationen eine 
solche ID enthält, wer im Vorfeld prüft 
und eventuell sein - dem Fan unerklär¬ 
liches - Veto einlegt, ist noch nicht be¬ 
kannt. Um die „Freiwilligkeit“ der Bitte 
zu fördern, gewährt die ID den Fans zu¬ 
sätzliche Vorteile und Leistungen sei¬ 
tens des Gastgeberlandes, beispielswei¬ 
se die visumfreie Einreise in die Rus¬ 
sische Föderation, kostenfreie Reisen 
zwischen den WM-Spielorten und kos¬ 
tenlose Nutzung des öffentlichen Per¬ 
sonennahverkehrs an den Spieltagen 
Herbert Becker 


Risiko im Fitnessstudio 

Komplizierte Geräte, enge Leggings und komische Gerüche 



K ieser-Training ist ja gut und ge¬ 
sund, aber es fehlt die runde 
Kugel“ schrieb Leser Dr. Klaus 
Mucha auf meinen letzten UZ-Artikel 
und ich muss sagen: präzise auf den 
(Elfmeter-) Punkt gebracht! 

Kieser-Training mache ich nicht, 
aber, nun ja, ins Fitnessstudio gehe ich 
schon länger. „Du, in ner Muckibude?“ 
fragte mich zweifelnd ein Fußballkol¬ 
lege ob meiner recht dürftigen Figur. 
„Ja“, so meine Antwort, „was meinst 
du, wie ich erst ohne aussehen wür¬ 
de?“. Ein Argument, welches ihn ver¬ 
stummen ließ. 

Aber was heißt das eigentlich, Fit¬ 
nessstudio? Die allgemeine Horrorvor¬ 
stellung: Kein anwesender Mensch ist 
über 20, alle sehen aus wie aus der Par- 
ship-Werbung (groß, schlank, durch¬ 
trainiert und mit blendend weißen Zäh¬ 
nen) und alle strahlen bei ihren Übun¬ 
gen, als wäre Aufbautraining so prima 
wie eine selbstgemachte Lasagne mit 
einem Glas bestem Rotwein. 


Nun, so kann es sicherlich ausse¬ 
hen, aber wer ein wenig sucht, findet 
auch eine Nische. Mein Studio ist alt, 
die Geräte sind alt, die Musik ebenso 
(wenn auch furchtbar) und mindestens 
zur Hälfte sind es auch die Menschen. 

An einem normalen Tag sieht das 
so aus: Zwei Damen mittleren Al¬ 
ters und mittlerer Figur mühen sich 
auf „Steppern“ ab, ein älterer Arzt 
aus Mosambik, der vor Jahren ei¬ 
nen Schlaganfall hatte und nur noch 
einseitig trainieren kann, drei jun¬ 
ge Türken mit furchtbaren Muskeln 
und erstaunlicher Freundlichkeit, ein 
Verrückter in zerschlissener Jogging¬ 
buchse, der mehr Gewichte hebt als 
alle drei zusammen, ein einarmiger 
Glatzkopf, ein jüngeres Paar, herrlich 
normal gekleidet und eine junge Frau, 
die weder optisch noch verbal einen 
Hehl daraus macht, dass sie lesbisch 
ist. Dazu noch Herbert, Mitte 70 und 
Langzeitstudent, der beim Fahrrad¬ 
fahren Kafka liest. 


Könnte schlimmer sein, oder anders 
gesagt: Ich falle hier weder auf noch ab, 
kann in Ruhe meine Übungen machen 
(zumindest wenn nicht gerade „Ramm¬ 
stein“ durch die Musikboxen dröhnt) 
und es interessiert absolut niemanden, 
ob meine Schuhe von Nike oder Kik 
sind und ob ich mich in den letzten 
48 Stunden rasiert habe. Dass einzi¬ 
ge, was mich hier stört: Menschen, die 
nicht mitbekommen, dass sie gruselig 
schwitzen. Und riechen. Und dass ich 
immer die Gewichte der Geräte halbie¬ 
ren muss, wenn ich dran komme. Her¬ 
bert war vor mir dran, das Gerät steht 
bei 60 kg. Hmm ... 

Ob es Spaß macht? Nein. Ein Ersatz 
für den Fußball? NEIN. Ob es nutzt? 
Ganz sicher sogar. Und sei es nur als 
prima Argument für die bereits er¬ 
wähnte selbstgemachte Lasagne mit ei¬ 
nem Glas bestem Rotwein. Für irgend¬ 
was muss der ganze unansehnliche und 
kraftraubende Unsinn doch schließlich 
gut sein. Karl Rehragel 
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